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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
der

2. Versammlung des XXV. Landtags des Großherzogth. Oldenburg.

Zweite Sitzung.
Oldenburg , den 22 . März 1895 , Vormittags 9 ^ Uhr.

Tagesordnung : i.

2.
3.

4 .

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der Staatsregierung , betr. Zuschuß zu einer
Baugewerk- und Maschinenbau-Schule im Herzogthum Oldenburg.
Bericht desselben Ausschusses, betr. die Vorlage über die Anleihe für das vorbehaltene Krongut.
Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Vorlage der Staatsregierung , betr. Ankauf
des Grundstücks Peterstraße 10.
Bericht des Finanzausschusses, betr. Anstellung eines zweiten technischen Mitgliedes des evan¬
gelischen Oberschulkollegiums. Schreiben der Staatsregierung vom 5. März 1895.
Bericht des Eiseubahnausschusses über die Vorlage der Staatsregierung , betr. Ankauf des Lager¬
schuppens zu Nordenham von der Firma I . Matth . Gildemeister in Bremen, sowie Anbau
am Güterschuppen in Jever.
Bericht des Eisenbahnausschusses, betr. die Ausführung einiger Ergänzungen und Erweiterungen
bezw. Verbesserungen von Eisenbahnanlagen.
Bericht desselben Ausschusses über die Einnahmen und Ausgaben der Eisenbahnbetriebskasse,
sowie des Eisenbahnerneuerungsfondsnebst Vergleichungen mit dem Voranschläge in der Finanz¬
periode 1891 bis 1893.
Bericht des Eisenbahnausschusses über das Schreiben des Staatsministeriums vom 14. März
1895 , betr. Herstellung einer Fußwegüberführung über die Bahnhofsgleise von der Karlstraße
nach dem Bahnhofsvorplätzezu Oldenburg.
Bericht desselben Ausschusses über die Eingabe des Agitationscomitees zur Förderung des
Baus einer uormalspurigen Staatsbahn von Friesoythe nach dem Süden, betr. Erbauung dieser
Eisenbahn.
Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die Petition des früheren Stationsarbeiters
F . H. Fangmann,  betr . Wiederanstellung im Eisenbahndienst.
Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses, betr. Bitte des Fischzüchters Christian Wagner
in Oldenburg um Fürsprache.
Bericht desselben Ausschusses über die Petition der Interessenten des Ochtumer Sandes , betr.
Entschädigung wegen mangelhafter Zuwässerung der Außendeichsländereienauf dem OchtumerSande.

13. Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Petition des Bundes deutscher Frauenvereine,
betr. die Anstellung weiblicher Fabrikinspektoren.

14. Selbstständiger Antrag des Abgeordneten Jaspers , betr. geheime Behandlung von Vorlagen.
Berichte . XXV . Landtag, 2. Versammlung. 1
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Vorsitzender : Präsident Roggernann.

Am Regierungstische befinden sich die Herren Minister
Heumann,  Eisen 'bahndirektionspräsidentv. Mühlenfels,
OberregierungsrathAhlhorn,  Oberregiernngsrath Duzend,
Regierungsrath Becker,  Geh . Ministerialrath Willich.

Der Präsident eröffnetc die Sitzung um 9 /̂s Uhr.
Schriftführer Abg. Weber  verliest das Protokoll der

vorläufigen und der ersten ordentlichen Sitzung.
Da Erinnerungeil gegen die Protokolle nicht erhoben

werden, so werden dieselben vom Präsidenten für genehmigt
erklärt.

Präsident : In den Landtag ist eingetreten der neu
gewählte Abg. Zeidler.  Die Wahlakten find eingegangen
und der betr. 1. Abtheilung überwiesen worden. Ich bitte
den Berichterstatter, das Wort zu nehmen über die statt¬
gehabte Prüfung der Wahlakten.

Abg. Gross : Ich habe für die 1. Abtheilung über
die Ersatzwahl Bericht zu erstatten. Am 13. März hat
der Wahlakt in Eutin stattgefunden. Von 67 Stimm¬
berechtigten waren 57 erschienen; davon haben 36 ihre
Stimmen für Pastor Zeidler  in Ratekau und 21 für
Bürgermeister Mahlstedt  in Eutin abgegeben. Demnach
ist Pastor Ratekau  mit großer Majorität gewählt. Ir¬
gendwelche Unregelmäßigkeiten bei der Wahl find nicht vor¬
gekommen und beantrage ich Namens der 1. Abtheilung
deshalb die Wahl des Pastor Zeidler  für gültig zu
erklären.

Der Präsident läßt über diesen Antrag abstimmen.
Der Antrag wird angenommen.

Abg. Zeidler  leistet darauf den Eid.
Präsident : Ich habe sodann mitzutheilen, daß die

vom Landtage beschlossene Begrüßung Sr . Kgl. Hoheit des
Großherzogs durch ein Telegramm und Sr . Kgl. Hoheit
des Erbgroßherzogs durch eine Deputation staltgefunden
hat. Die Deputation bestand aus dem Gesammtvorstande.
Se . Kgl. Hoheit der Großherzog und Se . Kgl. Hoheit der
Erbgroßherzog lassen dem Landtage für die Begrüßung
herzlich danken. Sodann habe ich verschiedene Eingänge
mitzutheilen, und werde ich bei den einzelnen Eingängen,
soweit sie an Ausschüsse verwiesen worden sind, gleich be¬
merken, an welche Ausschüsse ich sie abgegeben habe. Es
sind eingegangen:

1. Petition des Gemeinderaths in Pakens, betr. das
an den Jade - Sielen bisher für den Verkehr mit
Torf gebräuchliche Maaß.

An den Petitionsausschuß.
2. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

betr. die Ernennung der Regierungs-Kommissare.
^ .ci aota.

3. Petition des Vereins der Hengsthalter des Herzog¬
thums Oldenburg, betr. Ausführung des Köhrungs-
Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 17.
Mai 1894.

An den Verwaltungsausschüß.

4. Petition des früheren Stationsarbeiters F . H. Fang¬
mann  in Halen um Wiedereiustellung in den Eisen-
bahndieust.

An den Petitionsausschuß.
5. Petition des Thierarztes Grashorn  in Ovelgönne,

betr. Stutenköhrung.
An den Verwaltungsausschuß.

6. Ministerial - Protokoll über die Eröffnung des
Landtags.

avta.

7. Schreiben des Großherzoglichcn Staatsministeriums,
betr. Erbauung eines Jsolirhauses beim P . -F . -L.-
Hospital und Bereitstellung von Mitteln für diesen
Zweck.

An den Finanzausschuß.
8. Petition des Arbeiters Joh . Voigts  in Godensholt,

um Erlassung der Pacht für ein Buchweizcnmoor
in der Loher Mark.

An den Petitionsausschuß.
9. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

betr. Neuwahl eines Landtags-Abgeordneten für das
Fürstenthum Lübeck.

10. Schreiben desselben, betr. die Landtagskosten.
aoka,.

11. Selbstständiger Antrag der Abgeordneten für das
Fürsteuthum Lübeck, betr. Mittel und Wege zur
Hebung der Landwirthschaft im Fürstenthum Lübeck.

Zu Eingang 8 bemerkt der Präsident : Ich habe
diese Sache an den Petitiousausschuß abgegeben; derselbe
hat aber beschlossen, sie nicht mehr zu berathen, und er¬
bittet das Einverständniß des Landtages dazu.

Dieses Einverständniß wird ausgesprochen, ebenso die
Zustimmung zu der Ueberweisung der Eingänge an die
Ausschüsse.

Präsident : Sodann sind verschiedene selbstständige
Anträge eingegangen, und auch eine Interpellation ist mir
soeben übergeben worden. Eingegangen ist der selbst¬
ständige Antrag der Herren Abg. Weber , Dohm und
Zeidler,  der genügend unterstützt ist, dahingehend:

Selbstständiger Antrag.
Die Abgeordneten für das Fürstenthum Lübeck bean¬

tragen gemeinschaftlich:
Der Landtag wolle die Staatsregierung ersuchen,
Mittel und Wege ausfindig zu machen, um dem
Ruin der körnerbauenden Landwirthschaft im Fürsten¬
thum Lübeck entgegenzusteuern und eventuell den Be¬
vollmächtigten im Bundesrath zu beauftragen, dahin¬
gehende Bestrebungen der Reichsregierung zu unter¬
stützen.

Begründ uug.
Die anhaltend niedrigen Kornpreise stellen nicht nur die

Existenz der heutigen Landwirthe in Frage , sondern die
der Landwirthschaft überhaupt , wodurch der Gewerbe-
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und Arbeiterstand bei uns in Mitleidenschaft gezogen
werden. Da im Fürstenthum Lübeck der Volkswohlstand
allein von der Landwirthschaft abhängt, so bedeutet eine
verlustbringende Landwirthschaft die Unmöglichkeit der
Bevölkerung, den finanziellen Anforderungen des Staates
und der Gemeinden zu entsprechen. Soweit dieses in
den letzten Jahren noch geschehen ist, hat der Besitz selbst
und nicht das Einkommen aus demselben Opfer gebracht.
Da keine Aussicht auf eine wesentliche Besserung der
Verhältnisse in Sicht ist, so kann uns eine gewisse Be¬
sorgnis um unseres Staates Wohl nicht verdacht werden.

Die Antragsteller:
Weber.
Doh m.
Zeidler.

Unterstützt durch:
B en eke.
Meyer.
Schröd er.
Ed. Lübben.
H. Roter.
Ä. Burlage.
C. Quatmann.

Der Landtag beschließt sodann, diesen Antrag in Be¬
tracht zu ziehen.

Präsident : Es entsteht die Frage, ob der Antrag
an den Ausschuß verwiesen oder gleich ini Plenum ver¬
handelt werden soll.

Abg. Meyer : Ich schlage vor, den Antrag direkt
im Plenum zu verhandeln, ich halte die Vorbereitung im
Ausschüsse nicht für erforderlich.

Abg. Hoher : Der Antrag ist von so weittragender
Wichtigkeit, daß ich eine Vorberathung desselben im Aus¬
schüsse Vorschläge.

Darauf wird bei der Abstimmung der Antrag auf
Verweisung an den Ausschuß abgelehnt und beschlossen, daß
der selbständige Antrag sofort im Plenum verhandelt
werden soll.

Präsident : Ferner ist eingegangeu ein genügend
unterstützter selbstständiger Antrag von dem Abg. Gross
und Genossen, so lautend:

Selbstständiger Antrag.
Der Landtag wolle für die Herstellung eines
Piers zwischen dem Ochsenpier und dem Längspier
in Nordenham in Verlängerung des südlichen Theils
des ersteren und Verbreitung des letzteren mit drei
Landungsbrücken, die erforderlichen Mittel bis zur
Summe von ^ 197 000 zu Lasten des Eisenbahn¬
baufonds bewilligen.

Gross.
Schröder.
Lübben.
H a nsi n g.

Unterstützt durch:
Jaspers.
S chul tz e.
Willen.
Dohm,
zur Horst.

Begr üudung.
Die dem Staatsministerium übergebene Petition des

Nordenhammer Handelsvereins — sämmtlichen Abge¬
ordneten durch Abdruck mitgetheilt — weist ziffermäßig
nach, daß im vergangenen Jahre durch den Mangel an
Schiffsliegeplätzen eine Anzahl von Schiffen, verhindert
worden ist,Nordenham anzulaufen und dadurch auch sonstige
Schädigungen des dortigen Verkehrs verursacht sind.

Es halten die Antragsteller, welcbe zum Theil dieses
aus eigner Erfahrung bestätigen können, es deshalb für
ihre Pflicht, nachdem die Staatsregierung mit einem dies¬
bezüglichen Anträge nicht hervorgetreten ist, zu beantragen,
daß der Landtag die Mittel zur Abhülfe dieses unsere Bevöl¬
kerung und die Einnahmen unserer Staatsbahn schädigenden
Zustandes der Staatsregierung zur Verfügung stellt.

Sie beschränken dabei ihren Antrag auf das unbedingt
Nothwendige.

Namens der Antragsteller
Gross.

Präsident : Zu diesem Anträge halte ich mich ver¬
pflichtet, auf deu Z 77 der Geschäftsordnung hiuzuweisen.
Ich bin allerdings im Augenblick nicht in der Lage, zu be-
urtheilen, wieweit derselbe voll zutrifft. Dort heißt es:

Ein vom Landtage gefaßter Beschluß kann,  ausge¬
nommen die Fälle der ZZ 82 und 115, auf dem¬
selben: Landtage nicht wieder zur Verhandlung ge¬
bracht werden, es wäre denn, daß die Staatsregierung
die nochmalige Erwägung der Sache, unter Darle¬
gung der dafür sprechenden Gründe, empfehle, in
welchem Falle eine weitere Verhandlung des Gegen¬
standes stattfindet.

Wenn der Antrag denselben Gegenstand betreffen sollte,
worüber die letzte Landtagsversammlung Beschluß gefaßt hat,
so könnte die Frage entstehen, ob überhaupt nach Z 77 der
Geschäftsordnung die Stellung eines derartigen Antrags
zulässig wäre. Ich habe nicht verfehlen wollen, darauf auf¬
merksam zu machen und möchte bitten, zunächst nur über
diesen Punkt sich zu äußern.

Abg. Gross : In erster Linie möchte ich annehmen,
daß unter dem Ausdruck „Landtag" nur die Versammlung
des Landtags gemeint ist. Es erhellt dies meines Er¬
achtens namentlich auch aus dem Z 22 der Geschäftsordnung,
wonach die vom Großherzog ernannten Regierungsbevoll¬
mächtigten durch ein Schreiben der Staatsregierung lcgi-
timirt werden. Es geschieht dieses bei jeder Landtagsver¬
sammlung. Auch bei der gegenwärtigen Zusammenkunft
sind die Regierungsbevollmächtigten von der Staatsregierung
wieder legitimirt worden. Ferner deckt sich unser Antrag
nicht mit dem, welcher bei der vorigen Versammlung zur
Berathung stand, damals nicht zur Entscheidung kam,
weil der weitergehende Antrag der Majorität des Eisen¬
bahnausschusses angenommen wurde und er dadurch beseitigt
wurde. Er deckt sich nicht vollständig mit diesem Antrag,
weil damals eine Summe von 200500 ^ gefordert war
und gegenwärtig nur 197 000 gefordert werden, da wir
nicht der Meinung sind, daß die Erbauung des Duo ä' ^ .lbsn
so große Eile hat. Ich möchte also glauben, daß der Ar-

1 *



4

tikel 77 der Geschäftsordnungder Behandlung unseres An¬
trags nicht im Wege steht.

Abg. Jaspers : Ich möchte die Auffassung des Herrn
Abg. Gross  unterstützen, wenn er meint, daß „auf dem¬
selben Landtage" heißt: innerhalb der Session des Land¬
tages. Der Landtag wird eröffnet, er wird geschlossen,
dann wird ein neuer Landtag berufen und eröffnet. Es
ist das nach dem ganzen äußeren Gesckästsverfahren ein
neuer Landtag. Das liegt aber auch im Sinne der Sache.
Wir haben 3 jährige Landtagsperioden. Wenn nun zu Be¬
ginn der Periode ein Beschluß gefaßt ist, dann sollte man
nicht glauben, daß, wenn nun innerhalb dieser 3 Jahre eine
neue Thatsache auftritt , die bislang nicht bekannt war, cs
dem Landtage benommen sein soll, daraus zurückzukommcn,
um den neuen Umständen Rechnung zu tragen. Ich sehe
nicht ein, welcher Sinn in dieser Bestimmung liegen sollte.
Ich bitte also, den Z 77 nach dem Anträge des Abg.
Gross  zu interpretiren.

Präsident : Einer Abstimmung bedarf es nicht. Sollte
einer der Abgeordneten der Meinung sein, daß der Antrag
nach K77 nicht zulässig wäre, so würde er dies zum Aus¬
druck bringen können dadurch, daß er gegen die Jnbetracht-
nahme stimmt.

Es wird darauf vom Landtage beschlossen, daß der
Antrag in Betracht gezogen werden soll.

Präsident : Ich bitte sodann um Vorschläge über die
geschäftliche Behandlung des Antrages, ob er an einen
Ausschuß verwiesen oder gleich im Plenum verhandelt
werden soll.

Abg. Gross : Meine Herren, es war die Absicht der
Antragsteller, den Antrag als dringlich zu bezeichnen, und
so war er auch zunächst bezeichnet. Ich bin aber auf die
Gefahr aufmerksam gemacht worden, daß dann die Dring¬
lichkeit abgelehnt werde und damit der ganze Antrag fallen
könnte. Infolge dessen haben wir uns entschlossen, die
Dringlichkeit fallen zu lassen. Wir kommen so spät mit
dem Anträge, weil wir hofften, die Staatsregierung werde
mit einer Vorlage hervortreten. Dies ist nicht geschehen,
wir mußten deshalb mit einem selbstständigen Antrag kommen
und dieses war nach der Geschäftslage früher nicht mög¬
lich. Ich habe nichts dagegen, daß der Antrag an den
Ausschuß verwiesen wird, wenn ich die Sicherheit bekomme,
daß der Ausschuß heute Nachmittag zusammentritt und der
Antrag morgen zur Verhandlung kommt. (Heiterkeit.)

Abg. Schultze : Ich möchte doch beantragen, den An¬
trag gleich im Plenum zu verhandeln. Es liegt nichts im
Wege das zu thun. Wir haben im vorigen Jahre hier so
eingehend darüber verhandelt, daß es jedem Abgeordneten
erinnerlich sein wird, und die Petition des Handelsvereins
in Nordenham giebt so ausreichendes Material , daß eine
Vorberathung im Ausschuß meines Erachtens nicht nöthig
sein wird. Darum möchte ich beantragen, den Antrag
morgen auf die Tagesordnung zu setzen.

Präsident : Ich möchte bemerken, daß einer der
Herren Abgeordneten ganz neu eingetreten ist, also voriges
Jahr an der Berathung nicht theilgenommen hat.

Abg. Hoher : Ich bin ganz entschieden dagegen, daß
wir den Antrag gleich im Plenum verhandeln. Wir sind

nicht so orientirt, daß wir das können. Es läßt sich nicht
erwarten, daß man die Sache 1 bis 2 Jahre genau im
Gedächtniß behält. Das einzige Material , welches uns zur
Beurtheilung der Bedürfnißfrage vorliegt, ist die Petition
des Handels- und Gewerbevereinszu Nordenham. Wenn
beschlossen würde, den Antrag gleich im Plenum zu ver¬
handeln, so müßte ich darauf verzichten, mich zu entscheiden.

Abg. Meyer : Ich möchte doch dringend bitten, die
Angelegenheit in einer Weise zu ordnen, daß morgen
darüber beschlossen werden kann. Für den Landmann ist
es ein großes Opfer, hier länger verweilen zu müssen. Ich
habe nichts gegen eine Vorberathung im Ausschüsse, wenn
dadurch eine Verzögerung der Entscheidung nicht herbei¬
geführt wird ; ich fürchte aber , daß dies naturnothwendig
der Fall sein würde. Ich bin aber nicht der Meinung,
daß weiteres Material nicht zur Verfügung stände als die
Petition des Handelsvereins. Wir haben doch die Berichte
aus dem vorigen Landtage, und jeder der Abgeordneten
wird im Stande sein, mit Zuhilfenahme dieser Berichte,
die ein so umfangreiches Material enthalten, sich zu orien-
tiren. Mit Herrn Abg. Schultze bin ich also der Mei¬
nung, daß die Vorberathung ganz gut entbehrt werden kann.

Bei der Abstimmung wird sodann beschlossen, den
Antrag sogleich im Plenum zu verhandeln.

Präsident : Ich kann natürlich keine Garantie über¬
nehmen, ob das schon Morgen früh oder Morgen Nach¬
mittag geschieht. Es liegt noch eine Reihe von Material
vor, das auch erledigt werden will. Es geht soeben noch ein
ein selbstständiger Antrag Meyer und Genossen, das Jagd¬
gesetz betr., der so lautet:

Selbstständiger Antrag:
Der Landtag wolle beschließen:

an Großherzogliche Staatsregierung das Ersuchen
zu richten, dem nächsten Landtage zu dem im
Herzogthum geltenden Jagdgesetze eine Vorlage zu
machen, welche in dasselbe Bestimmungen einfügt,
die geeignet erscheinen, durch eine Erschwerung
des Absatzes von in Schlingen gefangenen Hasen
und Rehen, eventuell in analoger Weise, wie es
in Preußen der Fall , der überhand nehmenden
Wilddieberei zu steuern.

Meyer,  als Antragsteller.
Unterstützt durch:

Roter.
Quatmann.
Feldhus.
Kückens.
Wallrich s.

Begründung.
Das Fangen von Hasen und Rehen in Schlingen hat

in vielen Gegenden des Landes einen Umsang ange¬
nommen, welcher die Jagd völlig zu vernichten droht.
Im beuackibarten Preußischen Gebiete besteht seit Jahren
eine Einrichtung, welche den Absatz des mittelst Schlingen
erlegten Wildes erheblich erschwert und dort die Folge
gehabt hat , daß jetzt viel weniger Wilddieberei mittelst
Schlingenstellen getrieben wird als früher.



5

Es ist mm die Absicht des Antragstellers , durch eine
Anregung des Landtags , welche er durch obigen selbst¬
ständigen Antrag zu provociren gedenkt , der Großherzog¬
lichen Staatsregierung die Prüfung der Frage nahe zu
legen , ob nicht auch im Herzogthum ähnliche Einrichtungen
möglich nnd durchführbar sind.

Der Landtag beschließt , daß der Antrag in Betracht
gezogen werden soll.

Präsident : Ich möchte Vorschlägen, daß der Antrag
auch gleich im Plenum verhandelt wird ; es wird einer
Verweisung an den Ausschuß nicht bedürfen.

Der Landtag erklärt sich damit einverstanden.
Präsident : Es wird mir eine genügend unterstützte

Interpellation übergeben von den Abgg . Hanken und Ge¬
nossen , so lautend:

Interpellation.
In Betreff der Trennung der Landgemeinde Olden¬
burg in zwei selbstständige Gemeinden wurde vom
25 . Landtage in der Sitzung am 8 . März beschlossen,
die Regierung zu ersuchen , die Frage der Trennung
einer eingehenden Prüfung zu unterziehen , über das
Resultat der Prüfung der nächsten Versammlung des
Landtags Mittheilnng event . Vorschläge zu machen.

Ich möchte daraufhin an die Regierung die Frage
stellen , ob sie geneigt ist . dem gegenwärtig tagenden
Landtage hierüber Mittheilung zu machen.

Hanken.
H . Roter.
B . Han sing.
H . Alfs.
Ä . Beneke.
A . zur Horst.

Ich werde die Interpellation auf die Tagesordnung
der nächsten Sitzung setzen.

Wir treten sodann in die Tagesordnung der heutigen
Sitzung ein . Ich darf zunächst annehmen , daß die Herren
von einer Verlesung der schriftlich erstatteten Berichte ab-
sehen wollen . (Zustimmung .) Ich darf ferner annehmen,
daß überall da , wo die im Z. 51 der Geschäftsordnung
bestimmte Frist nicht innegehalten ist , davon gleichfalls
Abstand genommen wird . (Zustimmung .) Der 1. Punkt
der Tagesordnung ist:

Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der
Staatsregierung , betr . Zuschuß zu einer Baugewerk - und
Maschinenbauschule im Herzogthum Oldenburg.

Der Ausschuß hat sich nicht einigen können ; es liegen
zwei Anträge vor , ein Minderheits - und ein Mehrheits¬
antrag . Ich eröffne die Debatte über beide Anträge und
ertheile das Wort Herrn Abg . Schröder.

Berichterstatter Abg . Schröder : M . H ., bei der Be-
rathung des Etats für das Herzogthum Oldenburg wurde
zu Z. 38 der Ausgaben für das Herzogthum von Seiten
des Landtags eine Summe von 34 800 ^ für Errichtung
einer Baugewerkschule in Oldenburg und ein jährlicher Zu¬
schuß vou 10 000 während der Finanzperiode bewilligt,
unter der Voraussetzung , daß die Stadt Oldenburg sich
bereit erkläre , ihrerseits 2500 ^ jährlich herzugeben . Die

Verhandlungen mit Oldenburg haben aber kein Resultat
gehabt und nunmehr tritt die Staatsregierung an den
Landtag mit der Forderung heran , die vorhandenen , bereits
bewilligten 34 800 und die 1894 nicht gebrauchten 10 000
zusammen 44 800 sowie die für 1895 und 1896 be¬
willigten Zuschüsse von je 10 000 ^ ihr zur Verfügung
zu stellen , damit sie, mit irgend einem Platze des Landes,
ein Abkommen treffen kann , welches , auf der Basis des mit
Oldenburg beabsichtigten Vertrags aufgebaut , diesen Ort
verpflichtet , 2500 jährlich für eine solche Anstalt herzu¬
geben . Der Ausschuß ist einstimmig der Ansicht , daß dem
Herzogthum Oldenburg eine Baugewerkschule erhalten bleiben
muß , bezw . daß die gegenwärtige , weil sie der Frequenz
nicht gewachsen ist und Schüler haben abgewiesen werden
müssen , eine Erweiterung zu erfahren hat , die den Bedürf¬
nissen entspricht . Es fragt sich nun , wie soll dieser Plan
zur Ausführung gebracht werden . Eine Minorität des
Ausschusses ist der Meinung , daß die Angelegenheit für den
Landtag zur Zeit nicht spruchreif ist . Nach den Erklärungen
des Herrn Regierungskommissars liegen Kostenanschläge,
Pläne und Abkommen mit irgend einem Privatunternehmer,
die der veränderten  Sachlage Rechnung tragen , zur Zeit
nicht vor . Vor einem Jahre handelte es sich um eine
Vorlage , die mit . Kostenanschlägen ausgerüstet war , welche
einen Erweiterungsbau der in Oldenburg vorhandenen Ge¬
bäude ins Auge faßte und auch eine bestimmte Summe in
Aussicht nahm . Nachdem dieser Plan gescheitert ist , ist
nach Ansicht der Minorität zunächst festzustellen , welcher
Aufwand erforderlich sein wird , wie die Verhältnisse des
zu wählenden Ortes liegen und wie etwa das Abkommen
zu treffen sein wird mit dem Privatunternehmer ; denn es
steht in Aussicht , keine Staatsanstalt zu errichten , sondern
die Sache in Anlehnung an ein Privatinstitut zu ordnen.
Es kommen also verschiedene Faktoren in Frage , die sich
zur Zeit nicht übersehen lassen , und es ist ebensowohl
möglich , daß mit der geforderten Summe nicht auszukommen
ist wie andererseits , daß sie viel zu hoch gegriffen ist.
Immerhin glaubt die Minorität , daß es zunächst nur darauf
ankommen kann , die vorhandene und als Vedürsniß ange¬
sehene Baugewerkschule lebensfähig zu machen und die Sache
noch einmal in Ruhe zu überlegen , und zu erwägen , ob es
nicht vielleicht richtiger ist , statt an ein Privatunternehmen
anzuschließen , eine reine Staatsanstalt zu errichten . Sie
glaubt damit den augenblicklichen Bedürfnissen Rechnung
getragen zu haben , sie glaubt auch der Staatsregierung
einen Dienst zu erweisen insofern , als dieselbe dann voll¬
ständig freie Hand hat , bis zum Zusammentritt eines nächsten
Landtages zu prüfen und zu erwägen , wie die Errichtung
einer solchen Schule zu planen ist , welches der geeignetste
Platz ist . Denn gerade die Auswahl des Platzes ist meiner
Meinung nach , keine ganz leichte , nachdem verschiedene Orte
als Bewerber hervorgetreten sind . Unter diesen Umständen
hält es die Minorität für gerechtfertigt , nur das Fortbe¬
stehen der gegenwärtigen Anstalt zu sichern und das Weitere
der Zukunft zu überlassen . Sie ist mit der Majorität,
wie ich schon vorher hervorgehoben habe , vollständig ein¬
verstanden , daß die Schule nicht eingehen soll.

Die Majorität glaubt ihrerseits , daß der Mangel der
Kostenanschläge nicht so sehr ins Gewicht falle , daß es
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keiner besonderen Abmachung bedarf, um vou Seiten des
Landtags die Angelegenheit zn erledigen, weil dem Land¬
tage bei seiner letzten Tagung Kostenanschläge und sonstiges
Material Vorgelegen haben; sic glaubt in dem damals vor-
gclegten Material eine Unterlage zu finden, welche eine
Stellungnahme des Landtags rechtfertigt; sie ist auch der
Meinung, daß, da die Mittel schon einmal bewilligt sind,
da es sich nicht um eine Mehrbcwilligung handelt, der
Landtag auch jetzt die geforderte Summe bewilligen kann.
Ich stehe auf dem Standpunkte der Minorität und als
Mitglied derselben bitte ich um Annahme des Minderheits-
antragcs.

Abg. Wilken : M . H.! Nachdem die städtische Ver¬
tretung der Stadt Oldenburg abgelehnt hat , den Zuschuß
für die zu erweiternde Baugewerkschule zu bewilligen, will
die Staatsregierung in der Vorlage nur die Genehmigung
haben, die vom vorigen Landtag bewilligten Mittel an
einem anderen Orte für die Einrichtung der Baugcwerks-
und Maschinenbauschule verwenden zu dürfen. Im vorigen
Landtage wurden die Mittel zur Erweiterung dieser Bau¬
gewerkschule ohne Anstand bewilligt, obgleich man damals
nicht wußte, ob die Stadt Oldenburg die gestellte Bedingung
erfüllen würde. Jetzt , nachdem verschiedene Städte des
Landes sich bereit erklärt haben, diesen Zuschuß zu bewil¬
ligen, ja sogar einige Städte noch weiter gegangen sind,
außer diesem jährlichen Zuschuß auch noch Bauplätze zur
Verfügung zu stellen, so will jetzt die Minorität des Aus¬
schusses die ganze Angelegenheit vertagen und erst durch
den nächsten ordentlichen Landtag zur definitiven Beschluß¬
fassung bringen lassen. Es ist im Ausschußberichte unter-
anderem gesagt, daß es sehr leicht möglich sein könne, daß
die bewilligte Summe überschritten würde. Ich glaube doch,
daß in einer kleinen Stadt des Landes sich ein solches
Gebäude viel billiger ausführen läßt als in der Hauptstadt;
die Löhne der Handwerker sind niedriger nnd auch die
Materialien zum Theil leichter heranzuschaffen. Für mich
ist aber die Hauptfrage: Es ist durchaus nothwendig und
ein Bedürfniß, daß die Schule möglichst bald erweitert und
mit einer Maschinenbauschule eingerichtet wird. Im vorigen
Landtage ist sowohl von der Staatsregierung wie vom
Landtage einstimmig ausgesprochen worden, daß es ein
dringendes Bedürfniß sei, sie einzurichten und zu erweitern,
und auch jetzt noch ist mir allen Seiten , wo ich mich er¬
kundigt habe, mitgetheilt worden, daß die so sehr im Auf¬
blühen begriffene Schule möglichst bald erweitert werden
müsse, denn die Schüler können nickt mehr ausgenommen
werden, die sich melden, sondern müssen zurückgewiesen
werden. Da die Staatsregierung nur die Erlaubniß haben
will, mit einem anderen Orte ein Abkommen zu treffen
und keine weiteren Mittel verlangt, so möchte ich bitten,
den Minderheitsantrag abzulehnen und den Mehrheitsantrag
welcher den Regierungsantrag empfiehlt, anzunehmen.

Abg. Jaspers : Daß die Anstalt in der Stadt Olden¬
burg am vortheilhaftestcn gelegen wäre, ist mir persönlich
ganz unzweifelhaft, und ich glaube darauf verzichten zu
dürfen, die Vorzüge der Stadt Oldenburg in dieser Be¬
ziehung des Weiteren vorzuführen. Der Stadtrath zu
Oldenburg hat den verlangten Zuschuß abgelehnt. Damit
ist die Frage der Errichtung der Schule für Oldenburg !

erledigt. Ich für meine Persou bedaure dies nicht so sehr
im Interesse der Stadt Oldenburg als im Interesse der
Anstalt selber. Jetzt will die Staatsregierung an einem,
anderen Orte des Herzogtzthums, welcher mindestens jähr¬
lich 2500 bietet — die Auswahl unter den Höchst¬
bietenden bleibt natürlich Vorbehalten— die Anstalt er¬
richten. Ich habe kein deutliches Bild davon, in welchem
Umfange die Anstalt errichtet werden soll; der Regierungs-
kommiffar sagte uns , es feien 150—200 Schälen in Aus¬
sicht genommen. Es mag sein, daß ein solcher Umfang dem
Bedürfniß entsprechen würde, und sollte dies in irgend einer
Weise nachgewiescn werden, so werde ich gern bereit seiiw
die dafür erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen-
Wenn aber eine Schule für 200 Schüler gebaut werden
soll, so bin ich der Meinung, daß der in Aussicht ge¬
nommene Kostenbetrag von 34 800, 10 000 ^ und
10 000 für 1895, die jedenfalls auch ganz erspart
werden, also 54 800 nicht annähernd ausreichen,
namentlich wenn, was auch als möglich hingestellt wird,
dem Leiter der Anstalt eine Dienstwohnung eingerichtet
werden soll. Ist nun also mit einer Gemeinde Seitens-
der Regierung das Abkommen getroffen, so wird man an
die Ausarbeitung des Planes und des Kostenanschlags¬
gehen, und ich vermuthe, daß sich bald Herausstellen wird,
daß mit 54 800 für 200 Schüler lange nicht gereicht
wird. Die Regierung wird alsdann vor die Frage gestellt,
entweder mehr auszugebcn als vom Landtag bewilligt war
— und dazu wird sich die Regierung, wenn ich sie richtig,
bcurtheile, sehr schwer entschließen— oder zum Schaden
der Sache eine zu kleine Anstalt einzurichten. Das letztere
möchte ich unter allen Umständen vermieden haben, das
wäre zum Nachtheil der ganzen Schule, es wäre aber auch
zum Nachtheil des Ortes , au welchem die Schule errichtet
wird, und letzteren Gesichtspunkt möchte ich auch namentlich
den Herren zur Erwägung überweisen, welche, wenn auch
unbewußt, vielleicht in der Hoffnung, die Schule demnächst
in die Nähe ihres Wahlkreises zu bekommen, an sich viel¬
leicht geneigt wären, der Regierung weitgehende Vollmachten,
zu geben. Es ist die Gefahr, die Schule und das künftige
Domizil der Schule zu schädigen, sehr naheliegend. Im
Uebrigen stelle ich mich ganz auf den Standpunkt des Abg.
Schröder . Ich möchte aber namentlich noch auf einen
allgemeinen Gesichtspunkt Hinweisen. Der Landtag hat nach
eingehenden, zeitraubenden und mühsamen Berathungen be¬
schlossen, das Geld für die Erweiterung der Schule zu be¬
willigen. Da kommt einfach eine Gemeindevertretung und
sagt: Ich will aber nicht. Die ganze Arbeit des Landtags
ist vergeblich gewesen. Wir haben einen geraumen Theil
unserer kostspieligen Zeit hier verwendet für eine Arbeit, die
durch den Beschluß einer beliebigen Gemeindevertretung
illusorisch gemacht werden kann. Das halte ich nicht für
angemessen, und habe aus diesem Vvrkommniß und aus
früheren Vorkommnissen für mich die Konsequenz gezogen,
niemals im Landtage wieder für eine Vorlage zu stimmen,
deren Ausführung noch abhängig ist von der Beschlußfassung
einer Gemeindevertretung. Wenn uns nicht vorher die Be¬
schlußfassung auf den Tisch gelegt wird, so halte ich das
für die Stellung des Landtags ebensowenig für angemessen
wie für die der Regierung. Auch schou aus diesem Grunde
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stimme ich nicht für die Bewilligung der Gelder, über deren
Verwendung wir keinerlei Sicherheit haben.

Abg. Jürgens : Als Mitglied der Ausschußmehrheit
fühle ich mich verpflichtet, den Gründen, die im Berichte
niedergelegt sind, noch Einiges hinznzufügen, was für mich
bestimmend gewesen ist, für die Vorlage einzutreten. Es
ist im Ausschuß die Frage gestellt worden, ob zur Zeit
eine gewisse Dringlichkeit für die Erweiterung der Anstalt
vorhanden sei, und da, meine ich, ist schon von dem Herrn
Regierungskommissar im Ausschuß in überzeugender Weise
nachgewiesen worden, daß eine solche vorliegt und zwar in
dem Umstande, daß im letzten Jahre eine größere Anzahl
Schüler hat abgewiesen werden müssen. Die Bedenken, die
von der Minderheit gegen die Annahme der Regierungs¬
vorlage geltend gemacht werden, kann ich insofern nicht
theilen, als schon durch die vom vorigen Landtage ge¬
nehmigte Vorlage, mag nun die Schule errichtet werden,
wo sie will, für die Abgeordneten eine Unterlage gegeben
ist. Wenn die Minderheit stets darauf Bezug nimmt, daß
man mit der Annahme der Regierungsvorlage so zu sagen
der Regierung eine Blankovollmacht ertheile, so möchte ich
-erwidern, daß das eben sowohl der Fall ist, wenn der An¬
trag der Minderheit zur Annahme gelangt und die Regie¬
rung sich veranlaßt sehen sollte, einen Antrag auf Ge¬
währung eines Zuschusses zu bringen. Denn ich glaube
nicht, daß sich übersehen läßt, wie dieser Zuschuß zur Ver¬
wendung kommt. Ich glaube nicht, daß wir sicher au-
uehmen können, daß eine fruchtbringende Verwendung er¬
möglicht werden kann, und insofern, meine ich, ist auch der
Antrag der Minderheit immer eine Blankovollmacht, wenn
der Landtag darauf eintreten sollte. Was die Ortschaft
anbelangt, so sind durch die verschiedenen Angebote aus
dem Lande diese Bedenken beseitigt. Wir dürfen sagen,
daß die sämmtlicheu Orte als für eine solche Anstalt ge¬
eignet betrachtet werden können, und ich möchte glauben,
daß es gerade in den Verhältnissen dieser Orte begründet
erscheint, daß mit den bereits bewilligten Mitteln auszu¬
kommen ist und nicht zu befürchten steht, daß eine wesent¬
liche Ueberschreitung eintreten wird. Ich bin sogar der
Meinung, daß man an anderen Orten mit den verfügbaren
Mitteln leichter auskommen kann als in der Stadt Olden¬
burg. Da es aber nach Lage der Verhältnisse als ausge¬
schlossen gelten muß, daß die Anstalt in Oldenburg errichtet
werden kann, so meine ich, doch, da die Frequenz nachge¬
wiesen ist, da sogar Schüler abgewiesen werden mußten,
daß wir der Regierung die Möglichkeit geben müssen, die
Anstalt an einem anderen geeigneten Orte zu errichten.
Darum bitte icb Sie , für den Mehrheitsantrag zu stimmen.

Oberregierungsrath Duzend : Sehr geehrte Herren!
Ich möchte Sie bitten, dem Anträge der Mehrheit zuzu¬
stimmen und der Staatsregierung die Möglichkeit zu geben,
die Baugewerkschulemöglichst bald ins Leben zu rufen.
Daß dabei eine Ueberschreitung der bewilligten Mittel ein¬
treten könnte, das glaube ich nicht annehmen zu sollen.
Denn wenn sie seiner Zeit ausreichend gefunden wurden,
um die Anstalt in Oldenburg ins Leben zu rufen, so sind
gewiß die Verhältnisse anderswo nicht derart, daß man
annehmen muß, daß erheblich größere Mittel erforderlich
sind. Jedenfalls wird die Staatsregierung sich mit den

Mitteln einzurichten wissen, und es ist nicht ausgeschlossen,
daß sie in der einen oder anderen Weise nicht voll verbraucht
werden. Die Staatsregierung wird in erster Linie Werth
darauf legen müssen, daß sie in der Ermächtigung, den Ort
frei zu wählen, nicht beschränkt wird. Wo die Schule er¬
richtet werden soll, das würde dem pflichtgemäßen Ermessen
der Staatsregierung anheimzugeben sein.

Abg. Jaspers : Ich möchte die Anfrage an den
Herrn Regierungskommissar richten, ob mit dem jetzigen
Inhaber der Anstalt in irgend einer Weise Rücksprache
darüber genommen worden ist, ob er überhaupt bereit ist,
von Oldenburg wegzugehen?

Oberregierungsrath Duzend : Es thut mir leid, daß
ich diese Frage nicht beamworten kann. Der eigentliche
Referent für diese Angelegenheit ist leider krank, der Kor¬
referent auch und ich selbst bin über diese Frage nicht
instruirt.

Abg. Jaspers  meldet sich zum Wort.
Präsident : Es ist das dritte Mal , daß der Herr

Abg. Jaspers  das Wort ergreift; ich darf aber wohl
annehmen, daß die Herren damit einverstanden sind, daß
das Wort ertheilt wird.

Abg. Jaspers : In der Kommission hat der Re¬
gierungskommissar erklärt, damals  wären noch keine Ab¬
machungen erfolgt; inzwischen werden sie wohl auch nicht
erfolgt sein.

Abg. Plagge : Ich kann mittheileu, daß, wenn auch
noch nicht offiziell mit dem jetzigen Leiter der Schule ver¬
handelt ist, er sich doch privatim bereit erklärt hat, nach jedem
Orte des Herzogthums, wohin die Anstalt verlegt werden
sollte, mitzuziehen.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird, so wird
die Berathung geschlossen. Der Präsident giebt das Schluß¬
wort dem Berichterstatter Schröder.

Abg. Schröder : Ich möchte noch eins bemerken:
Herr Jürgens  hat gesagt, es sei die Dringlichkeit der
Frage nachgewiesen. Ich behaupte dagegen, es ist bloß
nachgewiesen, daß die gegenwärtigen Räume nicht ausreichen.
Es ist ausdrücklich erklärt worden, daß die gegenwärtige
Schülerzahl 59 betrüge und daß einige Schüler wegen
Mangels an Raum haben abgewiesen werden müssen. Also
die Räumlichkeiten etwas zu vergrößern das ist nöthig,
und vielleicht die Lehrmittel etwas zu vervollständigen. Nach
dem Plane der Staatsregierung soll aber die Schule so er¬
richtet werden, daß sie etwa 150—200 Schüler aufnehmen
kann. Dafür ist keineswegs die Dringlichkeit uachgewiesen;
das wird sich aus den Umständen und der Sachlage er¬
geben, je nachdem das Publikum, für welches die Schule
geschaffen ist, sich ihrer bedient. Das Bedürfniß wird sich
erst im Laufe der Zeit klar Herausstellen, und darnach erst
kann auch die Staatsregierung ihrerseits Stellung nehmen,
wie groß die Schule gebaut und wie sie eingerichtet werden
soll. Was den Zuschuß betrifft, den die Minorität bean¬
tragt während der Finauzperiode, so ist die Minorität
allerdings nicht in der glücklichen Lage sagen zu können:
es sollen so und soviel tausend Mark bewilligt werden; sie
kann nicht ermessen, wieviel Mittel nöthig sein werden, um
den Bedürfnissen Rechnung zu tragen. Sie glaubt auch
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nicht , daß dadurch , daß die Sache ein oder zwei Jahre
verzögert wird , ihre definitive Regelung geschädigt werde;
sie glaubt vielmehr gerade , durch diese vorsichtige Behandlung
der Sache zu dienen ; wenn diese reiflich erwogen werden
kann , wird sie auch zu einem gedeihlichen Ende geführt
werden können . Wenn nun aber einfach kurzer Hand mit
irgend einem Orte abgeschlossen wird , vielleicht auf Basis
der Frequenz , und es versucht werden muß , unter allen
Umständen mit den Mitteln ausznkommen , so könnte wohl
ein Gebäude errichtet werden , welches bald nicht mehr den
Bedürfnissen entspricht . Daß es so sicher ist , mit den be¬
willigten Mitteln auszukommen , bezweifle ich , und halte
deshalb die Angelegenheit noch nicht für spruchreif.

Es wird zur Abstimmung geschritten . Der Minder¬
heitsantrag wird abgelehnt , der Mehrheitsantrag ange¬
nommen.

Es folgt der 2 . Punkt der Tagesordnung:
Bericht des Finanzausschusses , betreffend die Vorlage

über die Anleihe für das vorbehaltene Krongut.
Der Ausschuß beantragt:

Der Landtag wolle in der Annahme des Ver¬
zichts Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs
auf die vom 24 . Landtage bewilligte Anleihe von
150 000 Mark zur Erbauung eines Palais für
Seine Hoheit den Herzog Georg Ludwig seine Zu¬
stimmung ertheilen , daß die durch Schreiben vom
6 . März 1894 bewilligte Anleihe für das vorbe¬
haltene Krongut von 400 000 Mark zum Zwecke
der Erbauung eines demnächst in das Eigenthum
des vorbehaltenen Kronguts fallenden Palais für
Seine Königliche Hoheit den Erbgroßherzog um
100 000 Mark erhöht werde , für welche dieselben
Bedingungen , wie für die bisherige Anleihe maß¬
gebend sind.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg . Jürgens.
Abg . Jürgens : Es handelt sich um die Erhöhung

der bereits von der letzten Versammlung des gegenwärtigen
Landtags bewilligten Summe von 400 000 ^ Es ist
zwecklos, auf die Sache weiter einzugehen , die Vorlage ist in den
Händen der Abgeordneten , und der Ausschuß verweist darauf.
Er trägt kein Bedenken , den Antrag der Staatsregierung
dem Landtage zur Annahme zu empfehlen , um so weniger,
als durch den Verzicht auf die vom 24 . Landtage bewilligte
Anleihe eine verminderte Belastung eintritt , die nicht vor¬
gesehen war . Ich möchte mir noch erlauben , eine Aen-
derung in der Fassung vorzuschlagen : statt des Wortes „in"
„unter " setzen zu wollen . Der Sinn ist doch der , wenn
ich recht unterrichtet bin , daß der Verzicht acceptirt werden
soll , also ist es Wohl richtiger , wenn es heißt : „unter An¬
nahme des Verzichtes " . Der Ausschuß bittet um Annahme
dieses Antrages.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird , so wird
die Berathung geschloffen und zur Abstimmung geschritten.
Der Antrag wird angenommen.

Präsident : Der Herr Berichterstatter übergiebt wohl
ein berichtigtes Exemplar des Ausschußantrags dem Regi¬
strator . (Geschieht .)

Es folgt der 3 . Punkt der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die

Vorlage der Staatsregierung , betreffend Ankauf des Grund¬
stücks Peterstraße . N 10.

Der Finanzausschuß beantragt:
Annahme der Regierungsvorlage.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg . Feldhus.
Abg . Feldhus : Ich kann mich in dieser Angelegenheit

ganz kurz fassen , indem ich namentlich auf den Inhalt der
Regierungsvorlage verweise . Die Ansichten , die darin dar¬
gelegt sind , hat der Ausschuß auch zu den seinigen gemacht,
und zwar umso lieber , als die Möglichkeit wieder gegeben
wird , die Lehrer aus dem Fürstenthum Lübeck im hiesigen
Seminar ausbilden zu können , ein Wunsch , der sowohl im
Fürstenthum wie im Herzogthum allseitig gehegt wird . Wir
können die Vorlage nur mit Freuden begrüßen , weil wir
dadurch hoffen können , diesen Wunsch erfüllt zu sehen.
Der Ausschuß hat den Kaufpreis sowie auch die Lage des
betr . Gebäudes für sehr günstig befunden und empfiehlt die
Bewilligung der 36 000

Das Wort wird nicht weiter gewünscht . Die Berathung,
wird geschloffen . Bei der Abstimmung wird der Antrag
angenommen.

Es folgt der 4 . Punkt der Tagesordnung:
Bericht des Finanzausschusses , betreffend Anstellung

eines zweiten technischen Mitgliedes des evangelischen Ober¬
schulkollegiums.

Der Ausschuß stellt einstimmig den Antrag:
Der Landtag wolle dem vorgelegten Gesetzentwurf
mit dem Zusatz : „und ferner zu 69 die Ziffer 3
in 2 abgeändcrt, " seine Zustimmung geben und die
erforderlichen Mittel für die laufende Finanzperiode
bewilligen.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg . Jaspers.
Abg . Jaspers : Ick kann mich im Ganzen beziehen

auf die Regierungsvorlage und den Bericht des Ausschusses.
Ich möchte aber bei dieser Gelegenheit der Großherzoglichen
Staatsregierung noch einmal den Wunsch ans Herz legen,
wenn irgend möglich einheimische Kräfte zu wählen , die
eine praktische Lehrthätigkeit hinter sich haben . Zugleich
möchte ick mir noch die Frage an die Staatsregierung er¬
lauben , ob das gestimmte Gehaltsregulativ und besonders
das über den Zolldienst ganz zur Durchführung und Ein¬
führung gekommen ist?

Minister Heumann : Was die letzte Frage anbelangt,
so sind seit längerer Zeit schon Verhandlungen mit dem
diesseitigen Bevollmächtigten im Bundesrathe und von dort
aus mit den weiteren Mitgliedern des Bundesrathes ge¬
pflogen worden . Die Durchführung des Regulativs für
Zoll - und Steuerbeamte ist aber auf Schwierigkeiten ge¬
stoßen , in Betreff deren noch weiter verhandelt werden
muß . Es wird gehofft , daß in dem Sinne , wie hier Be¬
schluß gefaßt worden ist , auch die Zustimmung des Bundes¬
rathes erfolgen wird , aber eine bestimmte Zusage ist noch
nicht zu ertheilen . Die Sache hat ihre Schwierigkeiten,
weil das System der festen Alterszulagen nicht paßt zu
den bestehenden Bestimmungen über die Entschädigung der
einzelnen Staaten für die Verwaltung der Zölle und in¬
direkten Stenern des Reiches.
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Da das Wort nicht weiter gewünscht wird, so wird
die Berathung geschlossen. In der Abstimmung wird der
Ausschußantrag angenommen.

Präsident : Diese Vorlage muß zweimal gelesen wer¬
den. Anträge zur zweiten Lesung sind bis heute Abend
8-Uhr bei mir einzubringen.

Es solgt der 5. Punkt der Tagesordnung:
Bericht des Eisenbahnausschusses über die Vorlage der

Staatsregierung, betreffend Ankauf des Lagerschuppens zu
Nordenham von der Firma I . Math. Gildemeister in
Bremen, sowie Anbau am Güterschuppen zu Zeder.

I . Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle zum Zwecke der Entlastung des
angelegten Vorschuß-Conlos die zum Ankauf des
Gildemeister ' schen Schuppens in Nordenham auf¬
gewendeten 16 440,11 ^ zu Lasten des Titel VII
der Eisenbahn-Betricbskasse für 1894 bewilligen.

II . Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle zu dem Güterschnppen-Anbau
in Jever seine Zustimmung ertheilen.

Zu .4Z I wird das Wort nicht gewünscht-. Es wird
sogleich zur Abstimmung geschritten. Der Antrag wird an¬
genommen.

Zu II erhält das Wort Abg. Möhlmann.
Abg. Möhlmann : Der Güterschuppen zu Jever ist

durch den Anbau der kleinen Bude etwas vergrößert wor¬
den. Ich freue mich, daß die Eisenbahnverwaltung sich
aus den Standpunkt stellt, daß der Güterschuppen in Jever
zu klein und dem Verkehre nicht genügt. Darum möchte
ich dringench bitten, sobald wie möglich dafür sorgen zu
wollen, daß wir einen Güterschuppen bekommen, der den
Ansprüchen in Jever genügt.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird , wird die
Berathung geschlossen und zur Abstimmung geschritten. Der
Ausschußantrag wird angenommen.

Es folgt der 6. Punkt der Tagesordnung:
Bericht des Eisenbahnausschusses, betreffend die Aus¬

führung eiuiger Ergänzungen und Erweiterungen bezw.
Verbesserungen von Eisenbahnanlagen.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle zum Zweck der Ausführung der
unter Ziffer 1 bis 37 der Anlage 8 angeführten
Ergänzungen p. p. der Bahnanlagen die Summe
von 62 301,64 zum Voranschläge der Eisen¬
bahnbetriebskasse für die Finanzperiode 1894/96
bewilligen.

Präsident : Ich eröffne die Berathung über den An¬
trag des Ausschusses. Ich darf wohl annehmen, daß nicht
über die einzelnen Ziffern, sondern gleich über den ganzen
Antrag berathen werden soll. Das Wort hat der Bericht¬
erstatter Abg. Wallrichs.

Abg. Wallrichs : Ich habe dem Ausschußberichte
wenig hinzuzusügen. Ich möchte bloß bemerken, daß der
Ausschuß mit großer Befriedigung Kenntniß genommen hat
von der lang erhofften Einrichtung eines Hilfswärterpostens
bei der Drehbrücke über die Hunte ; sodann hat der Eisen¬
bahnausschuß auch mit Befriedigung wahrgenommen, daß
die Direktion bestrebt gewesen ist, bei den Hilfswärter- und

Berichte . XXV . Landtag, 2. Versammlung.

Arbeiterwobnungcn größere Ställe zu errichten, damit der
Aufenthalt in gesundheitlicher Beziehung angenehmer wird.
Weiter habe ich nichts hinzuzufügen und kann nur bean¬
tragen, daß der Landtag die verlangten 62000 be¬
willige.

Abg. Plagge : Ich habe zu meinem Bedauern von
dem Herrn Berichterstatter nichts vernommen über eine An¬
gelegenheit, die mir sehr am Herzen liegt, und um deren
besondere Beachtung im Ausschüsse ich schon früher gebeten
habe. Beim Bahnhof Jever entstehen infolge des regen
Verkehrs auf der Bahn einerseits und auf der kreuzenden
Chaussee nach Ostfriesland andererseits, sowie dadurch, daß
wir jenseits der Kreuzung von Bahn und Chaussee das
Rangiren vornehmen müssen, durch oftmalige und manch¬
mal lang dauernde Sperrung der Chaussee große Miß¬
stände. Da das Verlegen der Rangirgeleise wegen Platzmangel
kaum ausführbar ist und jedenfalls große Geldopfer kosten
würde, so habe ich geglaubt, der Eisenbahnverwaltungan¬
heimgeben zu müssen, eine Wegüberführung ins Auge zu
fassen. Wenn das auch bedeutende Mittel erfordert, so ist
es doch ein unabweisbares Bedürfniß , daß Abhilfe ge¬
schaffen wird. Die Herren der Eisenbahnverwaltung wissen
ja selbst, wie die Verhältnisse sind und werden mir bei¬
pflichten, daß an genannter Kreuzung Zustände herrschen,
die auf die Dauer unhaltbar sind. Ich weiß nicht, wie oft
am Tage rangirt wird, aber manchmal ist der Verkehr auf
der Chaussee ununterbrochen eine halbe Stunde lang ge¬
sperrt. Ich kann meinerseits die Verwaltung nur noch¬
mals dringend bitten, Bedacht auf Abhilfe zu nehmen, und
dem nächsten Landtage eine geeignete Vorlage zu machen.

Abg. Wallrichs : Ich kann nur bemerken, daß wir
im Ausschuß darüber lange verhandelt haben, und daß die
Ansichten des Abg. Jken  nach den Erklärungen des da¬
mals anwesenden Regierungskommissars wohlwollender auf¬
gefaßt worden sind als Herr Plagge  glaubt . Ich ersuche
Herrn Jken,  seine damaligen Bemerkungen jetzt kund zu
geben. Ich kenne die Verhältnisse in Jever nicht, weiß
aber wohl, daß von Uebelständen gesprochen worden ist,
die auf Bahnhof Jever vorhanden sein sollen und die theil-
weise in der gefährlichen Ueberwegung über die Rangier¬
gleise bestehen.

Abg. Hoher : Nach den Ausführungen des Herrn
Plagge  im Ausschuß mußten wir anerkennen, daß die Be¬
lästigung des Verkehrs sehr groß sei. Der Ausschuß hat
aber davon abgesehen, auf weitere Erörterungen der von
Herrn Plagge  angeregten Ueberführung einzutreten, weil
der Abg. Jken,  dem die Verhältnisse auch bekannt sind,
damals im Ausschuß erklärte, daß nach seinem Dafürhalten
eine Ueberführung in mancher Beziehung durchaus nicht
praktisch sei und eine wesentliche Verbesserung nur dann ge¬
schaffen würde, wenn eine Verlegung der ganzen Geleis¬
anlage stattfinde. Ich bitte zu bemerken, daß gerade Herr
Jken  die Ueberführung nicht für praktisch angesehen hat.

Abg. Jken : Die Klage über die Hinderung des Ver¬
kehrs durch das Rangiren ist vollständig berechtigt und der
Eisenbahnverwaltungbekannt. Es liegen allerdings außer¬
ordentliche Schwierigkeiten vor, die mir auch bekannt sind,
sodaß die Geleise nach Süden nicht zu verlegen sein werden.
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Durch Herrichtuug einer Ueberführung würde diese Kala¬
mität beseitigt sein , aber die läßt sich ohne Schädigung
von Privatintercssen gar nicht auSsühren . Die Hinderung
des Verkehrs durch das Rangiren aus der Chaussee nach
Cleverns ist derart , wie sie überhaupt auf deu Oldcnburgi-
schen Bahnen nicht wieder stattfindct . Ich glaube es als
ein Unikum bezeichnen zu dürfen , daß in einem sehr frequen¬
ten Straßenznge Rangirgeleise sich finden . Das sind meines
Erachtens ganz unerhörte Zustände , die thatsüchlich nur be¬
seitigt werden können durch Verlegung der Rangirgeleise,
und diese Verlegung wird nach Süden nickt ausführbar
sein , aber , wie ich mir gestern von Sachkundigen in Jever
erzählen ließ , ohne zu große Schwierigkeiten wohl nach
Norden , was meiner Meinung nach viel billiger ist als die
Einrichtung einer Wegübcrführung . In der Vorlage ist
allerdings Seitens der Eisenbahnverwaltung ein Entgegen¬
kommen - in dieser Beziehung soweit in Vorschlag gebracht
worden , daß anstatt der jetzigen Schiebebarriören sogenannte
Zugbarrisren eingerichtet werden sollen . Ich kannte die
Wirkung dieser letzteren nickt so genau , habe sie mir aber
hier in der Hciligengeiststraße angesehen und sehr praktisch
befunden ; sie werden gleichzeitig von rechts und links ge¬
öffnet , mit großer Leichtigkeit . Ich halte das für eine
große Verbesserung , gebe aber den Gedanke » nicht auf , daß
die Eisenbahnverwaltung , die bestrebt ist , alles für den Ver¬
kehr zu thun , dem Bedürfnisse noch weiter Rechnung tragen
wird , und das wird nie und nimmer geschehen, wenn nicht
die Rangirgeleise verlegt werden . Ich hoffe , die Zeit wird
kommen , wo für die Station Jever dieses Opfer gebracht
werden kann.

Eisenbahndirektionspräsident v . Mühlenfels : Eine
Erweiterung und Veränderung der Geleisanlagen liegt in
unserer Absicht , und eS ist im wesentlichen eine Kostenfrage,
ob die Uebelstände besser so zu beseitigen sind , daß man
eine Ueberführung einrichtet oder , um den dabei entstehen¬
den Schwierigkeiten vorzubeugen , besser so verfährt , daß
man die ganzen Rangirgeleise nach Süden verlegt , der ein¬
zig möglichen Richtung , da im Norden ein ganz neuer
Bahnhof gebaut werden müßte . Das ist also wesentlich
eine Frage , welche durch ein aufzustelleudes Projekt zu
lösen ist , und ich glaube zusageu zu können , daß die
Prüfung bis zum nächsten Landtage wird vorgenommeu
werden können.

Was nun die Ansicht anbetrifft , daß es im ganzen
Oldenburgischen Eisenbahngebiete keinen so schwierigen Punkt
auf einem Bahnhof gebe wie in Jever , so muß ich zu
meinem Bedauern aus meiner Kenutniß der Dinge wider¬
sprechen . Wir haben leider Gottes noch eine recht erheb¬
liche Anzahl von recht gefährlichen Punkten ; ich erinnere
nur an Delmenhorst , wo wir allerdings eine Fußwegunter¬
führung gebaut haben , wo aber die Straße immer noch
über die Geleise führt , ich erinnere an die Zustände auf
dem hiesigen Pserdemarkte , wo allerdings nicht rangirt
wird , aber ein sehr häufiger Zugverkehr stattfindet , an
Quakenbrück (Zuruf : . Brake !) , ja an Brake ; es ist leider
Gottes fast kein Bahnhof , wo nicht derartige Zustände
herrschten . Wenn wir da überall Abhilfe schaffen wollten,
so würden Sie staunen über die ungeheuren Summen , die
verschlungen würden , namentlich , weil wir die Erfahrung

haben , daß die betreffenden Städte und Gemeinden in keiner
Weise geneigt sind , zu den Kosten in irgend nennenswerther
Weise beizutragen . (Heiterkeit . Ruf : Sehr richtig !) Vor¬
sicht ist da geboten , denn diese Anlagen sind durchaus un¬
produktiv . Indessen , das Projekt soll geprüft werden , und
es ist nach meiner Ansicht lediglich die Frage , was billiger
ist , das eine oder das andere.

Abg . Jken : Die Erwiderung des Herrn Eisenbahn-
Präsidenten hat mich nur halbwegs befriedigt . Ich habe
durchaus nicht etwas außerordentliches gefordert , ich habe
als Wunsch lediglich nur dasjenige ausgesprochen , was
meines Erachtens den Zweck praktisch und billig zn erreichen
vermag . Persönlich bin ich selbst gegen die Ueberführung,
die ich von vorneherein den Privatinteressen gegenüber nicht
für ausführbar halte . Daß die Verlegung der Geleise,
wenn sie crwas nach Norden zu geschieht , auf einen so
außerordentlichen Kostenaufwand stoßen sollte , kann ich mir
kaum denken . Uebrigens ist Jever speziell nicht verantwort¬
lich , daß die Lage eine so unglückliche ist . Sie müssen
bedenken , meine Herren , das ist Schuld des Erbauers der
Eisenbahn Namen will ich nicht nennen . (Heiterkeit ) —
Jever war damals Endstation , es war damals nicht soviel
dort zu thun wie heutzutage . Jetzt aber gehen von Jever
ab zwei weitere Bahnen , nach Ostfriesland und nach
Karolinensiel . Dadurch ist der Verkehr sehr gehoben worden.
Daß die Verhältnisse jetzt thatsüchlich unhaltbar sind , wird
sicher kein Mensch in Abrede stellen wollen . Sie sind ganz
einzig in ihrer Art . Ich möchte thatsüchlich wünschen , daß
der Landtag einmal per Wagen einen Ausflug nach Jever
machte und dann 2/4 Stunden im Wagen bei der Barriere
warten müßte (Heiterkeit ). Nun , die Herren würde man
vielleicht passiren lassen , aber jeder Privatmann , und ich
bin auch schon in der Lage gewesen , muß einfach warten.
Man läßt allerdings manchmal welche durchschlüpfen , sonst
tritt eine Stauung von Wagen ein , die gar zu arg ist.
Ich fordeve also nur , was nach meiner Meinung durchaus
gerechtfertigt ist . Eine Wegüberführung halte ich aber für
nicht geeignet.

Eisenbahndirektioiispräsidcnt v . Mühlenfels : Herr
Abg . Jken meint , wenn ich ihn recht verstehe , daß eine
Verlegung der Geleise nach Norden möglich sei. Ich muß
aber nach meiner Kenutniß der Dinge widersprechen . Es
würde dann der jetzige Bahnhof zu Jever einfach kassirt
werden , kein Stein würde ans dem andern bleiben . Ich
kann mir nicht vorstelleu , wie das möglich sein soll , den
ganzen Rangirverkehr nach Norden zu verlegen . Soweit
ich die Verhältnisse kenne, können wir nur ein Projekt auf-
stelleu , das ihn nach Süden verlegt ; insbesondere müßte
der ganze Viehverkehr dort erfolgen , dann würde der Rangir¬
verkehr auch schon wesentlich vermindert werden auf dem
Ueberwege . Durch die Schranken wird ja auch schon
manchem Uebelstände vorgebeugt werden . Soweit ich die
Dinge beurtheile , ist die Verlegung des vollen Rangir-
verkehrs nach Norden einfach gleichbedeutend mit der Auf¬
gabe des jetzigen Bahnhofs , und ich glaube nicht , daß es
sich würde verantworten lassen , ein solches Projekt aufzu¬
stellen.

Abg . Möhlmnnn : Ich kann nur bestätigen , was
Herr Jken  gesagt hat , und bitte dringend um Abhilfe.
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Das Publikum wird zu stark geschädigt, daß kann nicht so
weiter gehen. Die Hinderung des Verkehrs ist so bedeutend,
daß nothwendig Abhilfe geschasst werden muß.

Abg. Plagge : Nach den Erklärungen des Herrn
Präsidentenv. Mühlenfels nehme ich Abstand davon,
einen formulirten Antrag zu stellen. Ich bin durch die
Erklärung zu der Ueberzengung gekommen, daß in irgend
einer Weise Abhilfe geschafft werden wird, nach reiflicher
Prüfung, was dazu der beste Weg ist. Das genügt mir.

Abg. Gross : Bei Berathung dieser Anlagen im Aus¬
schuß nahm ich Gelegenheit, die Herren Regierungskommis-
sarc zu interpelliren, wie es mit dem Umbau des Bahnhofs
Brake stehe. Die Zustände in Brake sind nämlich fast
unerträglich, und glaubte ich bestimmt, daß bei Einführung
der neuen Bahn Oldenburg-Brake der Umbau des Stations¬
gebäudes gleichzeitig vorgenommeu werden würde. Ich habe
die Sache schon voriges Mal im Landtag zur Sprache ge¬
bracht; damals ist entgegnet worden, daß die Pläne noch
nicht fertig seien; jetzt nach W/2  Jahren ist in der Kom¬
mission dieselbe Antwort gefallen, die Pläne wären noch
nicht vollendet. Dagegen mochte ich hier konstatieren, daß
in sichere Aussicht gestellt worden ist, dem nächsten ordent¬
lichen Landtage würde der Antrag auf Umbau des Bahn¬
hofes Brake vorgelegt werden.

Regierungsrath Becker : Jedenfalls habe ich im Eiscu-
bahnausschuß diese positive Zusage nicht gemacht und nicht
machen können. Ich möchte daher, um jedem Zweifel vor¬
zubeugen, bemerken, daß das Projekt des Umbaues des
Bahnhofs Brake in Bearbeitung ist. Ob es angesichts der
jetzt schon zu übersehenden enormen Summe ausgeführt
werden kann, muß dahin gestellt bleiben. Es handelt sich
um überschläglichV2 Million . (Heiterkeit.)

Abg. Gross : Es ist bei den Berathungcn mit den
Herren Kommissaren im Ausschuß, das wird auch Herr
Regierungsrath Becker zugestehen, festgestellt worden, daß
die Zustände in Brake ganz unhaltbar sind und Abhilfe
dringend nöthig ist. (Ruf: Gewiß!) Dabei ist allerdings
hervorgehoben, daß die Ausarbeitung der Pläne des Um¬
baues viele Zeit in Anspruch nähme, da es sich um Aus¬
führung eines Werkes handle, welches voraussichtlichV2
Million kosten würde. Ein Umbau ist aber jedenfalls
erforderlich und sprach der zweite Herr Vertreter der Staats¬
regierung sich auch dahin aus, daß die angegebene Summe
Wohl nicht erforderlich werden würde.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird, so wird
die Berathung geschlossen und zur Abstimmung geschritten.
Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

Es folgt Punkt 7 der Tagesordnung:
Bericht des Eisenbahn-Ausschusses über die Einnahmen

und Ausgaben der Eisenbahnbetriebskasse, sowie des Eisen¬
bahn-Erneuerungsfonds nebst Vergleichungen mit dem Vor¬
anschlag in der Finanzperiode 1891 bis 1893.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle, soweit erforderlich, zu dcu vor¬
liegenden Voranschlags- Ueberschreitungen und zur
Herstellung der unter -N 6, 46, 57 und 59 der
Anlage 0 . genannten Hochbauten nachträglich seine
Zustimmung ertheilen.

Das Wort wird zu diesem Punkte nicht verlangt und
daher gleich zur Abstimmung geschritten. Der Ausschuß¬
antrag wird angenommen.

Es folgt Punkt 8 der Tagesordnung:
Bericht des Eiseubahnausschussesüber das Schreiben

des Staatsministeriums vom 14. März 1895, betr. Her¬
stellung einer Futzwegüberführung über die Bahnhofs¬
gleise von der Karlstratze nach dem Bahnhofsvorplätze zu
Oldenburg.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle zur Herstellung einer Fußweg¬
überführung über die Bahnhofsgleise von der Karl¬
straße nach dem Bahnhofsvorplätze in Oldenburg
die Summe von 35 500 ^ zu Lasten des Eisen¬
bahn- Baufonds unter der Bedingung bewilligen,
daß die Anlage dauernd und kostenlos der öffent¬
lichen Benutzung zur Uebcrwegung zwischen der
Karlstraße und der Bahnhofsstraße übergeben wird.

Da niemand das Wort begehrt, so wird zur Abstim¬
mung geschritten. Der Ausschußantrag wird angenommen.

Es folgt Gegenstand9 der Tagesordnung:
Bericht des Eisenbahnausschusses über die Eingabe des

Agitatiouskomitees zur Förderung des Baues einer normal-
spurigen Staatsbahn von Friesoythe nach dem Süden, be¬
treffend Erbauung dieser Eisenbahn.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle die Eingabe der Großherzog¬
lichen Staatsregiernng übergeben, und zwar als
Material für spätere Berathungen, nach Maßgabe
der in der Vorlage vom 16. Oktober 1890. (An¬
lage 28 der Drucksachen der 1. Versammlung des
24. Landtages) enthaltenen Grundsätze.

Präsident : Ich eröffne die Berathung über den Ans¬
schußantrag. Ich muß bemerken, daß ein Antrag zn diesem
Ausschnßantrag eingegangen ist von den Abgg. Roter und
Quatmann,  genügend unterstützt, dahingehend:

Ich beantrage, dem Anträge des Ausschusses fol¬
genden Nachsatz hinzuzufügen: „In der Erwartung,
daß dann das fragliche Projekt mit in erster Linie
berücksichtigt werde".

Ich stelle diesen Zusatzantrag gleich mit zur Be¬
rathung.

Abg. Quatmann : M. H. ! Ich glaube wohl, daß
man im allgemeinen einsieht, daß die Petition aus dem
Amte Friesoythe ihre Berechtigung hat, ich habe wenigstens
noch nicht das Gegentheil vernommen. Ich glaube aber
auch wohl, daß man dem Amte Friesoythe im allgemeinen
cntgegenkommen will, weil es der einzige und dabei zugleich
der größte Amtsbezirk ist, der noch keine Eisenbahn hat,
also von der großen Wohlthat der Eisenbahnen ausge¬
schlossen ist. Es wird häufig die Dringlichkeirsfrage er¬
örtert: Ist noch Zeit, ehe wir Vorgehen, ist Gefahr, wenn
wir noch länger warten? Meine Herren! Nach meiner
Meinung müssen wir bei dieser Anlage ganz entschieden
sagen: es ist dringliche Zeit. Bielen anderen Anlagen
gegenüber, die wir beschlossen haben, z. B . in Nordenham,
den Verbesserungsanlagen gegenüber, die wir vorhin ange-
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nommen haben, müssen wir hier wirklich sagen: Hier ist
nicht blos ein Bedürfniß, hier ist ein Nothstand. Wo die
Landwirthschaft dem Verkehr heutzutage nicht genügend an¬
geschlossen ist , kann sie absolut garnicht bestehen. Die
Kultur des sraglichen Landstrichs wird sich infolge einer
Bahn ganz gewaltig heben, das ist ohne alle Frage. Die
Rentabilität ist zu meinem Leidwesen von Seiten der Eisen-
bahndircktion sehr in Frage gestellt worden. Es wird sich
nach meiner Meinung zeigen, daß die Direktion da doch
zu schwarz sicht, und daß diese Bahn , davon bin ich fest
überzeugt, sich mindestens ebenso gut rentirt wie die Essen-
Löninger Bahn . Es liegen alle Gründe dafür vor : die
Verbindung des Hunte-Ems-Kanals mit der Südbahn , und
die großen Schütze, die da im Moor verborgen liegen, wir
haben keinen Theil unseres Landes, wo das letztere in einem
so hohen Maße der Fall ist. Ich hätte daher gewünscht,
daß der Ausschuß noch etwas mehr Entgegenkommen gezeigt
und der Regierung empfohlen hätte, dem nächsten Landtage
eine Vorlage zu machen. Ich möchte dringend bitten, daß
in dieser Beziehung doch dem Amte Friesoythe entgegen¬
gekommen wird, damit die Bewohner die Ueberzeugung ge¬
winnen, daß sie nicht allein ganz und gar vernachlässigt
sind, wenn ich mich so ansdrücken darf, da sie zuletzt dieser
großen Wohlthat des Verkehrs theilhaftig werden. Damit
sie also jene Ueberzeugung gewinnen, möchte ich bitten, daß
sie in nächster Zeit in erster Linie bedacht werden. Wir
sehen, meine Herren, daß hier wirklich noch ein großes
Bedürfniß vorliegt, wir sehen es namentlich daran, daß die
Leute bereit sind, große Opfer zu bringen. Wer hätte ge¬
glaubt, daß das Amt Friesoythe sich dazu entschließen würde,
von vorne herein die Mittel zur Verfügung zu stellen, die
der Staat als Zuschuß verlangt? Wir haben gesehen, daß
bei anderen Bezirken im Lande, wo wir glaubten, daß es
nicht so viel Schwierigkeiten haben würde, recht schwierig
gewesen ist, diese Zuschüsse zu erlangen. Hier kommen sie
von vorne herein und sagen: was verlangt wird, das opfern
wir. Ich glaube, die Leute dort haben ein Recht, jetzt
Berücksichtigung zu erwarten. Das erfordert nicht allein
das Wohlwollen, sondern das Gerechtigkeitsgefühl. Darum
möchte ich recht dringend darum bitten, dem Anträge, der
von Herrn Abg. Roter  gestellt ist, zuMstimmen.

Eisenbahndirektionspräsidentv. Mühlenfels : Ich
wollte mir aus diesem Anlaß nur erlauben, hier mit einigen
Worten auf die Denkschrift zu antworten, die Ihnen allen
zugegangen ist und die eine Entgegnung auf das Gutachten
der Eisenbahndirektion Oldenburg enthält und sich mit recht
scharfen Angriffen gegen gutachtliche Aeußerungen wendet,
die von mir selbst ausgegangen sind. Zunächst und vor
allem: die Aeußerungen, die ich gemacht habe, oder die die
Eisenbahndirektiou durch meine Feder gemacht hat, befinden
sich in einem Berichte, den die Direktion in Bezug auf die
finanziellen Aussichten des bekannten Heimburgschen Klein¬
bahnprojektes dem Ministerium zu erstatten beauftragt war.
Es verstand sich von selbst, daß man nicht daran dachte,
daß sein Inhalt nachher dazu dienen würde, in den Volks¬
versammlungenvorgetragen zu werden, und daß die Aus¬
drücke, die sich darin finden, nicht dazu bestimmt waren.
Ich gestehe ganz offen, daß es mir sehr leicht gewesen wäre,
die Aeußerungen über die Zustände und Verhältnisse der

Gegend von Friesoythe viel milder zu fassen und jene Zu¬
stände in ein viel freundlicheres Licht zu stellen, wenn ich
gewußt hätte, daß es sich darum handelte, die Bevölkerung
selbst mit diesen Aeußerungen bekannt zu machen und sie
ihnen wörtlich vorzutragen. Es ist ganz natürlich, daß die
Bewohner es nicht lieben, wenn gesagt wird, ihre Gegend
sei armselig. Man kann sich auch anders ausdrücken und
sachlich dasselbe sagen. Ich kann nur sagen, daß es mir
leid thut, daß es Herr v. Heim bürg  für uöthig befunden
hat, so vor zu gehen, wie er es gethan hat. In der Sache
selbst kann ich von dem, was ich damals gesagt habe, kein
Wort zurücknehmen. Wenn es sich darum handelt zu Prüfen,
ob ein solcher Bahnbau finanziell rentabel! ist, so muß ich
unter Berücksichtigung der Verhältnisse, die in diesen Gegen¬
den obwalten —- Verhältnisse, die ich, wie auch hier er¬
wähnt ist, gar nicht aus eigener Anschauung kenne, über
die ich aber doch ein llrtheil habe auf Grund von That-
sachen, die mir mitgetheilt sind von sachkundigen
Männern —, so muß ich also sagen: Finanziell kann man
auf lange Zeit hinaus an Rentabilität nicht denken. Ich
halte es deshalb für meine Pflicht, diese Seite der Sache
hier mit wenigen Worten zu beleuchten. Ich will annehmen,
daß die Einnahme von ca. 68 000 die auf Seite 9
festgestellt ist, wirklich erzielt werden sollte: ich begreife nur
nicht, wie in dem weiteren Verlaufe die Berechnung hat
aufgestellt werden können, daß nach Abzug der Betriebs¬
kosten und einer 4°/oigen Verzinsung des Anlagekapitals
ein Ueberschuß von ca. 14 000 ^ übrig bleiben würde.
Die Denkschrift geht von der Annahme aus, daß die Be¬
triebskosten 4"/g des Anlagekapitals betragen würden.
Diese Annahme steht im vollsten Widerspruch zu den That-
sachen. Man berechnet die Betriebskosten bekanntlich nach
den der Einnahme, man sagt, die Betriebskosten betra¬
gen so und so viel o/g der Einnahme. Sie betragen bei
unserem Oldenburgischen Netz bekanntlich 64—65 "/«. Aber
bei den Bahnen mit geringem Verkehr ist dieser o/g- Satz
ein viel höherer, und wenn ich nur hier 7(>o/o annehme, so
ergiebt sich, daß diese 70°/o etwa 48 000 betragen und
so nur ein Ueberschuß von 20 000 ^ herauskommt, der
nicht genügt, um die 4°/o Zinsen und Amortisation, welche
27 000 ^ betragen, zu decken. Die Rechnung kann also
unmöglich so stimmen und ich möchte davor warnen zu
glauben, daß auf Grund einer solchen Rechnung eine Bahn
in Gang gebracht werden könnte. Ich muß sagen, daß es mir
unendlich leid thut, daß ich, der ich ein so warmer Förderer
des Kleinbahnwesens bin, der ich die Ansicht habe, daß wir
in Oldenburg auf diesem Gebiete noch recht viel zu thun
haben, durch ein paar rein sachliche Aeußerungen in den
Verdacht komme, als wäre ich ein Feind solcher Bahnen.
Ich muß nur die Frage, ob Rentabilität zu erwarten ist,
unterscheiden von der Frage , ob die Bahn im Interesse des
Landes nöthig ist, (den Herr v. Heimburg  den betreffenden
Herren wohl nicht vorgetragen hat.) In dieser Beziehung
ist m meinem Berichte folgender Satz enthalten:

„Können wir nach alledem eine günstige finanzielle
Entwickelung des Hcimburg 'schen  Unternehmens kaum
als wahrscheinlich annehmen, so möchten wir dennoch
es als im allgemeinen Landes- und Verkehrs- Interesse
liegend bezeichnen, daß das Unternehmen in einer viel-
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leicht etwas veränderten Form dennoch ins Leben gerufenwürde."
Das ist meine Gesammtäußcrung über das Projekt gewesen,

und ich denke, daß das den deutlichen Beweis liefert, daß ich
nicht an und für sich ein Gegner solcher Unternehmungen
bin, wie es den Anschein bekommen kann. Ich wünsche,
daß FrieSoythe in den Besitz einer Bahn kommt, aber wenn
das Land sie bauen soll, so muß ich bemerken, daß dann
vom Lande Opfer zu Gunsten eines ärmeren Laudestheiles
gebracht werden, wie sie überall Vorkommen und die meines
Erachtens auch nicht von übermäßiger Bedeutung sind. Ich
wollte mich nur von dem Verdachte reinigen, als sei ich
ein Gegner solcher Bahnen, wie die vorgeschlagene ist.

Abg. Schultze : Als Berichterstatter möchte ich mir
erlauben, über den Zusatzantrag, den Herr Roter  gestellt
hat, und die Ausführungen des Herrn Quatmanu einige
Worte zu sprechen. Er legt Gewicht daraus, daß das Amt
Friesoythe noch keine Eisenbahn hat, während die anderen
Aemter damit versehen sind. Nun läßt es sich doch nicht
durchführen, daß man sagt: Jeder Amtsbezirk muß gleich¬
mäßig mit Eisenbahnen versehen werden. Es kommt doch
in Betracht, ob die Bahnen irgend welche Aussicht auf
Rentabilität haben. Später wird man allerdings auch da¬
zu übergehen können, nicht rentable Bahnen zu bauen, wenn
man eine Grundlage gewonnen hat, solche Bahnen mit
durchzubringen. Nun haben die Herren in ihrer Petition
sich Mühe gegeben, die Wahrscheinlichkeit der Rentabilität
durch Zahlen nachzuweisen, doch wir haben soeben gehört,
was von diesen Zahlen zu halten ist. Ich brauche darauf
nicht zurückzukommen. Auch im Ausschuß sind wir der
Ansicht gewesen, daß vorläufig von Rentabilität nicht die
Rede sein kann. Daß im Moore, wie Herr Quatmanu
sagt, große Schütze verborgen liegen, wissen wir alle. Leider !
wissen wir aber nicht, wie man sie heben kann; es sind
viele Versuche gemacht worden, bis jetzt ist noch keiner ge¬
lungen. Man muß nicht glauben, daß es genügt, Eisen¬
bahnen ins Moor zu bauen, um diese Schätze heben zu
können: lange Jahre werden vergehen, bis das Moor so¬
weit kultivirt ist, um solche Bahnen rentabel zu machen.
Das Amt Friesoythe ist, das ist eine Thatsache, lauge in
der Zuwegung zurückgeblieben. In den letzten Jahren ist
aber doch Manches für das Amt geschehen. Ich erinnere
daran , daß vor Kurzem noch eine Kanalstrecke gebaut worden
ist speziell nach Friesoythe, daß der Landtag vor nicht gar
langer Zeit bei Besichtigung des Hunte-Ems-Kanals auch
diese Strecke gesehen hat und sachkundige Leute gesagt haben:
Der Kanal ist da, aber cs fährt fast kein Schiff darauf.
Er hat außerordentlich wenig zur Kultivirung der Moor¬
flächen dort beigetragen bis heute, obgleich man auf dieser
Wasserstraße künstliche Düngstoffe billig beziehen könnte.
So ist leider festzustellen, daß eine Bahn von Kloppeuburg
nach Friesoythe in absehbarer Zeit nicht rentabel wird und
daß man sich vorher sagen muß, daß Zubußen des Staates
erforderlich sind. Wir haben nun in Bezug auf den weite¬
ren Ausbau von Eisenbahnen untergeordneter Bedeutung
im 24. Landtage erst ausführlich verhandelt. Es ist damals
eine ganze Reihe von Projekten in Aussicht gestellt worden,
wenn ich nicht irre, waren es 6 verschiedene, und unter
diesen 6 Projekten stand Friesoythe in letzter Linie. Ich

glaube nun nicht, daß man sich gedacht hat, daß diese Reihen¬
folge bei der Ausführung beibehalten werden sollte, aber es
geht doch daraus hervor, daß die Regierung schon damals
von einer Rentabilität einer solchen Bahn sich sehr wenig
versprach. Wir haben damals ferner festgestellt, daß man
zunächst abwarteu müsse, wie die großen Linien, die wir
jetzt bauen und die erst in einer Reihe von Jahren ausge-
bant sein werden, auf das Gesammtergebuiß der Eisenbahnen
einwirken werden, und ich fürchte, daß sehr bedeutende Rück¬
schläge erfolgen; die Strecken sind zu lang und es wird
lange dauern, bis sie zur Rentabilität beitragen werden.
Dem Landtage wird nichts weiter übrig bleiben, als bei
den damaligen Beschlüssen stehen zu bleiben und zu sagen:
wir müssen abwarteu, wie sich die Dinge gestalten werden
und können dann erst dazu übergehen, weitere unrentable
Bahnen zu bauen. Ganz verkehrt würde es sein, schon
heute der Strecke Kloppeuburg-Friesoythe die Priorität zu
geben. Das wäre gefährlich. Wie können wir heute über¬
sehen, welche Bahn nach einer Reihe von Jahren die Pri¬
orität verdient? Es wäre geradezu ungerecht gegen sämmt-
liche übrige Bezirke im Lande, wo eine Bahnverbindung
vielleicht ebenso uothwendig ist, ein Projekt, weil es einmal
vorgelegt wurde und mit großer Lebhaftigkeit vertreten wird,
vorzuziehen. Man wird auch später alle Wünsche, die aus
dem Lande kommen, sorgfältig prüfen müssen, und wird
dann erst feststellen können, welches Projekt zu jener Zeit
den Vorzug verdient. Wir möchten Sie deshalb dringend
bitten: Lehnen Sie den Zusatzantrag ab und lassen Sie es
bei dem Ausschußautrag bewenden.

Regierungsaath Becker : Ich kann mich den Ausführungen
des Herrn Berichterstatters in allen Punkten anschließen
und Sie daher nur bitten, den Antrag des Eisenbahn¬
ausschusses ohne den Zusatzantrag anzunehmen. Wenn
diese Eingabe nur als Material dienen soll, so wird sie
natürlich als solches entgegengenommen werden, obgleich ich
sagen muß , daß die Staatsregierung vollständig mit ge¬
nügendem Material ausgerüstet ist. In Hinsicht des Zu¬
satzantrags ist es zweifellos, daß man sich jetzt über ein
Projekt, das in seinen Einzelheiten nicht erwogen ist, noch
nicht schlüssig machen kann. Das ist undenkbar. Ich stehe
auf dem Standpunkte: Erst mal die alten Bahnen ver¬
dauen — wenn ich mich so ausdrücken darf —, dann neue
bauen.

Abg. Ouatmann : Was die Ausführungen des Herrn
Eisenbahndirektors in Beziehung aus die Denkschrift be¬
trifft , so kann ich darauf nicht eiugeheu, ich habe darüber
gar kein Urtheil; ich habe nur die Ueberzeugung, daß diese
Bahn sich auf die Dauer ganz bedeutend günstiger stellt,
als man vielleicht annimmt. Man hat sich damals , Sie
werden sich erinnern, auch dem Projekte der Löninger Bahn
sehr zweifelnd gegenüber gestellt, man glaubte nicht, daß
eine Verzinsung stattfinden könnte; aber die Bahn hat sich
doch so gestellt, daß man damit zufrieden sein kann. Und
wie viele Güter sind dadurch auf unsere Hauptbahn ge¬
bracht worden, die wir sonst nicht gehabt hätten, und das
Mehr,  das dadurch auf die Hauptbahn gebracht wird, das
ist Ueberschuß. Von dem, was diese Zweigbahnen auf die
Hauptbahnen bringen, und das wird bei dieser Bahn nicht
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gering sein, kommen die Ueberschüsse. M . H., diese Wich-
tigkeit der Nebenbahnen als Zubringer ist nicht zu unter¬
schätzen. Es wird hier gesprochen von Verdauung. (Heiter¬
keit.) „Was du thun willst, das thue bald", hat auch seine
Berechtigung. Von Nordenham heißt es, wir müßten mehr
thun; aber dort sind vorhandene Anlagen nur zu verbessern
und hier fehlt noch das Nvthwendigste. Unsere Landes¬
kinder, die bis jetzt in letzter Linie stehen, haben ein
gewisses Recht aus die Erbauung der Bahn , weil sie
Aktionäre der Bahn sind, weil der Staat das Monopol
des Baues einmal übernommen hat , unsere Landeskinder
sind in drückender Lage, denn die Landwirthschaft, die
sich dem Verkehr nicht anfchlicßeu kann, kann sich nicht
rentiren; da müssen wir also sorgen. Ich betrachte dem¬
nach die Bahn als Zubringer zu den andern Bahnen und
auch als Mittel zur Hebung der Landwirthschaft; das Ge¬
biet ist nicht so klein, es ist ein großer Bezirk, wo noch
große öde Felder daliegcn. Da wird sich recht viel er¬
reichen lassen, ich kann das wenigstens in meinem Gebiete
erkennen, wo wir Erfahrungen haben. Wo die Sache noch
nicht so weit ist, kommt das in einigen Jahren bei einiger
Anleitung von selbst. Ich halte die Bahn für sehr wün-
schenswerth, vor der Hand für mäßig rentabel und auf
die Dauer ganz bestimmt für rentabel; ich sehe sie für einen
bedeutenden Zubringer für die anderen Bahnen an , und
das Gerechtigkeitsgefühl muß uns veranlassen, den Be¬
wohnern dort gerecht zu werden. Ich möchte Sie daher
bitten, den Antrag des Abg. Roter zu acceptiren.

Abg. Hoher : Ich meine zwar auch, daß man nicht
lediglich Bahnen bauen soll, wenn man die Gewißheit der
Rentabilität hat. Sprechen wirthschaftliche Interessen von
erheblicher Bedeutung dafür , werden große Kreise dadurch
aufgeschlossen, so halte ich unter Umständen den Bau einer
Bahn auch dann für gerechtfertigt, wenn ich vorher weiß,
daß der Staat einen jährlichen Zuschuß zu den Betriebs¬
kosten zu leisten hat. Ich muß mich aber doch heute auf
den Standpunkt des Berichtes stellen. Auch ich will zu¬
nächst das Ergebniß der neuen Bahnen abwarten und kann
dann erst Stellung zu anderen Bahnprojekteu nehmen.
Was nun den Antrag des Abgeordneten Roter anbelangt,
so ist es mir bedenklich, unbedingt die Priorität für diese
Linie auszusprechen. Ich hätte nichts gegen den Antrag,
wenn der Abgeordnete Roter ihn dahin umändern wollte,
daß es hieße, daß dann das fragliche Projekt wenn möglich
berücksichtigt werde.

Abg. Roter : Damit erkläre ich mich ganz einver¬
standen. Ich hoffe, daß , da die Nothwendigkeit der Er¬
bauung dieser Bahn von keiner Seite in Abrede gestellt,
sondern anerkannt worden ist, 1890 von der Staatsre¬
gierung, wie auch jetzt vom Eisenbahnausschuß, der Landtag
meinem Anträge zustimmen wird.

Präsident : Der Zusatzantrag heißt jetzt: „In der
Erwartung, daß alsdann das fragliche Projekt, wenn mög¬
lich, mit in erster Linie berücksichtigt werde".

Abg. Meyer : Ich habe den Zusatzantrag des Abg.
Roter so aufgesaßt und verstanden, daß er nicht ausschließ¬
lich für das Friesoyther Projekt den Vorrang in Anspruch
nimmt, sondern nur den Vorrang diesem Projekte in Ge¬
meinschaft mit andern Projekten zugebilligt sehen möchte.

Es wird dem Antragsteller die Veranlassung dazu wahr¬
scheinlich der Umstand gegeben haben, daß in der Vorlage,
die für die Erweiterung des Oldenburgischcn Bahnuetzes
beim 24. Landtage eingebracht wurde, das Projekt der
Bahnverbindung mit Friesoythe in letzte Linie gerückt war,
und es scheint mir, daß der Antragsteller die Absicht gehabt
hat, nach der Richtung hin wirksam zu werden, der Ver¬
bindung mit Friesoythe den Vorrang in Gemeinschaft mit
anderen Projekten zu sichern. Nur unter diesen Erwägungen
und mit diesem Vorbehalte würde ich in der Lage sein, für
den Antrag Roter stimmen zu können. In dem Sinne
nur habe ich ihn unterstützt, werde auch dafür stimmen,
jedoch mit der Maaßgabe, daß ich annehme, daß das Pro¬
jekt später nur gleichzeitig mit anderen gleich wichtigen in
Betracht kommen wird. Es sind nämlich in jener Vorlage
seiner Zeit auch andere Projekte hervvrgehobeu, von denen
man damals schon die künftige Nothwendigkeit annahm;
ich erinnere diesbezüglich an die Bahnverbindung für Dink¬
lage, welche nach Lage der Sache jetzt am besten durch die
Fortsetzung der Dämmer Zweigbahn von Holdorf oder
Handorf ab über Dinklage bis an die Essen-Löuinger Bahn
erreicht werden kann, ferner an die Fortsetzung derselben
Zweigbahn bis an die Landesgrenze zum Anschluß an die
Vcnloo-Hamburger Bahn bei Bohmte. Beides sind Pro¬
jekte, die seinerzeit auch schou in der betr. Vorlage in Aus¬
sicht genommen worden sind und die ich für besonders
wichtig halte, namentlich mit Rücksicht auf die Verkehrs¬
interessen Dinklages, die Ihnen wiederholt schon durch
Petitionen und Deputationen zur Kunde gebracht sind. Im
übrigen finde ich die vorsichtige Haltung des Eisenbahn¬
ausschusses ganz gerechtfertigt, bin aber nicht der Meinung,
daß wir die Zeitdauer, die nöthig ist, um den Erfolg des
finanziellen Einflusses, den die neuen Bahnen äußern werden,
zu beobachten, allzu lange hinausschieben dürfen; es würde
sonst, ehe mau ein ganz abschließendes Urtheil über diesen
Einfluß gewinnt, eine gar zu lange Zeit vergehen und die¬
jenigen Theile unseres Landes, die jetzt mit Recht noch auf
eine Bahn hoffen, würden durch eine solche Verzögerung in
ihren wirthschaftliche» Interessen zu sehr geschädigt.

Für mich ist bei der ganzen Eisenbahnsragevon Alters
her leitender Grundsatz die Erwägung gewesen, daß, wenn
ein kleines Staatswesen , wie das Herzvgthum Oldenburg,
das Prinzip der Staatsbahneu ausstellt und die Befriedi¬
gung seines Eisenbahnverkehrs auf dem Wege der aus¬
schließlichen Sraatsbahnbanten zu erreichen sucht, daraus
gleichzeitig die Verpflichtung des Staates folgt , nunmehr
auch allmählich, soweit es die Finanzen gestatten, allen
Theilen des Landes hinsichtlich des Eisenbahnverkehrs und
der Schaffung einer Bahn gerecht zu werden. Ich will
lobend hervorhcben, daß sich dieses Streben ja auch, nament¬
lich in der neueren Zeit , beim Landtage und der Staats¬
regierung kund gegeben hat. Und so sind wir denn jetzt
bereits dahin gelangt, den Bedürfnissen des größten Theiles
des Landes in Bezug auf diesen Verkehr abgeholfen zu
haben. Sollte es sich nun ergeben, daß, wie ich mit der
größten Zuversichtlichkeit erwarte, auch nach Vollendung der
jetzigen Ergänzungsbauten unseres Netzes sich eine befriedi¬
gende Rentabilität des GesammtnetzesHerausstellen wird,
dann glaube ich ist der Zeitpunkt da, auch noch einige
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andere Bahnen zu bauen, von denen vielleicht nicht von
vorne herein sicher zu behaupten ist, daß sie eine befriedi¬
gende Rentabilität anfweisen werden. Ich bin aber über¬
zeugt, daß, selbst wenn diese übrigen Projekte, wozu auch
das gehört, womit wir uns jetzt beschäftigen, alle ausgebant
sind, auch dann noch eine befriedigende Rentabilität des
Gesammtnetzes sich ergeben werde, wenn dieselbe auch nicht
in dem Maße erheblich ist wie die, deren wir uns jetzt zu
erfreuen haben, so immerhin eine solche, die es vollständig
rechtfertigen wird, auch diese wenigen Landestheile zn be¬
rücksichtigen, und so hoffe ich denn, daß unsere Gesammt-
Verkehrsverhültnisse sich so gestalten, daß mau auch bald
Friesoythe den Segen einer Bahnverbindung zu Theil werden
läßt, daneben aber nicht minder auch den übrigen Theilen
des Landes, die genannt sind, wobei ich speziell das Dink-
lager Bedürfniß wiederholt betone. Schließlich bitte ich
Sic doch, den Friesoythern soweit cntgegenzukommen, daß
Sie den Ergünzungsantrag Roter mit annehmen, gleichsam
zum besondern Tröste für die Friesoyther! (Heiterkeit.)

Regicrnngsrath Becker : Den Auffassungen des Herrn
Abg. Meyer und den Annahmen, die er ausgesprochen hat,
kann die Staatsregierung in allen Punkten beitreten, und
sie hat nichts dagegen, wenn der veränderte Antrag Roter
als Nachsatzantrag angenommen wird. Es ist damit aus¬
gesprochen, daß im großen Ganzen alle diejenigen Projekte,
welche schon früher erwogen worden sind, in Erwägung
gezogen werden sollen, und daß dasjenige Projekt ausge¬
wählt wird, welches zur Ausführung kommen soll.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird , so wird
die Debatte geschlossen. Das Schlußwort erhält der Be¬
richterstatter Äbg. Schultze.

Abg. Schultze : Gewiß kann man es nachempfinden,
wenn die Bewohner des Amtes Friesoythe sich zurückgesetzt
fühlen und schließlich Anschluß an das Bahnnetz haben
möchten. Ich bin aber doch der Meinung , daß man sich
durch solche Gefühle nicht verleiten lassen darf , den Be¬
wohnern von Friesoythe Hoffnungen zu machen, die vielleicht
nachher nicht in Erfüllung gehen. Die Enttäuschung würde
dann um so größer sein. Ich möchte noch einmal bitten,
belassen Sie es bei dem Ausschußantrag und lehnen Sie
den Zusatzantrag ab.

Es wird zur Abstimmung geschritten. Der Zusatz¬
antrag Roter  wird zunächst angenommen; sodann auch
der Ausschüßantrag mit diesem Zusatzantrag.

Es folgt Punkt 10 der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die

Petition des früheren StationsarbeitersF. H. Fang man»,
betreffend Wiederanstellung im Eisenbahndienst.

Der Petitionsausschuß beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg. zur Horst.
Abg. zur Horst : Der Petent Fangmann  hat mehrere

Jahre im Eisenbahndienst gestanden als Stationsarbeiter;
er ist dann erkrankt, mehrfach erkrankt, und nach seiner
letzten Erkrankung ist er auf sein Gesuch, wieder eintreten
zu dürfen, nicht ausgenommen worden. Darum beschwert
er sich über die Eisenbahudirektion und will vom Landtage

Abhülfe herbeisühren lassen. In der Ausschußsitzung war
der Herr Regierungskommissar anwesend und theilte uns
die Gründe mit, weshalb dieser Arbeiter Fangmann  nicht
wieder angenommen wurde. Mit diesen Gründen war der
Ausschuß vollständig einverstanden und bittet den Landtag,
über die Petition zur Tagesordnung überzugehen.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird , wird die
Berathung geschlossen und zur Abstimmung geschritten.
Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

Es folgt der 11. Punkt der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes, betreffend

Bitte des Fischzüchters Christian Wagner  in Oldenburg
um Fürsprache.

Der Ausschuß beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg. Weber.
Abg. Weber : Die Sache hat bereits den vorigen

Landtag beschäftigt und ist darüber zur Tagesordnung über-
gegangeu worden, weil der Landtag der Ansicht war, daß
ihm ein Eingreifen in gerichtliche Entscheidungen nicht zu¬
stehe. Er hat gleichzeitig den Petenten auf den Rechtsweg
verwiesen und dieser hat ihn auch benutzen wollen unter
Inanspruchnahme des Prozeßarmenrechtes, welches ihm indeß
verweigert worden ist. Der Ausschuß ist nun der Ansicht, daß
auch in dieser Beziehung der Landtag nicht befugt ist, die
gerichtliche Entscheidung, ob dem Petenten das Armenrecht
gewährt werden soll oder nicht, eine Entscheidung treffen
zu können. Aber so wie im vorigen Jahre der Ausschuß
in seiner großen Mehrheit Wohl das Gefühl hatte, daß es
nicht ausgeschlosfen sei, daß dem Manne Unrecht geschehen
sein könne, so ist das auch jetzt wiederum der Fall gewesen,
und ich darf wohl die Bemerkung daran knüpfen, daß es
nicht ausgeschlosfen ist , daß durch die übermäßige Rolle,
welche der Formenkram in unserer römischen Justiz spielt,
das thatsüchliche wirkliche Recht manchmal nicht zur Geltung
kommen kann. Ob das in diesem Falle nun wirklich zu¬
trifft oder eine Bedeutung hat, darüber kann man sich kein
Urtheil erlauben. Ich glaubte aber doch, diese Bemerkung
hier einflechten zu dürfen. Der Landtag kann nach Ansicht
des Ausschusses weiter nichts thun als zur Tagesordnung
übergehen.

Abg. Jaspers : Ich möchte mir die Anfrage er¬
lauben, ob der Abg. Weber  mit seiner Bemerkung über
den Formenkram in unserer Justiz und das daraus sich
manchmal ergebende Unrecht als Berichterstatter Namens
des Ausschusses gesprochen oder rein persönlich sich erklärt
hat.

Abg. Huchting : Von dieser Aeußeruug des Herrn
Abg. Weber  ist in der Kommission meines Erachtens nichts
erwähnt; es ist' das mir eine rein persönliche Ansicht des
Berichterstatters.

Abg. Weber : Ich glaube, daß aus meinen Aus¬
führungen auch hervorgegaugen ist, daß ich die Bemerkung
nur persönlich hinzugefügt habe; habe ich es vielleicht nicht
ganz deutlich hervorgehoben, so ist doch aus der Form,
wie es von mir vorgebracht worden ist, hervorgegangen,
daß die Worte nicht im Aufträge des Ausschusses erfolgt
sind. Die Art und Weise, wie ich mich äußern sollte, ist
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mir nicht direkt vorgcschrieben worden, deshalb habe ich
auch geglaubt, mir einige Bemerkungen zur Sache gestatten
zu dürfen.

Da das Wort nicht weiter verlangt wird, so wird zur
Abstimmung geschritten. Der Ausschußantrag wird an¬
genommen.

Es folgt Punkt 12 der Tagesordnung:
Bericht des Petitionsausschufses über die Petition der

Interessenten des Ochtumer Sandes, betreffend Entschädigung
wegen mangelhafter Zuwässerung der Außendeichsländereien
auf dem Ochtumer Sande.

Der Ausschuß beantragt:
„Der Landtag wolle die Petition der Staatsregierung
zur Prüfung überweisen mit der Maßgabe, daß
dieselbe, falls der Schaden der Bittsteller nachge¬
wiesen, berücksichtigt werde.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg. Lübben.
Abg. Lübben : Ich habe dem Anträge des Aus¬

schusses wenig hinzuzufügen und verweise auf die Petition.
Daß eine Schädigung stattgefunden hat , geht deutlich aus
der Bittschrift hervor, und daß eine Entschädigung erfolgen
muß, ist darin begründet, daß auzunehmen ist, daß der
Schaden durch die Wescrkorrektion verursacht worden ist,
und zwar würde als entschädigungspflichtig zunächst der
Bremer Staat und eventuell Oldenburg heranzuziehen sein.

Oberregierungsrath Ahlhorn : Gestatten Sie , daß ich
kurz den Standpunkt der Staatsregierung darlege. Es ist
noch nicht festgestellt, daß hier eine Schädigung, bezw. in
welchem Umfange, durch die Weserkorrektion stattgefunden
hat. Das technische Gutachten steht noch aus . Sollte aber
diese Frage bejaht und damit konstatirt werden, daß diese
Grundstücke durch die Wcserkorrektiongeschädigt worden
sind, so würde zunächst Bremen durch den Weserkvrrektions-
Vertrag nicht in Anspruch genommen werden können,
sondern es könnte sich nur fragen, ob der Oldevburgische
Staat hier eine Entschädigung zu leisten Hütte. Nun steht
die Staatsregierung auf dem Standpunkte, daß der Olden-
burgische Staat nicht im rechtlichen Sinne als verpflichtet
anzusehen ist, eine Entschädigungzu leisten. Der Artikel
60, 1 und 2, des Staatsgrundgesetzeskommt nach ihrer
Auffassung hier nicht in Betracht. Er lautet ja:

Z. 1. Das Eigenthum ist unverletzlich.
8- 2. Es darf nur aus Rücksichten des gemeinen
Besten auf Grund eines Gesetzes und nach vor¬
gängiger gerechter Entschädigung entzogen oder be¬
schränkt werden.

Das Eigenthnm an Grund und Boden wird hier ja
in keiner Weise beeinträchtigt oder geschädigt, sondern es
handelt sich nur darum , daß infolge der Weserkorrektion
durch Senkung des Ebbespiegels diesen Grundstücken eine
geringere Zuwüsserung zugeführt wird als vorher. Nun
kann man aber doch den Eigenthümern kein wohl erworbenes
Recht darauf znsprechen, daß die fließende Welle des öffent¬
lichen Ochtumflusses so bleiben soll wie vorher. Eine ganz
andere Frage aber ist die, ob nicht aus Billigkeitsgründen
eine Entschädigung zu leisten wäre, und diese Frage ist die
Regierung, falls die Frage der Beeinträchtigung bejaht

würde, gern bereit zu prüfen, und cs kann ihr nur sehr
erwünscht sein, wenn der Landtag geneigt wäre , die dazu
nöthige Summe zu bewilligen.

Abg. Wenlke : Ich halte im Ganzen den Inhalt der
Eingabe für richtig. Früher hat man nie über zu niedrigen
Wasserspiegel in der Ochtum zu klagen gehabt, aber seit der
Weserkorrektion ist eine große Kalamität entstanden, haupt¬
sächlich für den Ochtumer Sand , und ich glaube, daß die
Regierung wohl finden wird , daß die Leute geschädigt
werden. Ich bitte den Antrag des Ausschusses anzunehmen.

Abg. Beneke : Ich trage Bedenken, diesem Ausschuß-
antrage zuzustimmen, und zwar der Konsequenzen wegen.
In den Aemtern Vechta und Kloppenburg sind auf Grund
der Wasserordnung vielfach die Besticke der Wasserzüge zur
Ausführung gekommen und cs hat sich herausgestellt, daß
dadurch stellenweise die Entwässerung eine zu starke ge¬
worden ist ; wo früher gute Wiesen waren , tritt jetzt die
schönste Haide zum Vorschein. Nun könnten die auf diese
Weise Geschädigten doch mit Recht denselben Anspruch auf
Entschädigung erheben. Das möchte doch zu weit gehen.

Abg. Hoher : Nach meinem Dafürhalten ist es bereits
erwiesen, daß ein Schaden stattgefunden hat ; die Höhe des
Schadens läßt sich freilich schwer feststellen. Die Schädi¬
gung selbst geht aber schon daraus hervor, daß das Wasser
in die Gräben des Ochtumer Sandes nicht mehr herein¬
kommt, und daß die Interessenten des Ochtumer Sandes
gezwungen gewesen sind, sich eine Wasserschöpfmühle anzu¬
legen. Das kann nach meinem Dafürhalten nur eine Folge
der Korrektion sein, denn ich wüßte nicht, was sonst für
eine Ursache vorliegen sollte. Ich kann nicht beurtheilen.
ob eine rechtliche Verpflichtung des Staates , die Interessen¬
ten schadlos zu halten, vorliegt, eine moralische Verpflichtung
hat der Staat auf alle Fälle, denn er hat dock bekanntlich
ganz immensen Vortheil von der Korrektion. Ich freue
mich, daß die moralische Verpflichtung von der Staats¬
regierung anerkannt worden ist, denn der Rcgierungs-
kommissar erklärt selbst, daß Billigkeitsgründedafür sprechen,
die Petenten zu entschädigen.

Abg. Huchting : Der Vergleich, den der Abg. Beneke
gezogen hat, Paßt für diesen Fall meines Erachtens durch¬
aus nicht. Die Petenten behaupten, daß sie durch die
Weserkorrektion einen erheblichen Schaden erleiden dadurch,
daß ihnen das Wasser aus den Gräben entzogen würde,
daß sie Schöpfanlagen haben machen müssen, um in den
Gräben und Tränken Wasser halten zu können. Wenn nun
diese Schädigung durch die Wcserkorrektion veranlaßt ist
und thatsächlich bewiesen wird, so ist entweder Bremen oder
der Oldenburgischc Staat infolge des abgeschlossenenVer¬
trags unserer Ansicht nach zum Ersätze des Schadens ver¬
pflichtet.

Abg. Lübben : Ich schließe mich im Großen und
Ganzen den Ausführungen des Abg. Huchting  an . Ich
bin auch  der Ansicht, daß einzelne Bewohner nicht geschädigt
werden dürfen im Interesse eines solchen Unternehmens.
Es kommt besonders in Betracht, daß Bremen die Korrek¬
tion ausgeführt hat, und es ist unsere Pflicht, die Ange¬
hörigen unseres Staates zu schützen, wenn ein fremder
Staat zu seinem Vortheil solche Arbeiten vornimmt. Das
Eigcnthum muß auch gegen Entwerthung geschützt sein.
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Da das Wort nicht mehr begehrt wird , so wird zur
Abstimmung geschritten . Der Ausschußantrag wird ange¬
nommen.

Es folgt Punkt 13 der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die

Petition des Bundes deutscher Frauenvereine, betreffend die
Anstellung weiblicher Fabrikinspektoren.

Der Ausschuß beantragt:
Uebergang zur Tagesordnung.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg . Zerhusen.
Abg . Zerhusen : Der Ausschuß war der Ansicht , daß

augenblicklich kein Bedürfniß vorhanden sei, weibliche Fabrik-
inspektorcn anzustellen und bittet daher , über die Petition
zur Tagesordnung überzugehen.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird , so wird
zur Abstimmung geschritten . Der Ausschußantrag wird an¬
genommen.

Präsident : Es folgt Punkt 14 der Tagesordnung:
Selbstständiger Antrag des Abgeordneten Jaspers,

so lautend:
Selbstständiger Antrag.

Großherzogliche Staatsregierung wird ersucht , für
die Zukunft davon abzusehen , bei der Zusendung
der Regierungsvorlagen an die Abgeordneten vor
Eröffnung des Landtags eine geheime Behandlung
der Vorlagen zu verlangen.

Begründung.
Die Zusendung der Vorlagen vor der Eröffnung ist sehr

erwünscht und geeignet , die Erledigung der Arbeiten des
Landtags zu fördern . Den vollen Nutzen würde diese
Zusendung aber erst haben , wenn es den Abgeordneten
ermöglicht würde , durch rückhaltlose Besprechung mit
anderen geeigneten Persönlichkeiten sich zu informiren.
Andererseits ist den Abgeordneten es manchmal peinlich
und schwierig , die verlangte Geheimhaltung zu wahren.

Jaspers.
Jürgens.
Hansing.
Plagge.
Huchting.
Schröder.
Hoher.
Aug . Schul tze.

Ich eröffne die Berathung über den Antrag und gebe
dem Antragsteller das Wort.

^ Abg . Jaspers : Ich glaube , daß der Antrag im In¬
teresse des ganzen Landtages ist , glaube auch andererseits,
daß die kurze Begründung vollständig erschöpfend ist , so
daß ich meine , mich auf den Antrag selbst beziehen zu
dürfen . Wenn die Staatsregierung auf unser Ersuchen
eingehen wollte,  was ich auf Grund verschiedener Symp¬
tome glaube annehmen zu dürfen , so würde ich das freudig
begrüben.

Oberregierungsrath Drrgend : Ich erlaube mir zu be¬
merken , daß das bisherige Verfahren nur darin seinen
Grund hatte , daß die Staatsregierung es nicht für richtig
hielt , die Vorlagen weiteren Kreisen des Publikums zu-

Berichte . XXV . Landtag, 2. Versammlung.

gänglich werden zu lassen , bevor sie an den Landtag ge¬
langten . Es würde , falls der Landtag sich den gestellten
Antrag aneignen würde , keinem Bedenken unterliegen , ihm
Seitens der Staatsregicrung zuzustimmen.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird , so wird
über den Antrag abgestimmt . Er wird angenommen.

Präsident : Damit wäre die heutige Tagesordnung
erschöpft . Es harrt noch eine ganze Reihe von Gegen¬
ständen der Erledigung . Ich weiß nicht , was der Wunsch
der Herren ist ; ob Sie wünschen , daß morgen auf die
Tagesordnung der Vormittagssitzung alle Gegenstände ge¬
setzt werden , die noch da sind , oder ob gleich eine Theilnng
stattfinden soll . (Ruf : Alle !)

Das Wort hat der Herr Abg . Weber!  Der Herr
Abgeordnete verzichtet . Sie wünschen also alle rückständigen
Gegenstände auf die Tagesordnung morgen Vormittag ge¬
setzt zu sehen . (Rufe : Ja !) Es würden also folgende
Gegenstände sein:

1 . Bericht des Finanzausschusses zur 2 . Lesung des
Entwurfs eines Gesetzes , betr . Aenderung des Gesetzes
für das Großherzogthum Oldenburg vom 3 . April
1894 , betr . das Gehaltsregulativ für den Civildienst
(Anstellung eines 2 . technischen Mitgliedes des evan¬
gelischen Oberschulkollegiums ).

2 . Bericht der Mehrheit des Eisenbahnausschufses
(Gross , Hoher , Jken , Lübben , Roggemann,
Schultze , Wallrichs)  über die Vorlage der L̂taats-
regierung , betr . die Uebernahme der Bahn Essen-
Löningen in das Eigenthum des Staats

nebst Nachtrag zu diesem Berichte
und

Bericht der Minderheit desselben Ausschusses (Bur¬
la ge , Zerhusen)  über denselben Gegenstand.

3 . Bericht des Petitionsausschusses über eine Petition
der Stadtmagistrate von Jever , Varel und Eutin,
betr . Wittwenversorgung der mit Pensionsberechtigung
angestellten Beamten der Städte 1 . Klasse.

4 . Bericht des Petitionsausschusses über die Petition
des Gemeinderaths in Pakens , betr . das an den
Jade -Sielen bisher für den Verkehr mit Torf ge¬
bräuchliche Maaß.

5 . Bericht des Verwaltungsausschufses über die Petition
des Vereins der Hengsthalter des Herzogthums
Oldenburg , betr . die Ausführung des Köhrungs-
gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 17.
Mai 1894.

6 . Bericht des Verwaltungsausschusses über die Petition
des Thierarztes Grashorn  in Ovelgönne , betr.
Stutenköhrung.

7 . Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der
Staatsregierung , betr . Neubau eines Jsolirhauses
bei dem Peter - Friedrich - Ludwig - Hospital zu
Oldenburg.

8 . Selbstständiger Antrag des Abgeordneten Gross
und Genossen , betr . Bewilligung von Mitteln zur
Erweiterung der Pieranlagen in Nordenham.

9 . Selbstständiger Antrag des Abgeordneten Meyer,
betr . Maßregeln zur Verhütung der Wilddieberei.
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10 . Interpellation des Abgeordneten Hanken,  betr . die
Trennung der Landgemeinde Oldenburg in zwei
selbstständige Gemeinden.

11 . Selbstständiger Antrag der Abgeordneten für das
Fürstenthum Lübeck, betr . Mittel und Wege zur
Hebung der Landwirthschaft im Fürstenthum Lübeck.

Dann gedachte ich einen Gegenstand ans die Tages¬
ordnung zu setzen, der aber vielleicht nicht mehr darauf ge¬
setzt zu werden braucht , den Antrag des Verwaltungsaus-
schusfes über den Antrag des Abg . Meyer.  Es wird
mir nämlich soeben ein Schriftstück übergeben , lautend : „Ich
ziehe den von mir eingebrachten Antrag:

(Verlesen)
hiermit zurück . Meyer ."

Ich habe die Frage zu stellen , ob der Landtag den
zurückgezogenen Antrag noch weiter in Berathung ziehen
will ? Es ist nicht der Fall , also könnte der Gegenstand
morgen wegfallen . Sind die Herren mit der verlesenen
Reihenfolge einverstanden ? Es erhebt sich kein Widerspruch,
der Landtag ist damit einverstanden . Dann möchte ich
Vorschlägen , daß wir morgen ebenfalls um lU/2  Uhr die
Sitzung beginnen . Auch damit ist der Landtag einverstanden.
Dann findet also morgen früh lU/s Uhr die nächste Sitzung
mit der von mir angegebenen Tagesordnung statt . Ich
schließe die heutige Sitzung.
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Regulativ für den Civildienst (Anstellung eines 2. technischen Mitgliedes des evangelischen
Oberschul-Collegiums.)
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6. Bericht des Verwaltungsausschusses über die Petition des Thierarztes Grashorn  in Ovelgönne,
betr. Stutenköhrung.

7. Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der Staatsregierung, betr. Neubau eines Jsolir-
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Dritte Sitzung.
Oldenburg , den 23 . März 1895 , Vormittags 9^ Uhr.
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Vorsitzender : Präsident Roggen »ann.

Am Rcgierungstische befinden sich : Minister Heu mann,
Geh . Staatsrath Mutzenbecher , Oberregierungsrath Ahl¬
horn , Eisenbahndirektionspräsident v . Mühlcnfels , Ober¬
regierungsrath Duzend,  Geh . Ministerialrath Willich,
Oberfinanzrath Bucholtz.

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird vom Schrift¬
führer Abg . Willen  verlesen und von der Versammlung
genehmigt.

Präsident : Ich habe folgende Eingänge mitzutheilen:
Es ist eingegangen eine Petition , welche aber dem gestrigen
Beschlüsse des Landtages entspechend nicht mehr zur Be-
rathung kommen wird ; ferner ein Schreiben des Herrn
Regiernngskommisfars Becker,  so lautend:

Auf Grund des Z. 77 des Gesetzes vom 22 . April
1853 , betreffend die Geschäftsordnung des Land¬
tags , empfiehlt die Staatsregicrnng , die nach Maß¬
gabe der heutigen Tagesordnung für die 2 . Sitzung
der 2 . Versammlung des 25 . Landtags unter Ziffer 8
durch Beschluß erledigte Vorlage , betr . Fußweg-
übersührung über die Bahnhofsgleise von der Karl¬
straße nach dem Bahnhofsvorplätze zu Oldenburg,
(Aul . 9 Abkl . S . 81 ) in nochmalige Erwägung zu
ziehen , um die versehentlich unterbliebene Stellung¬
nahme der Staatsregierung zu diesem Gegenstände
bei der weiteren Verhandlung zum Ausdruck bringen
zu können.

Der Regierungskommissar.
Becker.

Ich schlage Ihnen vor , daß ich dem Herrn Regierungs¬
kommissar das Wort ertheile und dann der Landtag dar¬
über befindet , ob eine nochmalige Erwägung stattfinden soll.
Der Landtag ist einverstanden ; ich gebe das Wort dem
Herrn Regierungskommissar.

Regierungsrath Becker : M . H ., bei der gestrigen Be¬
schlußfassung über die Vorlage der Staatsregierung , betr.
die Fußwegüberführung von der Karlstraße nach dem Bahn¬
hofsvorplätze ist die Staatsregierung nicht zum Wort ge¬
kommen , indem bei den Verhandlungen der Beschluß er¬
folgt ist , bevor sie Gelegenheit genommen hatte , sich aus¬
zusprechen . Das ist ein Versehen von mir gewesen ; ich
hatte auf die Sache nicht genau geachtet , da ich noch mit
Notizen über die vorhergehende Sache beschäftigt war . Bei
der Berathnng des Gegenstandes ist Seitens der Regierung
geltend gemacht worden , daß die Bedingung , welche der
Eisenbahnausschuß an die Bewilligung der 35 000
knüpft , Seitens der Regierung nicht ohne Weiteres annehm¬
bar sei, jedenfalls noch eingehender Erwägung bedürfe , und
zwar deshalb , weil sie glaubt , daß sie mit Annahme dieser
Bedingung einen Grundsatz statuirt , der ein ganz bedenk¬
liches Präjudiz bedeutet , nämlich das Präjudiz , daß , da
hier ein öffentlicher Weg nicht existirt und diese Ueber-
sührung auch nicht öffentliche Wege verbinden soll , die
Meinung Boden gewinnen könnte , daß der Staat Mittel
aufzuwenden habe zur Herstellung von öffentlichen Wegen,
deren Kosten der Staatskasse nicht zur Last fallen . Wenn

diese Bedingung so ohne Weiteres Seitens der StaatS-
regierung angenommen wird , so wird damit zweifellos ein
Präjudiz geschaffen , das später wiederkehren wird . Aus
diesem Grunde möchte die Regierung dem Landtage zur
Erwägung anheimgeben , den Beschluß von dieser Bedingung
loszulösen und die Sache abzuwarten . Ich bin überzeugt,
es wird sich in kürzer Zeit Herausstellen , ob nicht der
Stadttheil nach dem Kirchhof hin selbst mit Anträgen , mit
Zuschüssen , kommt und man dann die Oeffentlichkeit frei¬
geben kann . Ich möchte also bitten , den Beschluß ohne
diese Bedingung zu fassen.

Es wird befunden , auf eine weitere Berathung nicht
einzutreten.

Präsident : Ich bin gebeten worden, den 4. Gegen¬
stand der Tagesordnung vorwegzunehmen , da der Re¬
gierungskommissar , welcher die Sache zu vertreten hat , sich
wegen dringender Geschäfte möglichst bald wieder entfernen
möchte . Es erhebt sich dagegen kein Widerspruch , wir
nehmen also diese Sache zuerst:

Bericht des Petitionsausschusses über die Petition des
Pakenser Gemeinderaths , betreffend das an den Jade -Sielen
bisher für den Verkehr mit Torf gebräuchliche Bla aß.

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Der Landtag wolle die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregieruug zur Berücksichtigung über¬
weisen.

Ich gebe das Wort dem Berichterstatter Abg . Plagge.
Berichterstatter Abg . Plagge : In dem Berichte des

Ausschusses muß es Zeile 5 von oben heißen : „der Maaße
und Meßwerkzeuge " . Ich habe meinen im schriftlichen Be¬
richte niedergelegten Ausführungen vorläufig nichts hinzu¬
zufügen und bitte um Annahme des Ausschußantrags.

Abg . Jken : Auch ich habe auf einen Schreibfehler
aufmerksam zu machen . Auf S . 30 des Abklatsches sind
in der letzten Zeile die beiden Worte „nach Gewicht " aus¬
gelassen ; es muß also heißen : „Nach Gewicht an der Jade¬
küste kaum ausführbar erscheint " . Ich habe den Aus¬
führungen des Berichterstatters in der Hauptsache nichts
hinzuzusetzen . Es ist in der Petition ausgeführt , daß durch
die neue Maaß - und Gewichtsordnung der Handel mit
Torf nach bisherigem Maaß bei uns vollständig ins Stocken
gerathen ist . Nach der neuen Maaß - und Gewichtsordnung
ist für den Verkauf von Brennmaterial nur das sogenannte
Kastenmaaß von 1 Hektoliter Größe , vierkantige , niedrige
Kästen zulässig . Uebrigens ist beim Verkauf von Torf,
wie wir ihn an der Jadeküste haben , wir haben da den
Ostfriesischen Torf , der zu Schiff kommt , in großsodiger
Beschaffenheit , ein derartiges Maaß absolut nicht möglich.
Seit Menschengedenken hat man statt dieses Maaßes Körbe
gehabt , womit das Messen stattfand , von genau 1 Hekto¬
liter Inhalt . Diese wurden mit der Zeit unzulässig , denn
da der Käufer auf dieses Korbmaaß als gesetzliches Maaß
nicht fußen konnte , so entstanden Betrügereien und es
stellten sich schließlich ganz unhaltbare Zustände heraus.
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Wir haben uns bemüht, bei dem Amte Jever die erforder¬
lichen Schritte einzuleiteu, um ein passendes Maaß in der
einen oder anderen Weise eingeführt zu sehen. Mir wurde
in den siebziger Jahren die Zusage gemacht, man wolle es
beim Alten belassen und die Sache nicht weiter berühren.
Es wurde vollständig anerkannt, daß das neue Maaß über¬
haupt nicht verwendbar sei. So ist die Sache eine Reihe
von Jahren gegangen, bis sich zuletzt die Unzuträglichkeiten
herausstellten; und so nahm ich in neuerer Zeit Vcrain
lassung, den Herren ist ja bekannt, daß ich an einem der
größeren Hafenorte des Jeverlandes wohne, Herrn Amts¬
hauptmann Zedelius die Sache vorzutragen. Er sagte mir,
er könne mir thatsüchlich in dieser Beziehung keinen be¬
stimmten Rathschlag ertheilen, ich möchte mich an den Bau¬
rath Schacht in Oldenburg wenden. Das habe ich gethan
und habe Seitens des Herrn Bauraths Schacht jedes mög¬
liche Entgegenkommen gefunden. Er verweist uns übrigens
auch auf das Kastenmaaß. Er hat sich bemüht, die Ver¬
hältnisse der Stadt Emden kennen zu lernen, wo man durch
Statut geregelte Verhältnisse im Torfhandel hat , er hat
mir dieses Statut auch übersandt; aber dort wird Seitens
der Stadtverwaltung eine Accise erhoben, und das Maaß,
welches gesetzlich ist, ist für unsere Verhältnisse nicht passend,
es sind l?/t -Hektoliterkörbe, die allerdings nach näher ge¬
gebenen Vorschriften geaicht und gestempelt sind und
städtischerseits nach den Bestimmungen des Statuts num-
mcrirt werden. Der Zweck der Petition soll lediglich der
sein, daß unsere Großherzogl. Regierung, das Staats¬
ministerium als oberste Verwaltungsbehörde, die Güte haben
möge, die Sache in die Hand zu nehmen, dem Amte Jever
eine Direktive zu geben, wonach an der Jadeküste durch
Statut in dem von mir ausgesprochenen Sinne der Verkehr
durch einzuführende Körbe geregelt wird. Ich bin voll¬
ständig mit der Fassung des Berichtes einverstanden und
richte noch persönlich an die Regierung die Bitte, in dieser
Beziehung vorzugehen. Es wird dadurch bei uns einer
großen Kalamität vorgebeugt. Ich brauche hier nicht aus-
zusühren, daß in den Marschen sämmtliche Brennmaterialien
von auswärts eingeführt werden müssen, produzieren thut
die Marsch garuichts in dieser Beziehung, und ich darf
annehmen, daß an der Jadeküste 2/3  des gestimmten Torfes
von Ostfriesland eingesührt werden muß. Ich wäre der
Regierung sehr zu Dank verpflichtet, wenn sie in dieser
Beziehung die Sache in die Hand nehmen wollte; den be-
theiligtcn Kreisen würde dadurch eiu großer Dienst erwiesen,
absolut ohne alle Kosten für die Staatskasse.

Geh. Staatsrath Mutzenbecher : M . H. ! Ich muß
zu meinem Bedauern leider zunächst bemerken, daß der
Weg, auf dem der Ausschuß die Sache eingeleitet haben will,
mittelst Statuts , nicht gangbar ist. Der Zweck der Petition
geht ja dahin, ein anderes Maaß zu setzen an Stelle des
Kastenmaaßes. Nun sind aber für Torf nur zwei Maaße
zulässig: das Kumpmaaß und das Kastenmaaß. Torfkörbe
sind nicht zulässig, weil sie nicht aichsähig sind. Nun wird
gesagt, das ließe sich im Wege eines Statuts ändern. Es
kann allerdings ein Statut gemacht werden, und das ist
für Oldenburg und Osternburg geschehen, wonach der Torf
nur in Wagen von bestimmter Größe eingeführt werden
kann, aber es sind in beiden Orten die Maaße selbst nicht

geändert worden, im Gegentheil, es steht ausdrücklich in den
beiden Statuten , daß das Maaß das Kumpmaaß und das
Kastenmaaß sei. Dann ist aber hinzugefügt: wenn Torf
eingeführt wird , dann soll auf den Wagen eine bestimmte
Quantität sein; wenn nachgsmessen wird , so geschieht das
in den gesetzlich geaichten Maaßen. Nun würde aber eine
Bestimmung, die ein anderes Maaß anordnete, das abweicht
von den gesetzlichen Maaßen, in die Statuten nicht ausge¬
nommen werden können. Die Regierung wäre garnicht in
der Lage, die Bestimmung eines solchen Statuts zu ge¬
nehmigen. Dieselbe Frage ist vor Jahren in Jever vorge¬
kommen. Dort war ein Statutenentwurf vorgelegt, darin
war ein anderes Maaß angegeben. Damals wurde vom
Aichungsinspektor bemerkt, das giuge nicht an, darauf hat
die Stadt Jever die Sache auf sich beruhen lassen. Der
einzige Weg, der meines Erachtens zulässig ist, ist der,
wenn die Normalaichungskommission ans Grund des Artikels
84 der Aichordnung Ausnahmen zuläßt. Nun ist das, wie
der Herr Abgeordnete angeführt hat , in Emden geschehen.
Aber Herr Jken hat eben selbst bemerkt, daß die Einrichtung
in Emden für die Jadeküste nicht angemessen sei. Ich bin
leider nicht in der Lage gewesen, dieses Statut von Emden
einzusehen, kann aber aus den Verhandlungen vom Jahre
1871 wegen Zulassung der Ausnahme in der Stadt Emden
eine Mittheilung von Seiten der damaligen Normalaichungs¬
kommission anführen. Die Einrichtung in Emden ist eine
ganz singuläre, und die Kommission hat sich nur auf
Drängen der preußischen Behörden und der Stadt Emden
veranlaßt gesehen, für diesen einen Fall eine Ausnahme zu
machen. In einer Verfügung an die hiesige Aichungs-
kommission sagt die Normalaichungskommission: .Was die
Zulassung von Meßkörben für den Torfverkehr betrifft, so
haben wir uns bisher in denjenigen Fällen, in welchen die
fernere Anwendung solcher Maaßgefäße befürwortet wurde,
mit Bestimmtheit gegen die Zulassung derselben zur Aichung
und Stempelung erklärt, weil in der That die Beschaffen¬
heit dieser Utensilien zu sehr den Grundbegriffen eines
Maaßes widerspricht, als daß eine technische Behörde, deren
Aufgabe cs ist, generell über der soliden und möglichst
unveränderlichenBeschaffenheit von Maaßen und Maaß-
gefäßen zu wachen, derartigen Gefäßen, wie Körben, durch
eine generelle Zulässigkeitserklärung irgend welche allgemeine
gültige Sanction geben könnte. Darnach würde meines
Erachtens die Staatsregierung garnicht in der Lage sein,
auf die Sache direkt einzutreten nnd diese Wünsche zu be¬
rücksichtigen. Ich könnte höchstens anheim geben, daß der
Landtag beschlösse, die Staatsregierung möge erwägen, auf
welche Weise die Möglichkeit gegeben werden kann, um dem
Wunsche der Petenten näher zu treten. Dann wird sich
die Staatsregierung darüber informiren, wie es in Emden
ist, und wird dann erwägen, ob sie vielleicht einen Antrag
bei der Normalaichungskommissiondurch den Aichungs¬
inspektor stellt. Ich muß aber bemerken, daß nach den
Aeußerungen, die von der maßgebenden Stelle geschehen
sind, aus eine Berücksichtigung schwerlich wird gerechnet
werden können. Ich bedaure das , aber die Verhältnisse
liegen so.

Abg. Jken : Meine Herren, die Ausführungen des
Herrn RegierungSkommissars haben mich thatsächlich im



Allgemeinen nicht befriedigt. Ich halte dafür : Was für
Emden möglich war, wird auch an anderen Orten aus¬
führbar sein. Bei uns hat man Körbe von einem Hekto¬
liter Inhalt , die wir beizubehaltcn wünschen, in Emden hat
man 1 /̂4  Hektoliterkörbe, allerdings nach näher gegebenen
Vorschriften, die im Statut speciell bezeichnet sind, mit
hölzernen Reisen oben an den Körben, die vom Aichungs-
meistcr richtig angebracht sind: ferner sind sie mit Nummern
versehen, und es wird ein genaues Register darüber ge¬
führt. Es ist thatsächlich so: Die bisherigen Maaße sind
nicht bloß an der Jadeküste, sondern auch an der ganzen
ostfriesischen Küste durchaus gebräuchlich, und andere Maaße
sind absolut nicht verwendbar. Wenn der Handel mit Torf
nicht noch größeren Kalamitäten entgegengehen soll, dann
müssen wir schon Decimalwaagen haben, sonst ist dem Be¬
trug und dem Wirrwarr Thür und Thor geöffnet. Ich
halte mich überzeugt: Wenn unsere Regierung die Sache in
die Hand nehmen wollte, daß sie bei der Normalaichungs-
kommission ganz dasselbe erreichen würde, was von Emden
erreicht worden ist ; und uns wäre damit ein großer Dienst
erwiesen. Ich wiederhole meine Bitte um wohlwollendes
Entgegenkommen Seitens der Regierung.

Geh. Staatsrath Mutzenbecher : Ich möchte mir nur
noch wenige Worte gestatten. Ich habe mir mitzutheilen
erlaubt, daß für Emden eine Ausnahme gestattet worden
ist auf Grund der ganz bestimmten Einrichtung, die da be¬
steht. Nun hat aber Herr Jken  bemerkt , daß, was in
Emden zugelaffen worden ist, auch hier in den Häfen zu-
gelassen werden könne. Aber die Normalaichungskommission
wird für die hiesigen Häfen schwerlich unter leichteren Be¬
dingungen eine solche Ausnahme bewilligen als es in Emden
geschehen ist, nachdem sie ausgesprochen hat, daß sie es
eigentlich für durchaus unzulässig hält. Ich habe aber
nichts dagegen, wenn der Landtng der Regierung die Sache
zur Erwägung anheimstellt; ich habe aber schon gesagt, daß
die Regierung nicht in der Lage ist, ihrerseits durch Ge¬
nehmigung einer Bestimmung im Statut Aenderungen vom
bestehenden Zustande herbeizuführen, eine statutarische Be¬
stimmung gut zu heißen, wonach ein anderes Maaß einge¬
führt werden kann. Ich möchte anheimgeben, die Sache
nur zur Erwägung zu geben, nicht zur Berücksichtigung,
denn berücksichtigenkann sie sie nicht.

Abg. S ^ ultze : Ich glaube, cs kommt überhaupt wenig
bei der Sache heraus, denn der Verkauf des Torfes nach
Maaß ist unter allen Umständen unrichtig. In den Fehnen
von Ostfriesland ist das längst abgekommen, man kauft dort
nach Gewicht, auch unsere Eisenbahnverwaltung thut das.
Wenn ich mir einen Vergleich gestatten darf, so möchte ich
als solchen heranziehen: Wenn man einen Liter Aepfel
kauft, so ist das unter Umständen je nach der Größe der
Aepfel ein ganz verschiedenes Quantum. So ist es auch
beim Torf . Bei feiner verschiedenen Größe und einem so
kleinen Maaße, wie ein Hektoliter ist, wird das Messen
niemals richtig. Ich möchte anheimgeben, auch in Jever
den Torf nach Gewicht zu kaufen, das ist dann durchaus
reell. Ist der Torf mehr naß, so wird man ihn ver¬
weigern oder weniger zahlen, ist er leichter, so erhält man
ein verhältnißmäßig größeres Volumen und es gleicht sich
so wieder aus . Das Messen des Torfes wird überall be¬

schränkt, und es wäre zu wünschen, daß es ganz abkommt
und wie bei anderen Brennmaterialien nach Gewicht ver¬
kauft wird.

Präsident : Der Ausschuß modifizirt seinen Antrag
dahin:

Der Landtag wolle die Petition der Großherzogl.
Staatsregieruug zur Prüfung überweisen.

Ich stelle diesen Antrag gleich mit zur Berathung.
Damit ist also der ursprüngliche zurückgezogen? (Wird be¬
stätigt.) Der Landtag beschließt auch, über den ursprüng¬
lichen Antrag nicht weiter zu verhandeln? (Dies wird nicht
gewünscht.) Daun steht also nur dieser neue Antrag zur
Berathung. (Abg. Jken  bittet ums Wort.)

Präsident : Herr Jken,  zum 3. Male mit Erlaub-
niß des Landtags.

Abg. Wen : Ich dachte, es wäre ein veränderter
Antrag.

Präsident : Aber Sie nehmen in derselben Angelegen¬
heit zum 3. Mal das Wort.

Abg. Jken : Ich bin auch mit diesem Anträge einver¬
standen, wenn nur die Staatsregierung uns das gewünschte
Wohlwollen entgegenbringt. Ich würde mich speciell mit
der von Herrn Schultze ausgesprochenen Ansicht im Allge¬
meinen versöhnen können, wenn wir soweit wären, daß wir
den Verkehr mit Torf nach Gewicht durchführen könnten.
Ich bin selbst der Ansicht, daß, wenn thunlich, alles und
jedes nach Gewicht geregelt werden sollte. Ob der Torf
naß oder trocken ist, besser oder schlechter, das wird sich immer
beurtheilen lassen. Ich bitte also noch einmal um wohl¬
wollende Regelung der Verhältnisse.

Abg. Plagge : Ich bin bislang der Meinung gewesen,
daß Angelegenheiten, die einem Ausschuß zur Vorprüfung
überwiesen werden, dort sorgfältig bearbeitet und durch den
zugezogenen Regierungskommiffarin der eingehendsten Weise
klargelegt werden, so daß es dem Landtage erspart bleibt,
sich hier in der Weise, wie es leider jetzt erforderlich ge¬
worden ist, mit der Sache zu befassen. Wir haben zu der
Ausschußbcrathung den Herrn Regierungskommiffar zuge¬
zogen und ich muß zu meinem Bedauern erklären, daß wir
Aufklärungen und die Mittheilungen, die wir heute er¬
halten haben, im Ausschuß nicht bekommen haben. Hätten
wir sic bekommen, dann würden wir von vorne herein
unfern Antrag anders gefaßt haben. Nach den reichsgesetz¬
lichen Bestimmungen, die vorliegen, schien es uns zulässig
— und der Regierungskommiffar hat im Ausschüsse nicht
widersprochen— Körbe für den Verkehr mit Torf zu ver¬
wenden, — wie dies thatsächlich in Emden geschieht. Wir
haben geglaubt, daß die Körbe in irgend einer Weise so
beschafft werden können, daß sie aichfähig sind. Jetzt nun
wird vom Regiernngskommissar das Verwenden von Körben
für unzulässig erklärt und damit ist unser erstgestellter An¬
trag hinfällig. Im klebrigen schließe ich mich den Aus¬
führungen des Abg. Schultze an, daß es richtiger wäre,
den Torf nach Gewicht zu verkaufen. Da das aber bei
der vorliegenden Petition nicht direkt in Betracht kommt, so
habe ich den Antrag jetzt allgemein gehalten und so formulirt:
der Regierung die Petition zur Prüfung zu überweisen mit
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der Maßgabe , daß die Angelegenheit in zweckmäßigster Weise
geregelt werde . Daß etwas geschehen muß , ist durch die
Ausführungen des Abg . Jkcu  genügend erwiesen.

Geh . Staatsrath Mutzenbecher (zu einer persön¬
lichen Bemerkung ) : Herr Plagge  hat mir den Vorwurf
gemacht , daß ich neulich in der Berathung des Ausschusses,
die vor einigen Tagen stattgefunden hat , über die Sache
nicht Aufklärung gegeben hätte . Ich bin , als ich damals
in den Ausschuß kam , sofort mit der Erklärung hervor¬
getreten , daß ich den Antrag des Abg . Jken  nicht ver¬
standen , daß ich nicht gewußt hätte , nach welcher Richtung
er gehen sollte , und daß ich nicht in der Lage wäre , sofort
eine Auskunft zu geben . Ich habe erst gestern die Akten
einscheu können , umsomehr , als die Sache nur theilweise
zu meinem Departement gehört , und ich habe mir Mühe
gegeben , durch Besprechung mit Herrn Baurath Schacht
die Sache aufzuklärcn . Ich bitte überzeugt zu sein , daß
ich nicht irgend welche Gründe der Unterlassung habe und
muß den Vorwurf , der mir hier gemacht wird , entschieden
Zurückweisen.

Präsident : Da der Regierungskommissar das Wort
wieder genommen hat , so wird es nach der Geschäftsordnung
nicht zu umgehen sein , die Debatte über den Antrag wieder
zu eröffnen.

Abg . Plagge : Ich bedaure , daß vom Regierungs¬
kommissar ein Ton in die Verhandlungen hereingetragen
wird , der die Sache , die zu erledigen ist , nicht fördern
kann . Hätte mir der Herr Regierungskommissar heute
Morgen vor der Sitzung oder noch in dem Augenblick , als
wir hier zusammentraten , kurz mitgetheilt , daß sich die An¬
gelegenheit in der beabsichtigten Weise nicht regeln lasse , so
wäre der unangenehme Zwischenfall vermieden worden . Ich
bedaure dies selbst am meisten , kann aber von meinen Aus¬
führungen nichts zurücknehmen.

Da das Wort nicht weiter gewünscht wird , so wird
über den neuen Antrag des Ausschusses abgestimmt . Er
wird angenommen.

Präsident : Wir kommen nunmehr auf den vorhin
verlassenen Gegenstand , betr . Fußwegüberführung , zurück;
nach der Geschäftsordnung muß derselbe nochmals verhandelt
werden , nachdem dies seitens der Staatsregierung beantragt
ist ; ich nehme das Einverstündniß des Landtags dazu an
und eröffne wiederum die Berathung.

Regierungsrath Becker : Ich kann mich wesentlich auf
dasjenige beziehen , was ich vorhin geäußert habe . Ich
möchte dem Landtage nachdrücklickst zur Erwägung ver¬
stellen , ob es nicht richtiger ist , eine derartige Bedingung,
wie sie in diesem Beschlüsse liegt , nicht zu stellen . Das ist,
wie gesagt , ein ganz bedenkliches Präjudiz , welches an allen
Orten wiederkehren kann , und das kann die Regierung nicht
auf sich nehmen . Und übrigens materiell , im Effekt , wird
gar nichts verloren , wenn die Bedingung abgelöst wird , weil
es sich nach den bisherigen Verhandlungen ganz unzweifel¬
haft ergeben wird , daß der betr . Stadttheil mit Anträgen
kommt , mit Zuschüssen und dergleichen . Die Sache wird
also auch so ins Gleiche kommen . Thatsächlich ist bekannt,
daß seit Jahren Sammlungen veranstaltet werden , in welchem
Umfange , ist mir allerdings nicht bekannt , und ich glaube,

daß die Regelung der Sache unschwer in kurzer Zeit zu
erreichen sein wird.

Eisenbahndirektionspräsident V. Mühlenfels : Ich
wollte nur — was den Herren vielleicht nicht gegenwärtig
ist — zur Sprache bringen , waS uns veranlaßt hat , eine
so weitgehende Vorlage zu machen , in der diese Fußweg¬
überführung für den öffentlichen Verkehr vor allem nutzbar
gemacht ist . Wenn diese Ueberführung lediglich den Zwecken
der Eisenbahnverwaltung dienen soll , so können wir sie in
ihrer Länge wesentlich einschränken , sodaß dieselbe dann —
wie das Projekt auch ursprünglich von uns geplant war —
nur 25 800 ^ kosten würde . Alsdann ist auf der Seite
der Karlstraße von den Eisenbahnarbeitern und Beamten,
die da zu thun haben , ein Geleise , welches keinen erheb¬
lichen Verkehr hat , zu überschreiten . Es kommt dann der
Anfang der Ueberführung allerdings jenseits dieses Geleises
zu liegen , auf den Bahnhof selbst , sie geht dann in die
Höhe , der Halle entlang und auf den Bahnsteig . Wir
haben aber geglaubt , da doch ein Verkehrsinteresse Seitens
der ganzen Gemeinde und der Anwohner in recht erheb¬
lichem Maaße vorhanden ist , die nöthigen Mittel nicht in
zwei Theilen fordern zu sollen , sondern zu sagen : Wir
wollen die Sacke auf einmal machen , was auch in der
Ausführung bester und billiger ist . Denn es ist besser,
eine Ausführung in einer Strecke zu machen , als später
anzuflickeu . Wir haben damit geglaubt ein Bauwerk her¬
zustellen , welches nicht bloß den Bedürfnissen des Eisenbahn¬
dienstes , sondern auch des öffentlichen Verkehrs vollkommen
genügt und in weitem Umfange die Geleise überspannt.
Wir können dieses Opfer , was damit dem öffentlichen Ver¬
kehr gebracht wird , genau beziffern , es ist die Differenz
zwischen 35 500 und den 25 800 Nun ist es doch
ganz natürlich , und diejenigen , welche dazu berufen sind,
die Eiseubahnfonds zu verwalten , sind geradezu verpflichtet,
wenn derartige Opfer für das öffentliche Interesse , das mit
der Eisenbahn an sich gar nichts zu thun hat , gebracht
werden , zu sagen : Sind da nicht Gemeinden oder Anlieger
vorhanden , die dazu beitragen ? Ich möchte nicht die Staats¬
regierung darauf festnageln , daß wir unbedingt ein Brücken¬
geld erheben , das ist mir gar nicht sympathisch . Es giebt
auch noch andere Wege , auf denen es vielleicht möglich ist,
Beiträge zu erzielen ; die Bewegung ist in den betr . Stadt-
theilen sehr lebhaft , Petitionen mit Hunderten von Unter¬
schriften sind im Umlaufe , und so ist es vielleicht möglich,
einen Weg zu finden , um das auch mir unsympathische
Brückengeld zu beseitigen . Ich möchte aber bitten , daß die
Regierung vom Landtage nicht darauf festgenagelt wird,
daß sie das Brückengeld fallen läßt , sondern daß es ihr
ermöglicht wird , in Verhandlungen einzutreten , damit ein
Beitrag der betheiligten Stadttheile erreicht wird . Welches
der Umfang dieser finanziellen Betheiligung ist , darüber
wird sich später reden lassen.

Abg . Schnitze : Alles , was von Seiten der Regierung
hier vorgetragen worden ist , haben wir im Ausschuß wohl
erwogen . Wir haben uns trotzdem nicht entschließen können,
die Bewilligung der Summe ohne Bedingung zu empfehlen.
Es bietet sich hier die günstige Gelegenheit , durch die
geplante Ueberbrückung die beiden Stadttheile zu verbinden.
Die Eisenbahn liegt ja jetzt im Wege , wenn ich mich so



ausdrücken darf , und es ist meiner Ansicht nach auch im
Verkehrsinteresse, im Interesse der Eisenbahn, wie ich bereits
im Ausschüsse ausgeführt habe, wenn sie Zuwegungcn schafft,
die es ermöglichen, daß der Bahnhof von allen Seiten
bequem zu erreichen ist. Diese Gelegenheit bietet sich also
setzt, und der Ban wird, wie die Herren Regierungskommis¬
sare angeben, etwa 10 000 oder 12 000 theurer, wenn
man die Einrichtung für den öffentlichen Verkehr mit trifft.
Es wäre aber nicht wirthschaftlich, wenn man den Steg so
schwach bauen wollte, daß er vielleicht für den Eisenbahn¬
verkehr ausreicht. Wie stark müßte er dann aber gebaut
werden? Denn die Benutzung für den Eisenbahnverkehr
kann doch zu einzelnen Zeiten so stark sein, daß die Be¬
nutzung für den öffentlichen Verkehr schwach dagegen sein
würde. Ich bin deshalb mit dem Ausschuß der Meinung,
daß man doch die Gelegenheit, die sich bietet, daß aus
öffentlichen Mitteln eine Brücke gebaut wird, auch benutzen
sollte zur Erlangung einer bequemeren Zuwegung zum Bahn¬
hose. Daß man versuchen will, ein Brückengeld zu erheben,
das ist jedem Landtagsmitgliedeso unsympathisch und würde
einen so schlechten Eindruck machen, daß man davon absehen
muß. Die Gemeinde oder Stadttheile zu Beiträgen heran¬
zuziehen scheint mir ebenso unpassend. Die Vorbelastung
der Gemeinden bei jeder Gelegenheit muß aushören. Wohin
soll dieser Grundsatz führen? Schließlich könnten Sie uns
in Oldenburg auch heranziehen, wenn Sie ein Amtsgerichts¬
gebäude bauen wollten u. s. w., denn man kann sagen,
daß die Gemeinde Nutzen haben wird von jedem Bauwerk,
das der Staat im Gebiet der Gemeinde ansführt. Die
Ueberbrückung wird aus öffentlichen Mitteln hergestellt. Ich
vermag eine solche Scheidung von Eisenbahnfonds und
Staatsfonds nicht vorzunehmen. Es sind öffentliche Mittel,
und es wäre schade, wenn die Gelegenheit nicht benutzt werden
sollte, dem Donnerschweer Stadttheil und dem ganzen nörd¬
lich der Bahn nach Wilhelmshaven zu liegenden Stadttheil
auf diese Weise eine bequemere Zuwegung zu verschaffen.
Ich bitte Sie , meine Herren, den Ausschußautrag wie gestern
anzunehmen. Es liegt auch gar keine Veranlassung vor,
inzwischen anderer Meinung geworden zu sein.

Regierungsrath Becker : Noch einige kurze Bemerkun¬
gen. Darin kann ich dem Herrn Berichterstatter nicht bei¬
treten, daß man die Gelegenheit benutzen solle, um aus
öffentlichen Mitteln die Verbindung zu erhalten. Es ist
nicht zu unterscheiden zwischen Eisenbahn- und Staatsfonds
im Besonderen, sondern es handelt sich darum, ob man
das Präjudiz feststellen will, daß stattliche Mittel für Zwecke
verwandt werden, die zu einem wesentlichen Theile den Ge¬
meinden, bezw. kleineren oder größeren Interessentenkreisen
dienen sollen. Dagegen möchte ich im Interesse der späte¬
ren Berufung Front machen. Ich glaube auch nicht, daß
es begründet ist, wenn Herr Schultze sagt, es würde einen
schlechten Eindruck machen, daß die Stadttheile dazu bei¬
tragen müssen. Das Gegentheil ist der Fall ; sie sind ganz
von selbst gekommen, haben kürzlich petitionirt, auch Samm¬
lungen veranstaltet, ich habe auch schon bemerkt, daß ich
nicht weiß, in welchem Umfange sie erfolgt sind. Wenn
zur Verstärkung dieses Ausschußantrages gesagt wird, es
läge diese ganze Verbindung auch im Interesse des Eisen¬
bahnverkehrs, eine je bessere Zuwegung vorhanden sei, desto

mehr Personen würden die Bahn benutzen, so möchte ich
doch nur darauf Hinweisen, daß der ganze Umweg nur
600 Meter betrügt; ob das für die Verkehrsentwickelung von
solcher Bedeutung ist, wie der Bericht annimmt, das möchte
ich bezweifeln. Uebrigens muß ich bemerken, daß, wenn
lediglich das Interesse der Eisenbahnverwaltnng berücksichtigt
wird, man den Steg nicht schwächer bauen wird, sondern
lediglich kürzer. Ich bitte Sie , lassen Sie die Bedingung
fallen, damit wird etwas geschaffen und es ist nicht aus¬
geschlossen, später an die Interessenten heranzutreten.

Abg. Duatmann : Ich stehe nicht auf dem Stand¬
punkte des Herrn Abg. Schultze . Ich glaube, cs ist ganz
gerechtfertigt, wenn einige Gemeinden bedeutende Erleichte¬
rungen erhalten, daß sie zu den betreffenden Kosten bei¬
tragen. Wir haben das ja auch bei uns . Da erhalten
die Leute erst die Wohlthat der Eisenbahn, wenn sie sich
einer ganz bedeutenden Vorbelastung unterziehen. Auch
hier ist das gerechtfertigt. Ich muß allerdings auch eingc-
stehen, ein Brückengeld möchte ich nicht, aber ich hoffe, daß,
wenn wir auch diese Bedingung fallen lassen, ein Weg ge¬
funden wird, um eine mäßige Entschädigung zu bekommen.
Und dieses finde ich ganz gerechtfertigt.

Abg. Schultze : Wenn die Eisenbahn irgend etwas
baut, eine neue Bahnstreckez. B ., so haben einzelne Ge¬
meinden und Anlieger besondere Vortheile davon, das läßt
sich nicht vermeiden. So wird das auch hier zutreffen,
aber ich möchte doch anheim geben, es zu lassen, wie cs
der Ausschuß vorgeschlagen hat. Wir haben auch Vor¬
gänge, auf die wir uns berufen können, z. B . in Hude.
Dort hat man auch versucht, die Gemeinde heranznziehen,
aber im Ausschuß ist es ebenso energisch abgelehnt worden.
Ich möchte sodann noch einmal auf meine Aeußerung zu-
zurückkommen, daß eine bessere Zuwegung zum Bahnhof
im Interesse des Verkehrs liegt. Ich kann mich da auf den
Herrn Eisenbahnpräsidenten v. Mühlenfels  berufen.
(Heiterkeit.) Als es sich darum handelte, ob vielleicht die
Sonntags -Station an der Peter- und Ziegelhosstraßeauf-
zuhcben sei, da hat der Herr Präsident geantwortet, es
lüge im Interesse der Eisenbahn die Station beizubehalten,
sie hätte mehr Einnahme, besonders wenn Vergnügungs¬
züge führen, wenn ein Theil der Bevölkerung diese Züge
an der betreffenden Station bequemer erreichen könnte. Die
Eisenbahn wird demnach auch Vortheil davon haben, wenn
die Einwohner des Donnerschweer Stadtviertels den Bahn¬
hof so viel rascher erreichen können.

Regierungsrath Becker : Wenn gesagt wird, in Hude
wäre es ähnlich gewesen, so möchte ich darauf erwidern:
In Hude war eine Ueberwegung vorhanden, in Delmen¬
horst ebenfalls, und dort war vorwiegend das Eisenbahn¬
interesse maßgebend, und die Eisenbahn mußte die Sache
machen. Hier liegt es anders. Es ist gar kein öffentlicher
Weg vorhanden, das Terrain gehört der Eisenbahnver¬
waltung. Es wird ein vollständiges Novum geschaffen,
wenn eine neue Fußwegüberführung zum Bahnhof im öffen-
lichen Interesse gebaut wird. Die Verwendung der erforder¬
lichen Mittel in dem beantragten Umfange liegt nicht im
Interesse des Staates.

Eisenbahndirektionspräsident v. Mühlenfels : Ich
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möchte das eine betonen: Wenn es sich ausschließlich um
den Zugang zum Bahnhof handelte, dann würde ich sagen:
Wir wollen die Sache ruhig thun. Aber wir verlängern
hier gerade die Ueberwegung über den Bahnsteig hinweg
auf den Bahnhofsvorplatz, damit ein ungehinderter Ver¬
kehr von einem Stadttheil zum andern stattsindcn kann,
ohne die Geleise zu berühren. Dann möchte ich noch auf
einen anderen Punkt aufmerksam machen. Wenn sie die
positive Bedingung machen, daß ein Beitrag von der Ge¬
meinde nicht ftattzufinden hat, so werden wir auch iu die
Lage kommen, auch dauernd die Unterhaltung zu tragen,
und das ist auch nicht unwichtig. Wenn wir diese ganze
Anlage für 35000 ^ bauen, daun sind wir auch ver¬
pflichtet, sie zu unterhalten, während thatsächlich das Bau¬
werk zu einem sehr erheblichen Theil zu Zwecken benutzt
werden wird, die mit der Bahn nichts zu thun haben. Es
scheint mir alles dafür zu sprechen, daß die Herren die Be¬
dingung fallen lassen. Wir werden uns ja noch sehr über¬
legen, unter welchen Bedingungen wir nun mit dem Bau¬
werk Vorgehen werden und was wir für Ansprüche stellen.
Ich bin selber dafür, daß wir nicht zu weit gehen. Das
Brückengeld ist nur ein Gedanke, der hingeworfen ist ; wir
brauchen ja nicht gerade das einzurichten, es ist ja möglich,
daß sich ein anderer Ausweg findet. Jedenfalls möchte ich
bitten, diese Bedingung fortzulassen.

Abg. Jürgens : Die hier gehörte Aeußeruug über
das Prinzip der Vorbelastung veranlaßt mich zu der Be¬
merkung, daß ich meinerseits sowohl im vorliegenden Falle
wie im Allgemeinen für unsere Verhältnisse diesen Grund¬
satz als vollberechtigt halte. Es liegt das in unseren all¬
gemeinen staatlichen Verhältnissen begründet, und zwar darin,
daß uns der Umfang unseres Staates ja gewissermaßen
dazu führt. Es kommt bei unseren kleinen Verhältnissen
so leicht zum Ausdruck, daß Anlagen geschaffen werden zum
besonderen Nutzen eines Gemeinwesens ohne allgemeines
wcitergehendes Staatsinteresse. Da halte ich es für be¬
rechtigt, wenn man diese Gemeinwesen in erster Linie, die
fast ausschließlich Nutzen von der staatlichen Anlage haben,
vorbelastet. Es ist dem Lande seiner Zeit auch nicht an¬
genehm gewesen, als vom Staate kategorisch erklärt wurde,
der Bau von Chausseen durch den Staat müsse aufhören
und den Gemeinden überlassen werden. Die dadurch den
Gemeinden entstandenen Lasten waren auch nicht angenehm,
sind aber als berechtigt angesehen worden und sie haben
sie übernommen. Sv liegt es auch im vorliegenden Falle
auf der Hand, daß es nicht Aufgabe des Staates sein kann,
für die Stadt Oldenburg eine Zuwegung zu bauen. Das
ist in keinem Falle vorgekommen, daß die Eisenbahn Zu-
wegungeu geschaffen hat zu den Stationen , das überläßt
sie den interessirteu Kreisen, und so muß es auch hier sein.
Ich übersehe nicht, ob die Bestimmungenunserer Geschäfts¬
ordnung ein Hinderniß sind; wenn es nicht der Fall ist,
möchte ich beantragen, daß der Landtag über die Ange¬
legenheit nochmals abstimmt und den gestern angenommenen
Ausschußantrag ablehnt, dagegen die Regierungsvorlage
annimmt.

Präsident : Ich will bemerken, zunächst muß der
Ausschußantrag zur Abstimmung gebracht werden; wird er
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angenommen, so ist die Bedingung gesetzt; wird er abge¬
lehnt, so kommt die Regierungsvorlage zur Abstimmung.

Abg. Gross : Ich will nicht verkennen, daß es in
manchen Fällen gerecht sein mag, eine Vorbelastung ein-
treten zu lassen. Hier scheint mir dieses indessen nicht der
Fall zu sein. Die Eisenbahn bedarf einer Ueberbrückung
ihrer Geleise im eigenen Interesse. Die Abkürzung, die der
Herr Eisenbahndirektionspräsidenterwähnt hat, halte ich
für kaum nützlich im Interesse der Eisenbahn, da dann die
Ueberwegung zwischen den Geleisen enden würde und so
wird durch diese Ueberbrückung der eine Stadttheil mit dem
andern verbunden. Weshalb soll nun derjenige Stadttheil,
der diese Brücke benutzen kann, nicht daran theilnehmen?
Warum soll die Eisenbahndirektion gewissermaßen aufge¬
fordert werden, die ganze Bewohnerschaft dieses Stadttheils
zu zwingen, einen Beitrag zu leisten? Ich kann dieses
Vorgehen nicht schön finden. Es liegt doch auch im Inter¬
esse der Eisenbahn, wenn das Publikum der Bahn näher
gerückt wird, und halte ich es darum für richtiger, wenn
die Eisenbahn die Ueberwegung für eigene Rechnung her¬
stellt. Ich bitte Sie deshalb den Antrag des Ausschusses
anzunehmen.

Regierungsrath Becker : Der Herr Abg. Gross
fragt, warum die Stadttheile gezwungen werden sollen,
Gelder beizntragen. Ich möchte bemerken, daß gar kein
Zwang vorliegt. Ich habe ausdrücklich betont, daß frei¬
willige Sammlungen veranstaltet worden sind und dann
sind die Leute mit Petitionen und Anerbietungen zu Bei¬
tragsleistungen an die Verwaltung herangetreten.

Abg. Jaspers : Die Ausführungen des Abgeordneten
Jürgens  zwingen mich zu einer Gegenbemerkung. Ich
bin früher auch Anhänger des Systems gewesen, daß bei
jeder angemessenen Gelegenheit die besonders Jnteressirten
vorzubelasten seien. Nach den letzten Erfahrungen aber bin
ich seit 4, 5 Jahren durchaus anderer Ansicht geworden.
Ich erinnere nur an die Wirkung der Vorbelastung bei der
sogenannten Vareler Ringbahn. Wir haben infolge der
Vorbelastung den Gemeinden derartige Konzessionen machen
müssen oder vielmehr die Staatsregierung , um die IO"/»
schließlich herauszuschlagen, daß ein ganz anderes Gebilde
der Eisenbahn herauskam, als projektirt war. Statt der
früher in Aussicht genommenen2 Betriebe sind nachher
3 nöthig geworden. Ich erinnere ferner nur an die An¬
gelegenheit der Baugewcrkschule. Die Regierung hat sich
mit ihrem Verlangen, 2500 Zuschuß von der Stadt zu
erhalten, in die Sackgasse hinein verrannt, daß sie jetzt nicht
in der Lage ist, die Schule in der Stadt Oldenburg zu
errichten, wo sie doch, dagegen ist gestern kein Widerspruch
erhoben worden, entschieden am besten im Interesse der An¬
stalt selber ihren Sitz hätte. Das sind die Folgen von
dem Prinzip der Vorbelastung. Wenn der Landtag be¬
schließen sollte, die Regierungsvorlage ohne Bedingung an¬
zunehmen und die Stadt Oldenburg sich nicht veranlaßt
sieht, Geld herzugeben, soll dann auf das alte Projekt zu¬
rückgegriffen werden, daß die Ueberwegung lediglich herge¬
stellt wird im Interesse der Eisenbahn? Das würde den
Landtag auch nicht befriedigen. Dann würde die Ver¬
waltung doch gezwungen sein, die Anlage so herzustellen,

4



26

daß sie für den Verkehr dient . Wenn wir die Bedingung
fallen lassen , würde nichts erreicht sein . Man darf die
Sache nicht von einem kleinlichen Gerechtigkeitsstandpunkte
aus betrachten , sondern mehr aus einem weiteren Gesichts¬
punkte , daß man bestrebt ist , dem öffentlichen Interesse
zu dienen.

Regierungsrath Becker : Ich habe noch einmal ums
Wort gebeten , um etwas wenigstens richtig zu stellen.
Wenn Herr Abg . Jaspers  meint , die Anlage werde doch
hergestellt und dann würde der öffentliche Verkehr darüber
geleitet werden , so kann ich dazu bemerken : die Verwaltung
wird einfach den öffentlichen Verkehr verbieten . Die An¬
lage wird nicht bloß im Eisenbahninteresse hergestellt , und
es handelt sich ja auch gar nicht um eine zwangsweise Vor¬
belastung . Man dämme doch nicht die Freiwilligkeit ein;
die Leute kommen ja von selbst und wollen das Geld her¬
geben ; ich sehe nicht ein , warum dann durch Annahme
dieser Bedingung ein Präjudiz geschaffen werden soll , das
bedenklich werden kann.

Abg . Wenke : Ich möchte bemerken , daß mir das
Brückengeld auch nicht sympathisch ist . Wenn aber gewisse
Kreise besonders bevorzugt werden , so werden sie vorbe¬
lastet . Ich möchte mich darum wohl für den Antrag der
Regierung erklären.

Präsident : Es wird mir soeben ein Antrag des Abg.
Hoher  überreicht , der Schluß der Debatte beantragt . Der
scheint mir auch angebracht . (Heiterkeit .) Ich entnehme
aus den Gesichtern der Herren , daß alle mit dem Schluß
einverstanden sind . Seitens der Regierungsvertreter wird
das Wort nicht mehr gewünscht , dann kommen wir zur
Abstimmung . (Abg . Jürgens  bittet ums Wort zu einer
persönlichen Bemerkung .)

Abg . Jürgens : Ich möchte Herrn Abg . Jaspers
in Bezug auf den „kleinlichen Gerechtigkeitssinn " bemerken:
Ich bin ihm ganz dankbar , daß er mir wenigstens Gerech¬
tigkeitssinn zugesteht ; Kleinlichkeiten rühren mich nicht.

Es wird zur Abstimmung geschritten . Der Ausschuß¬
antrag wird mit 17 Stimmen angenommen , womit die Re¬
gierungsvorlage erledigt ist.

Es wird sodann zum 1. Punkt der Tagesordnung
zurückgegriffen:

Bericht des Finanzausschusses zur 2 . Lesung des Ent¬
wurfs eines Gesetzes , betr . Aenderung des Gesetzes für das
Großherzogthum Oldenburg vom 3 . April 1894 , betr . das
Gehalts -Regulativ für den Civildienst (Anstellung eines
2 . technische» Mitgliedes des evangelischen Oberschul -Colle-
giums ).

Der Ausschuß beantragt:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwürfe , wie solcher
aus erster Lesung hervorgegangen , auch in zweiter
Lesung seine verfassungsmäßige Zustimmung er-
theilen.

Da Anträge zur 2 . Lesung nicht eingegangen sind , so
wird sofort zur Abstimmung geschritten . Der Gesetzentwurf
wird in 2 . Lesung angenommen.

Es folgt Punkt 2 der Tagesordnung:

Bericht der Majorität des Eisenbahnausschusses (Gross,
Hoher , Zken , Lübben , Roggemann , Schultze,
Wallrichs ) über die Vorlage der Staatsregierung , betr.
die Uebernahme der Bahn Essen-Löningen in das Eigen¬
thum des Staats.

Die Majorität des Ausschusses beantragt:
Antrag 1.

Der Landtag wolle die Staatsregierung ermächtigen,
zwecks Uebernahme der Bahn Essen -Löningen in
das Eigenthum des Staates in die Rechte und
Pflichten der Gemeinde Löningen gegenüber der
Oldenburgischen Spar - und Leihbank einzutreten
und aus dem Betrage des Guthabens derselben bei
dieser Bank der Ortsgemeinde Löningen für das
hergegebene Land 4527,25 auszuzahlen.

Antrag 2.
Der Landtag wolle sich einverstanden erklären , daß
der Rest des Guthabens der Gemeinde Löningen
bei der Spar - und Leihbank sodann dem Eisenbahn-
bausonds überwiesen wird und bewilligen , daß die
kontraktmäßigen Zinsen und Abtragungen der Obli¬
gationsschuld der Gemeinde bei der genannten Bank
aus den Mitteln des Eisenbahnbaufonds erfolgen.

Antrag 3.
Der Landtag wolle , falls eine Vereinbarung mit
der Gemeinde Löningen im Sinne des Antrags 1
bis zum 1. April des Jahres nicht zu stände kommt,
zwecks Uebernahme der Bahn Essen -Löningen in
das Eigenthum des Staates die Auszahlung von

352 406,90 nebst Zinsen s. lU/2 "/g per Jahr
vom 1. April 1895 bis zum Tage der Auszahlung
an die Gemeinde Löningen unter Vorbehalt der
endgültigen Festsetzung des Betrages zu Lasten des
Eisenbahn -Baufonds bewilligen.

Antrag 4.
Der Landtag wolle sich damit einverstanden er¬
klären , daß die Mittel des Erneuerungsfonds der
Bahn Essen -Löningen im Betrage von ^ 11415,40
vorbehältlich der Feststellung des Bestandes der
Eisenbahn -Betriebskasse überwiesen werden.

Nachtrag zum Bericht der Majorität des Eisenbahn-
Ausschusses ( Gross , Hoher , Jken , Lübben , Rogge¬
mann , Schultze , Wallrichs ) über die Vorlage der
Staatsregierung , betreffend die Uebernahme der Bahn
Essen -Löningen in das Eigenthum des Staats.

Der Antrag 1 erhält folgenden Wortlaut:
Der Landtag wolle die Staatsregierung ermächtigen,
zwecks Uebernahme der Bahn Essen -Löningen in
das Eigenthum des Staates , der Gemeinde Löningen
gegenüber die Verpflichtung zu übernehmen , pro
rata tarnporis von dem Zeitpunkte der Uebernahme
an , die nach dem Anleihevertrag erforderlichen
Zahlungen an Zinsen und Amortisationen für die
Gemeinde zu leisten gegen Uebertragung aller Rechte
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der Gemeinde aus diesem Anleihevertrage und des
Guthabens derselben bei der Oldenburgischen Spar¬
und Leihbank, und ferner sich zu verpflichten, von
dem Betrage dieses Guthabens der Ortsgemeinde
Löningen ^ 4527,25 für das hergegebene Land
auszubezahlen.

Bericht der Minderheit des Eisenbahnausschusses(Bur-
lage, Zerhusen ) zur Vorlage der Großherzoglichen Staats¬
regierung, betr. die Uebernahme der Bahn Essen-Löningen
auf den Staat.

Die Minderheit beantragt:
Der Landtag wolle zum Zwecke der Uebernahme
der Bahn Eisen-Löningen in das Eigenthum des
Staates die Summe von 365 000 nebst 8 /̂2  o/o
Zinsen vom 1. April 1895 bis zum Tage der Aus¬
zahlung an die Gemeinde Löningen zu Lasten des
Eisenbahn-Baufonds bewilligen.

Die Debatte wird vom Präsidenten mit Zustimmung
des Landtags über alle Anträge zugleich eröffnet.

Abg. Burlage : Ich möchte zunächst bemerken, daß
sich im Bericht auf Seite 96, Zeile 5 von unten ein
Schreibfehler befindet; statt 96 muß es heißen 99.

Wie vor reichlich3 Jahren hier von dem Abg. Hoher
der Antrag eingebracht wurde, die Eisenbahn Essen-Löningen
auf den Staat zu übernehmen, wurden vom Negierungs¬
tische aus und von den Abgeordneten Stimmen laut , daß
die Gemeinde Löningen für das Risiko, das sie über¬
nommen hatte, und ihre Courage ein wohlwollendesEnt¬
gegenkommen verdiene. Nun habe ich leider weder in der
Regierungsvorlage noch in dem Berichte der Mehrheit des
Ausschusses viel Wohlwollen empfunden. Die Mitglieder
der Ausschußmehrheit gehen noch etwas weiter wie die Re¬
gierungsvorlage, sie verlangen überhaupt alles, was sie
kriegen können(Heiterkeit) und dann kann doch von Coulanz
und Wohlwollen nicht mehr die Rede sein. Ich möchte
hier ferner anführen, daß die Gemeinde Löningen eine
Chaussee als Zubringer der Bahn gebaut hat für 43 000 ^
Diese Chaussee würde sie nicht gebaut haben, wenn sie es
nicht wegen der Bahn gethan hätte, und das bleibt doch
auch fernerhin wirklich ein Zubringer zur Bahn . Deshalb
meine ich, wäre es nicht mehr wie billig, wenn in irgend
einer Weise die Gemeinde etwas entschädigt wird. Dann kann
man anführen, daß für die Hauptbahn die Zweigbahn ein ganz
bedeutender Zubringer ist und jene davon ihren Nutzen zieht.
Ferner möchte ich hier in Betracht ziehen, daß die Be¬
triebskosten hier auf 64 °/o berechnet sind nach dem allge¬
meinen Grundsätze, obgleich die Bahn doch nicht dieselben
Unkosten hat wie eine Vollbahn. Da möchte ich doch wirk¬
lich glauben, daß 60 0/0, wie ich in meinem Berichte aus¬
geführt habe, hinreicheu. Nach dieser Berechnung würde
die Gemeinde noch 12  300 bekommen. Ich möchte
glauben, daß das eine billige Forderung ist , und bitte
darum, daß die Majorität des Landtags meinem Minoritäts-
antrage zustimmen möge.

Abg. Gross als Berichterstatter der Ausschußmehr¬
heit: Ich habe zuerst einen Fehler im Berichte sestzustellen.
Auf Seite 68 muß es statt „Bau der Bahn " „Bau der
Chaussee" heißen. Bei den Anträgen ist ferner eine Abän¬

derung vorzunehmen. Der Gemeinde Löningen wird es
nicht möglich sein, bis zum 1. April eine bindende Erkärung
herzugeben. Namens des Ausschusses beantrage ich deshalb,
als Datum der Erklärung im Anträge 3 den „1. Mai " zu
setzen.

Meine Herren! Die Anträge selbst betr. , so folgen
dieselben rein den Beschlüssen des 23. Landtags. Derzeit,
als der Bau der Bahn Essen-Löningen vorgeschlagen wurde,
ging der Antrag der Regierung dahin, daß der Mehrertrag,
den Löningen über die Verzinsung erhielte, mit 25 multi-
plizirt als Kapital zurückzuerstatten sei. Der Antrag ist
den Anträgen des Ausschusses gemäß damals vom Landtage
abgelehnt und ist dadurch dem Staate , wie die Sache jetzt
liegt, eine Zahlung von 140 000 ^ erspart worden; die
Gemeinde Löningen würde faktisch bei der Uebernahme
140 000 haben fordern können, wenn der Antrag der
Staatsregicrung nicht abgeändert worden wäre. Er wurde
aber abgelehnt und vom Landtage beschlossen, den Z. 10 so
zu fassen, wie er jetzt lautet. Im Ausschußbericht wurde
derzeit Folgendes ausgeführt. Bericht S . 432 :

Wenn der Staat den Ankauf aussühren will , so soll
er der Gemeinde Löningen das vollständig für die ursprüng¬
liche Anlage oder für etwaige spätere Ergänzungen oder
Erweiterungen derselben aufgewendete Kapital ohne Zinsen
erstatten, auch der Ortschaft Löningen für das zur Bahn
hergegebene Land 2500 ^ Per Hektar bezahlen, aber er
soll nicht den über die Jahreszinsen hinaus der Gemeinde
Löningen etwa erwachsenen Gewinn mit dem 25fachen Be¬
trage kapitalisiren. Der Staat mag das Bestreben der
Gemeinde Löningen zur Erlangung der Bahn allenfalls
durch den Abschluß eines für ihn ungünstigen Betriebvertrags
unterstützen, aber es geht nach der Ansicht des Ausschusses
über das zulässige Maaß des Entgegenkommenshinaus,
wenn der Staat die der Gemeinde durch den Betriebs¬
vertrag gebotenen Vortheile beim Rückkauf der Bahn mit
erheblichem Kapital ablösen soll.

Auf diesem Standtpunkt steht auch jetzt die Majorität
des Ausschusses. Sie ist auch der Ansicht, daß bei Annahme
ihrer Anträge der Gemeinde Löningen für ihren Muth ganz
erhebliche Vortheile zufließen. Löningen hat durch sein
Angebot ohne Geldopfer eine Bahnverbindung erhalten,
wofür es nach jetzigen Bedingungen etwa 90 ÖOO für
Hergabe des Landes und 100/g der Kosten würde zahlen
müssen. Es hat diese Bahnverbindung erhalten, ohne
einen Pfennig Geld auszugeben, resp. durch ihre Hände
gehen zu lassen. Die Gemeinde hat weiter nichts gethan,
als die Obligation unterschrieben und die Spar - und Leih¬
bank und die Staatsregierung mit dem Gelde arbeiten
lassen. Da scheint es doch nur billig, daß der Staat,
wenn er die Bahn jetzt übernimmt auf Grund der Kon¬
zessionen- als theilweisen Ersatz seiner Unkosten dasjenige
wieder fordert, was die Gemeinde Löningen mehr erhalten
hat als sie zur Verzinsung brauchte. Die Modalität der
Uebernahme der Bahn betreffend, glaubte die Majorität
den in Bezug auf diese Angelegenheit der 1. Versammlung
des 25. Landtags erstatteten Bericht des Eisenbahnausschusses
in Betracht ziehen zu müssen. Damals ist ausgeführt, daß
es richtiger sein würde, bei Uebernahme der Bahn mit der
Gemeinde Löningen ein Uebereinkommen dahin zu treffen,
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daß der Staat in ihre Verpflichtungen und Rechte voll¬
ständig eintrete . Der Staat würde dadurch die Anleihe-
kpsten sparen und Löningen würde in die Lage kommen,
mit den Geldgeschäften weiter nichts zu thun zu haben.
Die Majorität des Ausschusses ist der Ansicht , daß dieses
der richtigere Weg ist und nm die Ausführung der Ueber-
nahme eventuell in der angegebenen Weise zu ermöglichen,
sind die Anträge so formulirt worden , daß die Staats-
rcgieruug mit der Gemeinde Löningen darüber verhandeln
kann , in dieser Weise die Sache abzuwickeln , andernfalls
aber , wenn sie bis zum 1 . Mai mit der Gemeinde Löningen
eine Vereinbarung nicht treffen kann , der Staat das Recht
hat , die Bahn nach seinem Anträge zu übernehmen . Ich
bitte , die Anträge der Majorität anzunehmen.

Regicrungsrath Becker : Den Anträgen des Mehrheits¬
ausschusses gegenüber kann ich mich nach den Ausführungen
des Herrn Berichterstatters auf die Bemerkung beschränken,
daß die Regierung sich der in den Anträgen der Mehrheit
ausgesprochenen Ermächtigung gegenüber nicht ohne Weiteres
ablehnend verhalten wird , obgleich sie der Meinung ist,
daß nach der durch die Verhandlung mit der Gemeinde
Löningen geschaffenen Sachlage cs richtiger wäre , die Vor¬
lage der Staatsregierung ohne diese Ermächtigung zur Durch¬
führung zu bringen . Ich darf annehmen , daß diese Er¬
mächtigung nicht den Charakter einer Bedingung hat , son¬
dern lediglich eine Alternative bedeuten soll , die herbei-
zusühren Sache der Gemeinde Löningen ist . Es muß ihrer
Initiative überlassen bleiben , mit einer Vorstellung an das
Staatsministerium herauzutreten . Sie selbst einzuleiren,
geht nach dem Stande der Dinge nicht mehr , da die Ver¬
handlungen nach der Weigerung von Löningen derzeit abge¬
brochen sind . Dem Anträge der Minderheit des Ausschusses
möchte ich kurz entgegenhalten , daß derselbe in den Aus¬
führungen des Berichtes in keinem einzigen Punkte irgend
eine Begründung erführt . Ich war , als ich den Bericht
gelesen hatte , starr vor Verwunderung , daß man auf 12
Seiten so viele Unrichtigkeiten zusammenschreiben kann.
Wenn Sie die alle begründen wollen , können Sie ohne
Erfolg Bücher schreiben . Ich will Sie nur in einigen
Punkten widerlegen , sonst würde das unendlich weit führen.
Es ist auch schon theilweise im Ausschuß geschehen . Die
ganze Grundlage des Minderheitsantrages ist verkehrt aus¬
gebaut auf dem Gedanken , daß Löningen ein Risiko einge¬
gangen wäre , als derzeit die Vorlage wegen Essen -Löningen
kam, und daß es jemals dieses Risiko getragen hätte . Es
ist damals schon in der Regierungsvorlage gesagt worden,
1887 , daß bestimmend gewesen sei zu dem raschen und ent¬
schlossenen Vorgehen der Gemeinde Löningen die Thatsache,
daß damals ein Projekt Meppen - Haselünne - Quakcnbrück
erörtert wurde , welches , wenn es zur Durchführung ge¬
kommen wäre , den Ort Löningen abgeschnitten hätte von
der Verbindung . Es ist derzeit auch von dem Abg.
Tantzen hervorgehobeu worden , daß nicht ein Risiko vor¬
läge , sondern ein gewisser Wagemuth die Gemeinde beseele,
um zu zeigen , daß auch Gemeinden eine Bahn bauen könnten
und , daß derselbe Anerkennung und Förderung verdiene.
Diese Förderung ist , der Gemeinde in der Konzession in
vollständig ausreichendem Maaße zu theil geworden und
die Vorlage der Staatsregierung hat sich ganz konsequent

ans diesen Standpunkt gestellt , der damals in den Verhand¬
lungen des Landtages zum Durchbruch gekommen ist , und
sie hat demgemäß auch diese Vorlage gemacht . Diese strebt
nach Recht und Billigkeit , das ist ihre Grundlage . Um
keinen Zweifel aufkommen zu lassen , möchte ich noch wegen
des Unterkurses von 4000 ^ hinzufügen , daß es 4803
statt 4000 waren , welche die Gemeinde Löningen nicht be¬
zahlt , sondern die Spar - und Leihbank bei Auszahlung der
Baugelder cinbehalteu hat . Die Belege stehen jederzeit zur
Verfügung.

Wenn immer wieder betont wird , der Eisenbahn¬
verwaltung seien ganz immense Vortheile zugeflossen , so
muß ich sagen , daß ich sie nicht habe finden können . Ich
kann die Zahlen , falls die Gemeinde mit dieser Berechnung
der Betriebskosten nicbt zufrieden ist , vorlegen . Uebrigens
sind das Sachen , die ganz klar in der Vorlage ausgesprochen
sind . Die Zahlen sind 1888 3188 ^ . , 1889 9551,
1890 14 610 , 1891 15 312 , 1892 14 786 , 1893 15 379
und 1894 15 728 Das sind die direkt verbuchten
Kosten , ungefähr die Hälfte von den Kosten insgesammt.
Im klebrigen möchte ich nur noch bemerken , daß bei der
Besprechung , ob der Erncuerungsfonds zu den Einnahmen
gerechnet werden soll , im Ausschußberichte der Minderheit
die Begriffe immer durch einander geworfen werden : Er¬
haltung und Erneuerung ist etwas zweierlei . Ich verweise
auf § . 9 der Konzession , wo deutlich ausgedrückt ist , wozu
der Erneuerungsfonds dienen soll . Ich kann Sie nur
bitten , die Anträge der Mehrheit anzunehmen , falls Sie
nicht auf die Alternative verzichten wollen . Es mag daun
der Gemeinde Löningen überlassen bleiben , an die Regierung
heranzutreten.

Abg . Qiratmann : Ich stehe auf dem Standpunkte
der Minorität . Als damals die Sache hier zur Verhand¬
lung kam und vom Landtage aus gesagt wurde , das Ab¬
kommen des Staates sei für diesen unvortheilhaft , für die
Gemeinde Löningen wäre es viel vortheilhafter , da wurde
von Seiten des damaligen Herrn Eisenbahndirektors erwidert,
daß der Betrieb , den der Staat durch diese kleine Bahn
übernehme , nicht derartig belastet wäre , wie mau annehmen
könnte . Es wäre , als wenn eine größere Landwirthschaft
ein kleines Stück Land mit in seinen Betrieb nehme . Das
hat Wohl auch seine Richtigkeit gehabt . Ich glaube , daß
ein solcher kleiner Betrieb von einem großen auch leichter
übernommen werden kann . Es können da minderwerthige
Sachen , die aus dem anderen Betrieb ausrangirt werden,
dazu hcrangezogen werden . Es kann ein viel primitiverer
Betrieb eingerichtet werden , wie es thatsüchlich auch geschehen
ist . Es sind bei der Heizung Ersparungen gemacht worden,
indem die 2 . Wagenklasse gar nicht geheizt worden ist , es
sind minderwerthige Wagen gebraucht worden . Der Ver¬
schleiß kann bei solchen Wagen doch nicht Verglichen werden
mit dem besserer Wagen . Ich glaube , daß die Auslagen,
die bier verrechnet worden sind , nicht für diese Strecke
gemacht worden sind . Wenn ich mich davon überzeugen
könnte , daß die Eisenbahnverwaltung wirklich diese Auslagen
gehabt hätte , daß die Sache so kostspielig gekommen wäre,
dann würde ick vielleicht meinen Standpunkt ändern . Was
die Anlage der Chaussee anbetrifft , so kann ich ausdrücklich
konstatiren , daß damals mein Kollege Burlage  mir gegen-
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über sich geäußert hat : Wir müssen die Chaussee allein als
Zubringer zur Bahn bauen , wenn wir es nicht thun , er¬
wächst dadurch unseren Eisenbahneinnahmen ein großer
Schaden . Ich möchte den Landtag bitten , den Antrag der
Minorität anzunehmen . Es ist hier , und das ist wohl der
Hauptgrund , häufig hervorgehoben worden , die Gemeinde
Löningen habe nur durch ihre Unterschrift ein günstiges
Resultat erzielt . Ja , durch eine Unterschrift wird häufig
ein günstiges Resultat erzielt , das kommt im Leben recht
oft vor . Es ist gesagt worden , Löningen Hütte gar kein
Risiko gehabt . Zu jener Zeit dachte man darüber ganz
anders . Ich rechne die Bahn gleich derjenigen nach Fries¬
oythe , namentlich auch als einen bedeutenden Zubringer zu
den Hauptbahnen . Davon ist gesagt , worden , an eine Ver¬
zinsung sei nicht zu denken . Vielfach hat man damals Wohl
auch gesagt , an eine Verzinsung wäre nicht zu denken . Ich
habe von vornherein geglaubt , daß sie sich nur mäßig gut
stellen würde . Nach allem stehe ich auf dem Standpunkte
der Minorität , und möchte bitten , daß der Antrag der
Minorität angenommen wird.

Eisenbahndirektionspräsident v . Mühlenfels : In
wenigen Worten möchte ich den Glauben zerstören , als ob
wirklich bei einer Bahn mit so unbedeutenden Betriebsver¬
hältnissen , wie die Bahn Essen -Löningen ist , es möglich sei,
den Betrieb mit einem geringeren Prozentsätze zu führen als
auf der Hauptbahn . Sie sagen immer : Da sind schlechtere
Betriebsmittel . Dem gegenüber nur eine einzige Zahl:
Die Durchschnittseinnahme unseres gesammten Eisenbahn¬
netzes beträgt 16 000 auf das Kilometer , die Durch¬
schnittseinnahme der Essen - Löninger Bahn nur 3000
also noch nicht Vs davon . Infolge dessen sind die 471/2 °/g,
die wir von dieser Einnahme bekommen , nur ein ganz ver-
schwindener Theil im Vergleich zu den 640/g von 16000
für das Kilometer , die wir , auf unserm Gesammtnetz aus¬
wenden müssen . Die Gegenüberstellung dieses Verhält¬
nisses , daß wir also , wenn wir den Betrieb dort mit
47 ^ 2 o/g leisten sollten , Vis vielleicht weniger brauchen
müßten , als auf unfern starkbetriebenen Strecken , sie wird
Ihnen schon klar machen , daß das Exempel nicht stimmt.
Ich kann versichern , daß , je geringer der Betrieb auf einer
Bahn ist , im Großen und Ganzen auch um so größer der
sogenannte Betriebskoefsizient ist , daß umso mehr die Be¬
triebsausgaben betragen . Es ist nicht denkbar , daß diese
471/2 o/g unsere Ausgaben , wie wir sie berechnen müssen,
gedeckt haben , sondern es ist zweifellos , daß wir Zuschüsse
haben zahlen müssen.

Abg . Hoher : Ich möchte mich gegen eine Aenßerung
des Abg . Burlage  wenden . Er sagt , die Mehrheit ginge
noch weiter als die Staatsregierung . Das muß ich ganz
entschieden bestreiten . Den Eventualautrag , daß der Staat
in die Rechte und Pflichten der Gemeinde Löningen ein-
tritt , hat die Mehrheit des .Eisenbahnausschusses nur ge¬
stellt , weil sic denselben als günstiger für die Gemeinde an¬
gesehen hat . Diese Empfindung haben alle Mitglieder des
Ausschusses , auch der Abg . Bur läge  gehabt . Wenn wir
sie nicht gehabt hätten , hätten wir den Antrag überall gar
nicht gestellt . Herr Abg . Gross  hat bereits angeführt,
daß der Eisenbahnausschuß schon 1893 , als er die Anregung !

zur Uebernahme der Bahn gab , denselben Standpunkt
vertrat , wie jetzt ; er hat damals schon erklärt , daß es das
einfachste wäre , wenn der Staat in die Rechte und Pflichten
der Gemeinde eintrete . Von dem Abg . Quatmann  ist
gesagt worden , und ebenso in dem Berichte der Minorität,
daß die Betriebskosten in Wirlichkeit viel geringer wären.
Die Eisenbahnverwaltung hat die Aufstellungen nach den
allgemeinen Regeln gemacht . Wenn Sie nun sagen , daß
die Kosten geringer gewesen sind , müssen Sie auch den Be¬
weis dafür bringen . Eine allgemeine Behauptung kann
nicht genügen . Aber selbst dann , wenn die Betriebskosten
erheblich geringer gewesen wären als angegeben ist , würde
das doch auf das Resultat der Schlußrechnung nichts aus¬
machen . Wenn Herr Quatmann  sagt , daß die Löninger
berechtigt wären , die Kosten der Chaussee in Abzug zu
bringen , so bestreite ich das ganz entschieden . Diese Chaussee
ist doch unmöglich als Erweiterung der Anlage im Sinne
der Konzession aufzufassen , und die Löninger , davon bin
ich überzeugt , haben beim Bau derselben im Ernste gar
nicht daran gebracht , die Kosten dafür event . später in
Anrechnung zu bringen . Ich möchte Sie bitten , für die
Anträge der Majorität zu stimmen.

Abg . Meyer : Es stehen sich hier 2 Jnteressenstand-
punkte gegenüber , der der Gemeinde Löningen und der des
Staates . Diese beiden Korporationen befinden sich, wo es
sich um die Auseinandersetzung in einer Sache handelt , in
der die beiden anscheinend nicht einer Meinung sind über
das Maaß dessen , was gewährt werden soll , in einer eigen-
thümlichen Lage insofern , als die Gemeinde bekanntlich nach
der allgemeinen Auffassung ja die Rechte eines Minder¬
jährigen hat und die Bevormundung dieses Minderjährigen
durch den Staat , den andern Contrahenten , erfolgt.
(Heiterkeit .)

Es ist nun in der Regierungsvorlage ansgeführt
worden , daß bereits zwischen der Gemeinde Löningen und
dem Staate vor einiger Zeit über die Auseinandersetzung
wegen des Ueberganges der Bahn an den Staat Verhand¬
lungen gepflogen worden sind und daß diese nicht zu einem
Resultat geführt haben . Ich habe dann auf Grund einge-
zogener Erkundigungen erfahren , daß die Bedingungen , die
der Staat bei diesen Verhandlungen der Gemeinde geboten
und die diese leider nicht angenommen hat , erheblich günstiger
waren als diejenigen , die die Regierungsvorlage der Ge¬
meinde jetzt bietet . Mit diesem Vorgehen bin ich Ange¬
sichts der ganzen Sachlage nicht vollständig einverstanden
und habe so — und das wird namentlich dort so sein , wo
die Leute wohnen , die finanziell in Mitleidenschaft gezogen
werden — den Eindruck , als sollte gewissermaßen die Ge¬
meinde dafür , daß sie die anfänglich günstigere Proposition
nicht acceptirt hat , eine Geldstrafe von einigen Tausend
Mark bezahlen . Das ist m. E . nicht vollständig zu recht-
fertigen , denn die Gemeinde selbst wird vertreten durch die
Gemeindevertretung . Wenn diese einen Fehler macht , der
möglicherweise zurückzuführen ist ans die Anschauung eines
oder des anderen besonders dazu befähigten Mitgliedes,
seine Anschauungen geltend zu machen oder auf Einflüsse
von außerhalb , so glaube ich, daß die Gemeinde als solche
dennoch nicht vom Staate dazu verurtheilt werden dürfte,
einen so erheblichen Nachtheil zu erleiden . Ich berufe mich
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dabei auf die Ausführungen des Abg . Burlage  und
nehme au , daß es sich thatsächlich so verhalten hat , daß die
Gemeinde derzeit günstiger gestellt werden sollte , als es
setzt der Fall nach dem Anträge der Regierungsvorlage und
dem Ausschußantrage . Wir alle waren in der ersten Ver¬
sammlung des gegenwärtigen Landtages dabei , als der An¬
trag des Eisenbahnausschusses zu unserer Berathung ge¬
langte , die Essen -Löninger Bahn für den Staat in Anspruch
zu nehmen . Es ist damals von verschiedenen Seiten , aus
dem Landtage sowohl als auch vom Regierungstische betont
worden , daß man bei dieser Auseinandersetzung mit Lönin¬
gen berecbtigterweise darauf Rücksicht zu nehmen habe , daß
die Gemeinde seiner Zeit das Bahnunternehmen in die
Hand genommen habe mit dem Gefühl , ein ganz erheb¬
liches Risiko ans ihre Schultern zu legen und es ist aus
dieser Thatsache , die durchaus richtig ist , weiter gefolgert
worden , — auch unter Zustimmung des Regierungstisches
— daß daraufhin die Gemeinde Löningen jetzt, wo die
Bahn sich gut rentirt und der Staat sie anuektiren will,
eine besonders wohlwollende Behandlung beanspruchen könne.
Eine solche finde ich nun in dem gegenwärtigen Vorgehen
gegen die Gemeinde Löningen nicht in erwünschtem Maaße
hervortreten . Ich würde sie dann gefunden haben , wenn
der Gemeinde mindestens wieder dasselbe geboten wäre , was
bei den früheren Verhandlungen proponirt worden , und ver¬
mag es nicht vollständig in der Ordnung finden , daß
Löningen jetzt schlechter gestellt werden soll , als wenn es
sich auf die derzeitigen Vorschläge eingelassen hätte , wobei
ich jedoch zugebe , daß darin ein Fehler gemacht worden,
wofür ich in diesem schwierigen Falle nicht die Gemeinde
in so erheblichem Grade verantwortlich machen möchte.
Wenn ich, dies vorausgeschickt , mich darnach also nicht so
vollständig auf den Boden des Berichtes der Mehrheit
stellen kann , um für den Mehrheitsantrag stimmen zu
können und geneigt bin für den Minderheitsantrag zu
stimmen , so möchte ich doch auch nicht alles , was der
Minderheitsbericht zur Begründung des Antrages bringt,
unterschreiben ; es ist manches darin , dem ich nicht zustimme,
allein für mich genügt es , daß der Billigkeitsstandpunkt
mich dazu zwingt , in diesem Falle den günstigeren Weg für
die Gemeinde zu wählen , was durch die Annahme des An¬
trags der Ausschußminderheit geschieht.

Bei allen in der vorliegenden Angelegenheit in Be¬
tracht kommenden Fragen spielen zwei Momente eine Haupt¬
rolle : Der Schaden , den der Staat abziehen will , und die
Frage , ob nicht etwa doch der Gemeinde Löningen eine
kleine Entschädigung zukäme dafür , daß sie den Chaussee¬
bau unternommen hat . In Bezug auf den Schaden ist
von anderer Seite hervorgehobeu worden , daß durch das , was
hinsichtlich der Betriebskostenhöhe in dem Minderheitsbe¬
richte gesagt , kein genügender Beweis erbracht sei. Ja , in
diesem Falle muß m . E . der Beweis des Schadens vom
Staate geführt werden , denn derselbe verlangt ja , von der
Gemeinde Ersatz eines Schadens . Im Minderheitsberichte
wird betont , daß derselbe nicht geführt werden kann ; mir
scheint es factisch auch unmöglich , ganz bestimmt zu sagen:
Der Schaden hat die und die Höhe gehabt , weil man einen
Theil der Betriebskosten doch nur berechnen kann nach all¬
gemein angenommenen Sätzen , von denen ich sehr gern zu¬

geben will , daß sie im Allgemeinen richtig sein mögen , aber
doch der Ansicht sein darf , daß es fraglich ist , ob dieselben
voll und ganz auf die hier fragliche kleine Bahn zutreffen.
Was die andere Frage anbetrifft , ob es nicht in der Ord¬
nung wäre , wenn man der Gemeinde darin entgegenkäme,
daß man mindestens etwas darauf Rücklicht nähme , daß
dieselbe in Bezug auf den Bau der Chaussee nach Wachtum
so sehr große Lasten auf sich geladen hat , die sie sicherlich
nicht übernommen haben würde , wenn sie nicht Eigen-
thumerin der Bahn gewesen , für welche thatsächlich ja die
Chaussee ein wesentlicher Zubringer von Verkehrsmitteln
ist , — wenn sie daneben auch eine gewisse lokale Bedeutung
hat — so würde ich es für vollständig unberechtigt halten,
wenn die Gemeinde verlangen wollte , daß der Staat die
ganzen Kosten derselben jetzt übernehmen sollte . Daran
ist nicht zu denken . Aber ich meine , daß unter diesen Um¬
ständen , wo die Bahn der Gemeinde genommen wird , wohl
eine Betheiligung des Staates an dem für die Chaussee
von der Gemeinde aufgewandten Baucapitale am Platze
wäre , wenn auch nur in der Höhe von einigen Tausend
Mark . Wenn in dem Berichte der Ausschußmehrheit aus¬
gesprochen wird , und heute von verschiedenen Seiten betont
worden ist : „Die Gemeinde Löningen ist viel billiger zu
einer Bahn gekommen als jene Gemeinden , für die später
nur unter erheblicher Mitbetheiligung an den Baukosten der
Bau einer Bahn beschlossen, " — so hat das ja eine ge¬
wisse Berechtigung . Allein als Grund für eine minder
vortheilhafte Stellung der Gemeinde kann ich diese That¬
sache nicht gelten lassen . Zu der Zeit , als die Gemeinde
Löningen den Bahnbau beschloß , war bei uns dieser
Modus gang und gäbe . Es war nicht bloß Löningen , das
auf diese Weise eine Bahn bekommen sollte , sondern ^ es
lagen damals bekanntlich drei Projekte vor : Die Essen-
Löninger , die Vareler Ringbahn und die Jever - Karolinen-
sieler Bahn . Heute haben wir eben einen anderen Modus
acceptirt . Zu der Zeit aber , als die Löninger ihren Be¬
schluß faßten , konnten sie nicht anders denken als : wir
übernehmen damit ein ganz gewaltiges Risiko . Nach den
später folgenden Landtagsverhandlungeu möchte man sich
innerhalb der Gemeinde vielfach schon sagen : „Es kann so
gefährlich nicht werden " , allein ich weiß , daß man damals
der Mehrheit des Gemeinderathes in der ängstlichsten Weise
Vorwürfe gemacht hat . Dem Billigkeitsstandpunkte , den
wir in der vorigen Landtagsversammlung als maßgebend
für diese Frage , ohne irgend welchen Widerspruch aus der
Mitte des Landtags angenommen haben , entspricht es , wenn
wir etwas weiter entgegenkommen als die Regierungsvor¬
lage es will oder die Ausschußmehrheit beantragt , und jo
ein weiteres Entgegenkommen beweisen wir , wenn wir eine
Bauschsumme zur Verfügung stellen , und das thun wir da¬
durch . daß wir den Antrag der Minderheit annehmen.
Jck> möchte also bitten , dies in diesem Falle zu thun , viel¬
leicht noch mit der Abänderung , wenn das nicht schon von
selbst folgt , daß der Staat in die Verbindlichkeiten der Ge¬
meinde der Spar - und Leihbank gegenüber eintritt . Das
würde richtiger sein . Was soll die Gemeinde mit einer
solchen Summe Geldes anfangen ? Es würde sich empfehlen,
daß der Antragsteller der Minderheit seinen Antrag dahin
erweiterte , daß er sagte : (verlesen ) ,, . bewilligen.
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mit der Maßgabe, daß über die Art und Weise der Er¬
ledigung dieses Geschäftes zwischen der Staatsregierung und
der Gemeinde Löningen auf dem Wege vertragsmäßiger
Abmachungen ein Modus herbeigeführt werde, der für beide
Theile der geeignete ist;" so ungefähr. Ich empfehle der
Minderheit diese Abänderung des Antrags und möchte
bitten, für diesen Minderheitsantrag zu stimmen.

Regierungsrath Becker : M . H. ! Mit der Ansicht,
die der Herr Abg. Meyer  soeben äußerte, daß die Re¬
gierungsvorlage gleichsam diktirt sei von der Erwägung, die
Gemeinde, die erst nicht gewollt habe, sollte zu einer Geld¬
strafe verurtheilt werden, mit dieser Ansicht wird der Herr
Abg. Meyer  vollständig allein stehen. Das kann Niemand
aus der Vorlage herausfinden und auch nicht aus den
Verhandlungen, die mit Löningen gepflogen worden sind.
Ich bin nunmehr gezwungen, kurz auf die Verhandlungen
zurückzukommen, um keinen Zweifel über die Stellungnahme
der Regierung zu lassen. Die Verhandlungen wurden
sofort eingeleitet, als die letzte Sitzung des Landtags war,
das war im Januar vorigen Jahres . Der Vorschlag der
Regierung ging derzeit dahin, die Gemeinde Löningen solle
das , was sie einmal an Ueberschuß hätte, behalten, solle
aber aus diesem Ueberschuß den Ort Löningen befriedigen.
Dafür würde die Regierung in die Anleihe eintreten. Da¬
gegen machte die Gemeinde Löningen den durchaus nicht
annehmbaren Gegenvorschlag, nicht nur die Ueberschüsse zu
behalten, sondern daß die Regierung auch die amortisirten
Beträge, 14 500 bezahlen und den Ort Löningen be¬
friedigen solle. Dieser Vorschlag wurde sofort zurückgewiesen,
trotzdem wiederholt versucht ist, die Gemeinde Löningen im
Sinne der Regierung umzustimmen. Es ist dann eine Ab¬
rechnung auf derselben Grundlage , auf der die jetzige Re¬
gierungsvorlage fteht, von Seiten der Regierung hergegeben
worden, welche aber ebenfalls abgewiesen wurde aus Gründen,
die in keinem Punkte zutrafen. Es fpielte die Chaussee
eine merkwürdige Rolle bei den Verhandlungen, sie wurde
anfangs gewissermaßen als Motiv für die Gegenvorschläge
gebraucht. In den zwei Schreiben der Gemeinde fungirt
sie als eine herauszuzahlende Summe, die mit 43 000 ^
genannt wurde. Es ist nachher festgestellt worden, daß der
Staat 13 000 zugeschossen hat. (Heiterkeit.) Wenn Sie
diese Chaussee auch abziehen mit ihrem wirklichen Betrage
von 30 000 so wird das Resultat der Vorlage gar
kein anderes. Ich möchte nach alledem kein Wort über die
Verhandlungen weiter sagen und nur die Bemerkung machen,
daß das nicht antastbar ist, daß die Regierungsvorlagedem
Rechte und der Billigkeit im vollsten Maße Rechnung
getragen hat, und wenn auch die Gemeinde Löningen noch
viel geharnischtere Schreiben losgelassen hätte , würde sie
den Staat doch niemals veranlaßt haben, seinen objektiven
Standpunkt aufzugeben.

Abg. Burlage : Herr Hoher  meinte, daß die Anträge
der Mehrheit des Ausschusses nicht ungünstiger seien wie
die Regierungsvorlage; das ist aber doch so. Die Zinsen
von den 19 000 ^ ., die übrig geblieben waren von dem
Baukapital, soll nach der Regierungsvorlage die Gemeinde
behalten und nach dem Ausschußantrageauch noch heraus-
gebcn. Damit soll Löningen noch 4527,25 und so und

soviel Mark bezahlen. Es ist also richtig, daß die Anträge
des Ausschusses ungünstiger sind.

Regierungsrath Becker : Nur ein kurzes Wort zur
Berichtigung. Nach dem derzeitigen Vorschläge der Re¬
gierung sollte, wenn sie in die Anleihe eintreten würde,
den Betrag von 19 000 ^ ., die nicht ausgegebenen Bau¬
gelder, der Staat behalten, nicht die Gemeinde Löningen,
welche ihrerseits die Ueberschüsse von Verzinsung und Amor¬
tisation, mit ca. 11 000 behalten sollte. Darum handelte
es sich. Günstiger sind die Mehrheitsanträge für die Ge¬
meinde deshalb, weil es ihr vielleicht schwer fehlt, die Gelder
zu bergen zu einem guten Zinsfuß. Es kann indeß viel¬
leicht von der Spar - und Leihbank ein Rechnungsmodus
gefunden werden, daß die Gemeinde doch günstiger gestellt
ist, wenn die Regierungsvorlage angenommen wird.

Abg. Duatmann : Ich möchte Herrn Hoher  noch
erwidern, daß ich nicht ausgeführt habe, daß der Staat die
Chaussee übernehmen müsse; das habe ich nicht sagen wollen
und das ist auch nicht im Minderheitsantrage enthalten.
Ich habe nur angeführt, daß die Chaussee lediglich im
Interesse der Eisenbahn ausgeführt wurde, und ich habe
das deswegen gethan, um den Landtag zu veranlassen, für
den Minoritätsantrag zu stimmen. Was die weitere
Aeußerung betrifft, daß es nicht erwiesen sei, daß der
Staat weniger verwendet habe als angenommen ist , so
verweise ich darauf, was seiner Zeit der Eisenbahndirektor
ausgeführt hat, und daß für solche Bahnen minderwerthiges
Material gebraucht wird. Sonst ist es nicht möglich, diesen
Beweis zu bringen. Der Beweis der Auslagen kann ja
nur erbracht werden von der Eisenbahndirektion.

Abg. Gross  beantragt Schluß der Debatte. Der
Antrag wird unterstützt und angenommen.

Abg. Burlage  beantragt namentliche Abstimmung.
Abg. Gross : Nach der ausführlichen Debatte kann

ich mich ganz kurz fassen; ich will nur ein paar Worte
auf die Ausführungen des Abg. Meyer  entgegnen. Herr
Meyer  ist der Meinung, daß der Gemeinde Löningen nicht
nachgetragen werden könnte, daß sie die günstigen Bedin¬
gungen, die ihr gestellt worden sind, abgelehnt hat, und
führte aus, daß sie dem Staate gegenüber als minderjährig
zu betrachten sei. Meine Herren! Ich glaube nicht, daß
der Landtag dieser Auffassung beizutreten in der Lage ist.
Die Ausführung der Beschlüsse des 23. Landtags ist , wie
mehrfach ausgeführt, für Löningen vollständig günstig genug,
und bin ich überzeugt, daß dieser Landtag dem Beispiele
seines Vorgängers folgen und die Anträge der Majorität
annehmen wird. Dann sprach Herr Meyer  von dem
großen Risiko, welches die Gemeinde gelaufen; allerdings
schien auch den Abgeordneten des 23. Landtags bei Ein¬
bringung des Vertrags , daß die Gemeinde einen großen
Wagemuth zeige. Die klaren Ausführungen des damaligen
Berichterstatters, des Abg. Thorade,  bewiesen indessen
klar, daß nach der geplanten Vertheilung der Betriebs¬
einnahmen nur der Staat ein Risiko lief. Und erst nach
den Verhandlungen dieses Landtags schloß die Gemeinde
den Vertrag bündig ab. Durch Aenderung des Z. 10 war
der alte Vertrag hinfällig, die Gemeinde war deshalb voll¬
ständig in der Lage, denselben nachträglich abzulehnen, sie
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that dieses nicht , weil sie wußte , daß sie kein Risiko lies.
Herr Abg . Burlage als Berichterstatter der Minorität
führt aus , der Antrag der Mehrheit wäre nicht günstiger
wie derjenige der Regierung . Die Majorität beantragt in
erster Linie , der Gemeinde Löningen Gelegenheit zu geben,
günstiger wegzukommen , als wenn die Regierungsvorlage
angenommen wird , und deshalb ist ihr Antrag , welcher der
Regierung die Alternative läßt , mit der Gemeinde so
oder so abzuschlicßen , für die Gemeinde meines Erachtens
günstiger . Die Bemerkung des Herrn Regierungsrathes
Becker betreffend , so giebt der Antrag der Mehrheit
der Regierung die Alternative , mit der Gemeinde Lö¬
ningen noch weitere Verhandlungen in dieser Beziehung
zu beginnen oder einfach den Regierungsbeschluß nach
dem 1. Mai zur Anwendung zu bringen . Es ist der
Gemeinde Löningen dringend zu empfehlen , bis dahin
die Uebernahme der Bahn nach unserem Anträge an¬
zubieten . Der Staat wird , dieses wiederhole ich, durch
Annahme der Mehrheitsanträge nicht gezwungen , in Ver¬
handlungen einzutreten , er kann ruhig abwarten , daß Lö¬
ningen ihm kommt . Wünschen möchte ich allerdings , daß
die Gemeinde Löningen von der Staatsregierung noch auf¬
merksam gemacht wird , daß sie Vorschläge zu machen hat,
und daß es günstiger für sie wäre , dem Antrag 1 gemäß
die Uebernahme der Bahn zu bewirken . Ich bitte , die
Anträge der Majorität anzunehmen.

Abg . Hoher (zu einer persönlichen Bemerkung ) : Ich
habe vorher behauptet , daß der Eventualantrag der Aus¬
schußmehrheit günstiger sei für die Löninger als die Re¬
gierungsvorlage . Herr Burlage  hat das bestritten . Ich
konstatire aber , daß der Abg . Burlage  im Eisenbahnaus¬
schuß selbst den Eventualantrag als günstiger hingestellt hat.

Es wird zur Abstimmung geschritten , und zwar zunächst
über den Antrag der Minderheit . Der Antrag des Abg.
Burlage  auf namentliche Abstimmung wird unterstützt.

Der Antrag der Minorität wird darauf in nament¬
licher Abstimmung mit 27 gegen 6 Stimmen abgclehnt.

Sodann wird mit Zustimmung des Landtags über
sämmtliche 4 Anträge der Mehrheit in einer Abstimmung
abgestimmt . Dieselben werden angenommen.

Es folgt dann Punkt 3 der Tagesordnung:
Bericht des Petitionsausschusses über eine Petition der

Stadtmagistrate von Jever , Varel und Eutin , betreffend
Wittwenversorgung der mit Pensionsberechtigung angestellten
Beamten der Städte 1. Klasse.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle die Petition der Stadtmagistrate
Jever , Varel und Eutin der Staatsregierung zur
Prüfung überweisen , mit der Maßgabe , daß ein
Anschluß an die Wittwen - und Waisenkasse zur Zeit
nicht in Aussicht zu nehmen ist.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg . Möhlmann.
Abg . Möhlmann : Die Gründe , die hauptsächlich zu

der vorliegenden Petition geführt haben , sind die . daß die
städtischen Beamten , die mit Pensionsberechtigung angestellt
sind , zu einem großen Theil Staatsarbeit mit zu verrichten
haben und darum auch ein Recht haben auf Wittwenver - j

sorgung , wie sie allen Staatsbeamten und den Lehrern an
höheren Schulen bewilligt worden ist . Wir haben im Aus¬
schuß die Petition eingehend geprüft und darum den ein¬
stimmigen Antrag gestellt , den der Herr Präsident eben
verlesen hat.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht , es wird zur
Abstimmung geschritten . Der Ausschußantrag wird ange-
genommen.

Es folgt Punkt 5 der Tagesordnung:
Bericht des Verwaltungsausschusses über die Eingabe

des Vereins der Hengsthalter des Herzogthums Oldenburg,
betreffend die Ausführung des Köhrungsgesetzes für das
Herzogthum Oldenburg vom 17. Mai 1894.

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Der Landtag wolle beschließen , die Eingabe des
Vereins der Oldenburger Hengsthalter der Groß¬
herzoglichen Staatsregicrung zur Berücksichtigung
zu überweisen mit der Maßgabe:

1 . daß die Untersuchung des Hengstes durch die
Thierärzte - Kommission nicht in Gegenwart
der Großherzoglichen Köhrungs - Kommission
stattfinden darf,

2 . daß der Hengsthalter berechtigt ist , nach statt¬
gehabter Untersuchung seines Hengstes durck
die Thierärzte -Kommission über das Resultat
der thierärztlichen Untersuchung von dem Vor¬
sitzenden der Köhrungs -Kommission Auskunft
zu verlangen.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg . Willen.
Abg . Willen : Ich darf wohl auf den schriftlichen

Bericht Hinweisen und mich sehr kurz fassen . Die Hengst¬
halter des Herzogthums führen Klage , daß das neue
Köhrungsgesetz vom vorigen Jahre nicht in richtiger Weise
zur Ausführung gebracht ist , und stellen vier Wünsche zu¬
sammen . Zunächst wünschen sie, daß bei der Untersuchung
der Hengste durch die thierärztliche Kommission -die Besitzer
zugegen sein dürfen . Der Ausschuß ist einverstanden und
fügt noch hinzu , daß die Köhrungskommission nicht zugegen
sein darf . Was den 2 . Punkt betrifft , so ist der Ausschuß
auch mit dieser Maßnahme insoweit einverstanden , daß nicht
die Thierärzte -Kommission , sondern die Köhrungskommission
den Besitzern die Mittheilung zu machen hat . Drittens
wünschen die Petenten , daß die Untersuchung auf Roaren
sich für die Folge nur auf die der Kommission zum ersten
Male vorgeführten Thiere erstreckt . Auch damit war
der Ausschuß einverstanden . Viertens wünschen die Bitt¬
steller , daß das Klassisiziren , wie das in der Petition näher
ausgeführt ist , der Hengste auf Pfeifen unterbleibt . Auch
hiermit ist der Ausschuß einverstanden und hat in Folge
dessen den Antrag gestellt , die Petition der Regierung zur
Berücksichtigung zu überweisen , mit den beiden Zusätzen,
die auf der letzten Seite des Berichtes näher bezeichnet sind.

Abg . Jürgens : Obwohl ich mit den Ausführungen
in dem Ausschußberichte , auch mit den Vorschlägen der
Hengsthalter in allen Theilen nicht einverstanden bin,
möchte ich doch , im Interesse des Friedens so zu sagen,
daraus verzichten , mich heute über diese Materie zu ver¬
breiten . Es ist die ganze Angelegenheit in letzter Zeit in
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ruhige Bahnen geleitet , und ich bin nicht derjenige , der die
Veranlassung giebt , den Kampf wieder auflodern zu lassen.
Sollte sich allerdings später Herausstellen , daß die Be¬
handlung , welche die Angelegenheit im Landtag erfahren,
von gewisser Seite als ein Erfolg ausgebeutet würde , so
muß ich mir weitere Schritte Vorbehalten.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht , es wird zur
Abstimmung , über den ganzen Antrag aus einmal , ge¬
schritten . Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

Es folgt Punkt 6 der Tagesordnung:
Bericht des Verwaltungsausschusses über die Petition

des Thierarztes F . Grashorn  zu Ovelgönne , betreffend
Stutenköhrung.

Der Ausschuß beantragt , der Landtag wolle be¬
schließen :

Die Petition des Thierarztes F . Grashorn  der
Großherzoglichen Staatsregierung zur Berücksich¬
tigung zu überweisen.

Das Wort erhält der Berichterstatter Abg . Willen.
Abg . Wilken : Ich habe die Bemerkung zu machen,

daß sich auf der 2 . Seite des Berichtes ein Schreibfehler
befindet , und zwar im 3 . Absätze, 4 . Zeile ; es muß dort
zwischen „nur " und „Thiere " das Wort „solche" einge¬
schoben werden . Ich darf mir wohl vor der Drucklegung
erlauben , das zu berichtigen . Im Uebrigen verweise ich
auf den schriftlich erstatteten Bericht und bitte , den Antrag
des Ausschusses anzunehmen.

Das Wort wird nicht weiter gewünscht , es wird zur
Abstimmung geschritten . Der Ausschußantrag wird ange¬
nommen.

Es folgt Punkt 7 der Tagesordnung:

Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage der
Großherzoglichen Staatsregierung , betr . den Neubau eines
Jsolirhauses bei dem Peter -Friedrich -Ludwig -Hospitale zu
Oldenburg.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle zum Zwecke des Baues eines
Jsolirhauses bei dem Peter -Friedrich -Ludwig -Hospital
die Summe von 30 000 ^ zu Z. 23 der Aus¬
gaben der Landeskasse des Herzogthums pro 1894
bis 1896 aus verfügbaren Geldern bewilligen , unter
der Voraussetzung , daß die Großherzogliche Staats¬
regierung sich zuvor davon überzeugt , daß mit den
bereiten Mitteln eine den Anforderungen der Neuzeit
entsprechende Einrichtung getroffen werden kann , und
mit der Auflage an die Hospitalverwaltung , 15 Jahre
lang , und zwar beginnend mit der nächsten Finanz¬
periode , jährlich die Summe von 1000 ^ an die
Landeskasse des Herzogthums zurück zu zahlen.

Da das Wort nicht verlangt wird , wird sofort zur
Abstimmung geschritten . Der Ausschußantrag wird ange¬
nommen.

Es folgt Punkt 8 der Tagesordnung:
Selbstständiger Antrag des Abg . Gross  und Genossen,

betr . Bewilligung von Mitteln zur Erweiterung der Pier¬
anlagen in Nordenham.

Berichte . XXV . Landtag, 2. Versammlung.

Abg . Gross : M . H . ! Es ist gestern im Landtage
beschlossen, den Antrag im Plenum zu behandeln ; trotzdem
hielten es verschiedene Mitglieder des Eisenbahnausschusses
für angezeigt , freiwillig zusammenzutreteip um sich über die
Richtigkeit der Angaben der Nordenhamer Petition zu ver¬
gewissern . Dem Ersuchen des Herrn Regieruugskommissars
Becker,  sowie des Herrn Eisenbahndirektionspräsidenten,
welche in dieser Zusammenkunft anwesend waren , den An¬
trag insofern umzuändern , daß statt der drei Landungs¬
brücken deren nur zwei beantragt werden sollten und dafür
der Ducdalben , der weggelaffen war , wieder eingefügt würde,
haben die Antragsteller nachgegeben und lautet demnach der
letzte Theil des Antrags : „Mit zwei Landungsbrücken und
eines Ducdalben am Südende des Längspiers die erforder¬
lichen Mittel bis zur Höhe von 193 500 zu bewilligen ."

Die Sache selbst betr . , so habe ich ja schon in der
Begründung ausgeführt , daß , nachdem die Regierung mit
einer Vorlage nicht hervortrat , wir es für erforderlich halten,
den Antrag zu stellen , um der Nordenhamer Kalamität
abzuhelfen . Wir haben nur das gefordert , was die Norden¬
hamer selbst als erforderlich bezeichnen , und hoffe ich, daß
auch diejenigen Mitglieder des Eisenbahnausschuffes , welche
sich früher ablehnend verhielten , sich jetzt überzeugt haben,
daß die Nothwendigkeit vorliegt , die Verbindung herzustellen.
In der letzten Versammlung des Landtags ist bereits im
Bericht der damaligen Majorität des Ausschusses ausgesührt
worden , daß sie von der Nützlichkeit überzeugt sei, indessen
bezweifle , daß Abweisungen von Schiffen Vorkommen würden
und die Ablehnung beantrage , da sie glaube , daß man noch
warten könne . Das mehrfache Vorkommen der Abweisung
von Schiffen ist uns jetzt nicht allein durch die Petition
des Nordenhamer Handelsvereins , sondern auch durch die
Erklärung der Regierungskommissare bewiesen worden , und
ich hoffe deshalb , daß auch die damaligen Gegner unserem
Anträge beistimmen werden . Sie wollen bedenken , daß die
Sachlage insofern recht verändert ist , als der Verkehr seit
einem Jahre um fast die Hälfte gestiegen ist und jede Aus¬
sicht vorhanden ist , daß er in diesem Jahre wiederum ein
recht bedeutender sein wird . Solche Kalamitäten , wie im
Jahre 1893 vorgefallen , dürfen nicht wieder Vorkommen,
soll nicht der Ruf des Hafenplatzes auf das empfindlichste
geschädigt werden , und deshalb glaube ich, daß es die Pflicht
des Landtags ist , der Regierung die beantragten Mittel zur
Ausführung der Verbindung zur Verfügung zu stellen . Von
den Antragstellern — es sind die sämmtlichen Abgg . des
3 . Wahlkreises — haben zwei , Herr Lübben  und ich , die
zur damaligen Minorität des Ausschusses gehörten , in der
1 . Versammlung des 25 . Landtags , ebenfalls die Vorlage
abzulehnen beantragt , weil ihnen der Kostenanschlag zu hoch
erschien . Ich bin auch jetzt noch nicht überzeugt , daß die
Summe voll erforderlich ist , um diese Arbeit auszuführen,
obgleich uns regierungsseitig gesagt worden ist , selbst eine
sorgfältige Nachprüfung habe nicht ergeben , daß sie billiger
herzustellen sei. Allerdings soll ein Moment hinzugetreten
sein , welches den Bau vertheuern wird . Es soll sich eine
erheblich größere Wassertiefe an der Baustelle vorfinden,
als damals in den Karten , die uns Vorlagen , angegeben
war . Wir glauben auch bei der jetzigen Sachlage , der un¬
bedingt nöthigen raschen Ausführung des Baues wegen
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unsere diesbezüglichen Bedenken zurücktreten lassen zu müssen.
Wir geben dabei unserer festen Hoffnung Ausdruck , daß die
Eisenbahnverwaltung in sparsamster Weise die Sache ein¬
richten wird und haben wir das Vertrauen , daß sie nicht
mehr Geld aufwenden wird als zum Bau dieser Verbin¬
dung erforderlich ist . Ich glaube bestimmt , daß dann der
Aufwand ein erheblich geringerer sein wird , und beantragen
wir deshalb eine Summe bis zu 193 500 ^ zu bewilligen.
In dieser Beziehung möchte ich der Eisenbahndirektion , resp.
der Staatsregierung noch speziell anheimgeben , ob sie nicht
versuchen will , den Bau dieser Verbindung einem Unter¬
nehmer zu übergeben , einem bewährten , solventen Unter¬
nehmer . Ich bin überzeugt , wenn sie die Sache in Sub¬
mission giebt und dem Unternehmer das Geschirr , das sie
hat , zum Gebrauche , und das alte Material zu einem
billigen Preise überläßt , daß dieselbe erheblich billiger aus¬
geführt wird . Selbstredend soll dieses nur ein Vorschlag
sein und nicht eine Bedingung der Bewilligung . Wir sagen
lediglich : Baut die Verlängerung des Piers , um der Kala¬
mität abzuhelfen . Wir bitten Sie , meine Herren , treten
Sie diesem Anträge bei.

Abg . Hoher : Der Herr Abg . Gross  bittet die Mit¬
glieder der vormaligen Majorität des Eisenbahuausschusses,
zu seinem Anträge günstige Stellung zu nehmen . Das war
vollständig überflüssig , weil Herr Gross  ganz genau weiß,
wie die damalige Majorität sich jetzt dazu stellt . Es ist
bekannt , daß die Majorität des Eisenbahnausschusses in der
ersten Versammlung des jetzigen Landtages den Antrag der
Staatsregierung betr . den Ausbau der Pieranlagen in
Nordenham ablehute , einmal weil sie das Bedürfnis dafür
zur Zeit nicht anerkannte und aus finanziellen Gründen,
weil im Frühjahr und Herbst 1893 ganz erhebliche For¬
derungen für Ergänzungen und Erweiterungen von Bahn¬
anlagen gestellt worden waren . Die Majorität des Aus¬
schusses war damals nicht in der Lage , das Bedürfnis
anzuerkennen , weil aus den Mittheilungen der Staats¬
regierung hervorging , daß der Schiffsverkehr in Nordenham
in der letzten Zeit von Jahr zu Jahr abgenommen hatte.
Die Majorität hat damals verschiedentlich betont , sowohl
im Bericht als auch bei der Verhandlung , daß sie an und
für sich keine prinzipielle Gegnerin des Ausbaues sei, daß
sie im Gegentheil die geplante Verbindung als eine günstige
Erweiterung der Pieranlagen ansehe . Sie hat ferner ge¬
sagt , daß , wenn ihr die Nothwendigkeit des Ausbaues nach¬
gewiesen würde , sie im nächsten ordentlichen oder auch
außerordentlichen — das ist betont — Landtage bereit sei,
das Geld zu bewilligen . Als gestern der Antrag des Abg.
Gross  eingebracht wurde , lag zur Beurtheilung des gegen¬
wärtigen Schiffsverkehrs in Nordenham weiteres Material
als das in der Petition des Nordenhamer Handelsvereins
enthaltene nicht vor . Wenn man auch wohl annehmen
konnte , daß die Zahlen richtig seien , so entbehrte die Ein¬
gabe doch jedes amtlichen Charakters und konnte für uns
bei der Beurtheilung der Bedürfnißfrage , wenn sie uns zu
einer Ausgabe von fast 200 000 veranlaßt , nicht maß¬
gebend sein . Amtliche Daten lagen nicht vor . Die Mit¬
glieder des Eisenbahnausschusses sind nun gestern Abend,
theilweise auf meine Anregung , zusammen getreten und haben
sich von den Herren Regierungskommissaren amtliche Daten

über den Schiffsverkehr geben lassen . Die Ausführungen
dieser Herren deckten sich zum großen Theil mit den Mit¬
theilungen des Nordenhamer Handelsvereins . Außerdem
ist uns noch mitgetheilt worden , daß der Frachtantheil
Oldenburgs an den von und nach Nordenham gehenden
Gütern im Jahre 1894 einen Mehrbetrag von 34 000
ergeben habe . An Piergeldern sind 4300 mehr einge¬
kommen , worin allerdings die von der Hamburg - Ameri¬
kanischen Gesellschaft garantirte Summe mit enthalten ist.
Die Pachtertrüge haben ein Plus von 15 000 erbracht,
darunter 12 000 von der Hamburger Packetaktieu-
gesellschaft . Diese 12 000 werden allerdings demnächst
wegfallen , weil die Gesellschaft den Vertrag bereits gekün¬
digt hat . Ich bedaure das sehr , und zwar nicht allein aus
dem Grunde , weil uns dadurch eine regelmäßige Einnahme
verloren geht , sondern auch , weil wir wieder mal gesehen
haben , daß die Hoffnungen , die an einen bezüglich Norden¬
hams abgeschlossenen Vertrag geknüpft wurden , sich nicht
erfüllt haben . Die Vertreter der Staatsregierung sahen
den Nachtheil nicht für so bedeutend an , namentlich , da
nach den Erklärungen des Eisenbahnpräsidenten die Fracht¬
einnahmen der Eisenbahn , die in Verbindung mit dem
Anlegen der Dampfer zu bringen sind , namentlich in letzter
Zeit sehr minimal waren . Die Mitglieder der vormaligen
Majorität des Ausschusses mußten sich nun sagen , daß nach
den Mittheilungen der Staatsregierung die Nothwendigkeit
für die Erweiterung der Pieranlagen augenblicklich vorliegt;
sie erkennen das Bedürfniß an und sind auch der Ansicht,
daß ein Aufschub bis 1899 , dem Jahre , in welchem der
Vertrag mit dem Lloyd abläuft , nicht rathsam ist , weil
sonst vielleicht außerordentliche wirthschastliche und pecuuiäre
Nachtheile entstehen könnten . Auch der finanzielle Grund,
der die Mehrheit des Ausschusses veranlaßt hat , eine ab¬
lehnende Stellung im Jahre 1893 einzunehmen , fällt inso¬
fern weg , als ja die Einnahmen der Eisenbahn erheblich
den Voranschlag überschritten haben . Die sämmtlichen Mit¬
glieder des Eisenbahnausschusses sind darauf gestern noch
in eine eingehende Berathung des Projektes selbst einge¬
treten ; bezüglich der Kostenanschläge wurde Seitens der
Herren Regierungskommissare mitgetheilt , daß eine ein¬
gehende Prüfung derselben im Ministerium stattgefunden
habe und daß die Einheitssätze als nicht zu hoch ange¬
nommen anzusehen seien . Nebenbei muß ich bemerken , daß
die Kostenanschläge seiner Zeit weniger von der Majorität
als der Minorität bemängelt wurden . Den Einwand , den
damals und auch jetzt der Herr Abg . Gross  machte , daß
die Braker Pieranlage eine geringere Summe gekostet habe,
als für die Nordenhamer Anlage gefordert würde , erledigte
der Regierungskommissar mit dem Bemerken , daß die Eisen¬
konstruktion des Nordenhamer Piers in Rücksicht auf den
größeren Schiffsverkehr erheblich stärker sein müßte . Von
den damals geforderten Bauten können nach Ansicht des
Ausschusses gestrichen werden : Der Getreideschuppen , eine
Landungsbrücke , und die projektirten Gleisanlagen . Letztere
beiden Theile würden nur erforderlich sein bei Erbauung des
Schuppens . Nach Absetzung der hierfür veranschlagten
Summen reducirt sich der ursprünglich geforderte Betrag
von 293 000 auf 193 500 wie auch in dem
Anträge Gross  angegeben ist . Wir werden durch den
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Ausbau drei weitere Liegeplätze bekommen und kann überall,
wenn die Verbindung hergestellt ist , die ganze Pieranlage
besser ausgenutzt werden. Namens der sämmtlichen Mit¬
glieder des Eisenbahnausschusses habe ich Sie zu ersuchen,
den Antrag des Abg. Gross anzunehmen. (Bravo !) Ich
persönlich, meine Herren, möchte daran noch eine Bemerkung
knüpfen; sie geht dahin, daß mit diesen Ausgaben die Er¬
weiterung der Pieranlagen in Nordenham für absehbare
Zeit abgeschlossen sein wird. Wir haben dann eine Pier¬
anlage von ca. 1 Kilometer Länge, und die wird nach
meinem Dafürhalten für lange Zeit dem Bedürfnisse ge¬
nügen.

Regierungsrath Becker : M . H. , die Regierung kann
mit Freuden den selbstständigen Antrag , der hier einge¬
bracht ist, auf Bewilligung der Mittel, begrüßen. Ich kann
mich aber, weil die ganze Angelegenheit schon im letzten
Landtage eingehend besprochen und auch jetzt wieder von
den Herren Abg. Gross und Hoher erschöpfend behandelt
worden ist, auf ein paar Bemerkungen beschränken. Zu¬
nächst möchte ich den Ausführungen des Herrn Abg. Gross
gegenüber betonen, daß die Regierung und die Eisenbahn¬
verwaltung der Ueberzeugung sind, daß der Kostenanschlag
nicht überschritten wird, daß er aber auch nicht zu hoch ist.
Ob die Sache einem Unternehmer gegeben werden kann,
erscheint mir zweifelhaft, da gerade auf diesem Gebiete die
Eisenbahnverwaltung wirklich sehr gute Erfahrungen hat.
Herrn Hoher  gegenüber möchte ich nur bemerken, daß auch
die Ansicht der Regierung die sein wird , daß, wenn diese
Lücke ausgefüllt ist, zunächst für absehbare Zeit eine Er¬
weiterung ver Pieranlagen nicht in Frage kommen kann.

Eisenbahndirektionspräsident V. Mühlenfels : Ich
wollte nur Namens der Eisenbahnverwaltung der Freude
Ausdruck geben, daß aus dem Kreise des Landtages heraus
die nothwendigen Ergänzungen der Pieranlagen in Nor¬
denham beantragt worden sind. Ich selber habe vom
Augenblicke meines Amtsantrittes an mit der größten Auf¬
merksamkeit und Sorgfalt die Bewegungen dort beobachtet.
Als damals der Antrag der Staatsregierung abgelehnt
wurde, war noch nicht mit voller Sicherheit zu übersehen,
wie die Dinge gehen würden. Nun hat aber der vorige
Sommer, noch mehr der Herbst und noch mehr der Spät¬
herbst die Ueberzeugung vollkommen befestigt, daß die Pier¬
anlagen in der jetzigen Form durchaus zu Zeiten dem Ver¬
kehr nicht gewachsen sind, daß derselbe fortwährend wächst.
Die Hoffnungen, die wir auf die Hamburg-Amerikanische
Paketfahrtgesellschaft gesetzt haben, sind allerdings insofern
nicht in Erfüllung gegangen, als die dort nur angelegt hat;
das war ein Paradestück, möchte ich sagen, das uns aller¬
dings 15 000 Miethe gebracht hat. Im Uebrigen waren
die Verkehrseinnahmendaraus sehr unbedeutend, während
sich sonst ein dauernder, regelmäßiger Frachtgutverkehr nach
Nordenham eingerichtet hat , der eine fortdauernde Ent¬
wicklung verspricht. Ich erwähne nur die Artikel Getreide,
Salpeter und Petroleum. In allen drei Richtungen ist
eine wesentliche Steigerung zu bemerken. Wir können darum
den Antrag nur mit Freuden begrüßen. Wenn wir in der
Eisenbahnverwaltung nicht selbst schon damit kamen, weil
wir durch die Einberufung des Landtags überrascht wurden,

so mögen Sie darin den Ausdruck der Achtung sehen, die
wir vor den Beschlüssen des Landtags hatten. Ich war
der sicheren Ueberzeugung, daß uns der nächste Sommer
in noch erhöhtem Maße die Beweise bringen würde, daß
eine Verbindung dieser Pieranlagen eine unbedingte Noth-
wendigkeit sei. Wir glauben, daß nirgend im Oldenburger
Lande Summen besser verwandt werden als hier, und bitten,
den Antrag anzunehmen.

Abg. Schröder : Ich hätte allerdings, im Gegensatz
zu dem Herren Eisenbahndirektionspräsidentengewünscht,
daß, nachdem einmal eine veränderte Sachlage vorlag, ein
größerer Verkehr sich entwickelt hatte, nunmehr beim Zu¬
sammentreten des Landtages die Regierung dem Landtage
mit einer Vorlage gekommen wäre, zumal es der Regierung
viel leichter ist, das nöthige Material zusammen zu bringen,
und sie auch auf Grund der Geschäftsordnung weniger
Schwierigkeiten hat als die einzelnen Abgeordneten, sofern
diese eine vom Landtage früher beschlossene Sacke noch ein¬
mal zur Besprechung bringen wollen. Nachdem dies aber
nicht geschehen und unsererseits der Antrag vorgelegt worden
ist, habe ich nur noch meiner Freude Ausdruck zu geben,
daß auch die damaligen Gegner durch die Macht der That-
sachen sich haben überzeugen lassen, daß die Aufwendungen
für Nordenham gerechtfertigt erscheinen, und ich hoffe, daß
wir heute zu einem einstimmigen Beschlüsse bezüglich unseres
Antrags kommen. Ich bitte Sie , denselben anzunehmen.

Abg. Jürgens : Nach den Ausführungen des Herrn
Abg. Hoher  ist es ja für die Mitglieder der Landtags¬
mehrheit, die sich seiner Zeit gegen die Erweiterungsbauten
in Nordenham aussprachen, leichter geworden, heute eine
andere Stellung einzunehmen. Ich habe von Vorneherein zu
dem Anträge Gross  diejenige Stellung eingenommen, daß,
wenn offiziell nachgewiesen würde, daß die in der vom
Handelsverein zu Nordenham eingereichten Petition ent¬
haltenen Angaben richtig seien, dies für mich entscheidend
sein würde. Nach den Ausführungen des Herrn Abg.
Hoher  haben wir gehört, daß der Eisenbahnausschuß in
mehr privater Weise mit den Regierungskommissaren ver¬
handelt und befriedigende Aufklärungen erhalten hat. Viel¬
leicht nehmen die Herren heute noch Gelegenheit, dies zu
bestätigen, denn als private Mittheilungen kann man sie
doch nicht annehmen. Dem, was Herr Abg. Schröder
erwähnt hat, kann ich nur beistimmen. Es könnte ja nach
diesen Verhandlungen wirklich in Frage kommen, ob die
Regierung die Dringlichkeit der Ausführung der Anlage
anerkennt oder nicht. Wenn das der Fall wäre, so ist es
zu verwundern, daß sie es unterlassen hat , die Forderung
an den Landtag zu bringen, und ich bedaure aufrichtig die
fehlende Initiative in diesem Falle. Aber, wie gesagt, ich
möchte mir noch eine Bestätigung der vom Handelsverein
gemachten Angaben in offizieller Weise erbitten. Im Uebrigen
bitte ich, dem Anträge zuzustimmen. Ich sehe ein, nament¬
lich nach den Angaben des Herrn Abg. Hoher,  die wichtig
sind, daß sich daran ein allgemeines Staatsinteresse knüpft.

Abg. Hoher : Wenn Herr Schröder  gemeint hat,
daß die Majorität des Ausschusses sich von der Macht der
Thatsachen habe überzeugen lassen, so weiß ich nicht, was
er eigentlich damit sagen will: Unsere jetzige Stellung ist
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die reine Konsequenz unserer Stellung im Jahre 1893.
Wir haben damals wiederholt betont — ich hebe das noch
einmal hervor , ich war damals Berichterstatter — : Wenn
uns die Staatsregierung im nächsten ordentlichen oder auch
außerordentlichen Landtage die Nothwendigkeit der Erbauung
Nachweise, würden wir die ersten sein , die die erforderlichen
Summen bewilligten . Herrn Abg . Jürgens  möchte ich
erwidern , daß wir uns überzeugt haben , daß eine erhebliche
Steigerung des Schiffsverkehrs stattgefunden hat und die
Nothwendigkeit der Erweiterung der Pieranlagen unzweifelhaft
vorliegt . Wenn ich diese Versicherung Namens sämmt-
licher Mitglieder des Ausschusses abgebe , so müßte das ge¬
nügend sein.

Regierungsrath Becker : Ich möchte erklären , daß die
Angaben , die in jener Petition des Nordenhamer Handels¬
und Gewerbevereins gemacht find , nach Prüfung der Akten
der Eisenbahnverwaltung in allen wesentlichen Punkten voll¬
ständig stimmen ; die Zahl der Schiffe , die Registertonnen,
die Einnahmen sind offenbar aus amtlichen Quellen ge¬
schöpft . Wegen des Mangels an Initiative muß ich be¬
merken : Wenn der Landtag so rasch zusammenberufen wird,
so kann man , wenn man nach dem Beschlüsse des letzten
Landtags ehrlich prüfen will , in so kurzer Zeit nicht alles
machen . Sofort nach dem Zusammentritt habe ich mit
dem Eisenbahnausschuß Fühlung gesucht und wäre auch
am heutigen Tage noch mit der Vorlage der Regierung
gekommen , wenn nicht der Antrag Gross  eingebracht wäre.

Abg . Jaspers : Der Erklärung des Herrn Regierungs-
kommiffars gegenüber möchte ich darauf Hinweisen , wieviel
vortheilhafter es ist , wenn der Landtag in bestimmten Ter¬
minen regelmäßig zusammenkommt (Heiterkeit ) , da dann die
Regierung Gelegenheit hat , sich vorzubereiten . Ich mache
darauf aufmerksam , daß sowohl das Jsolirhaus wie die
Piers , beides wichtige Gegenstände , in diesem Landtage,
lediglich der Initiative des Landtags zu verdanken sind.

Abg . Lübbe » : Ich würde es sehr bedauern , wenn
der Antrag nicht genehmigt würde . Der Schiffsverkehr hat
bedeutend zugenommen und wird in Zukunft noch mehr zu¬
nehmen , weil künftig Bremen Tonnengelder erheben will,
was bislang nicht der Fall war . Vor einem halben Jahre
wurde dieser Beschluß in Bremen gefaßt , man wird davon nicht
abgehen . Wenn wir den Schiffen genügende Gelegenheit
bieten , löschen und laden zu können , so wird dies für die
Rentabilität unserer Verkehrsanstalten sehr vortheilhaft sein.
Ich bitte um Annahme des Antrags.

Da das Wort nicht weiter verlangt wird , wird zur
Abstimmung geschritten . Der Antrag wird angenommen.

Es folgt Punkt 9 der Tagesordnung:
Selbstständiger Antrag des Abg . Meyer,  betr . Maß¬

regeln zur Verhütung der Wilddieberei.
Präsident : Zu diesem Anträge ist mir ein Zusatz¬

antrag überreicht worden von dem Abg . Zerhusen,  ge¬
nügend unterstützt ; dahingehend : „Ich beantrage zu dem
Anträge Meyer  hinter die Worte „Hasen und Rehe"
„Rebhühner und Birkhühner " einzuschalten ." Ich eröffne
die Berathung über den Antrag und den Zusatzantrag.

Abg . Meyer : Man kann ja verschiedener Ansicht
darüber sein , ob das , was wir so gewöhnlicherweise unter

„Wild " verstehen und in der Form als „Wildpret " auf
dem Tische manchmal recht hochschätzen, ob diese Art von
Thieren überhaupt erhalten bleiben soll oder nicht . Es
giebt nämlich eine ganze Anzahl von Landwirthen , wie ich
von vorne herein zugeben will , die die völlige Vernichtung
dieser Thiere durchaus für in der Ordnung halten , die also
Hafen , Rehe und ähnliche Repräsentanten der animalischen
Welt (Heiterkeit ) für die Land - und Forstwirthschaft über¬
aus schädlich erachten , und ganz damit einverstanden wären,
wenn man dieselben gänzlich ausrottete . Auf diesem Stand¬
punkte aber , m . H ., steht nicht die Jagdgesetzgebung des
Staates ; sie behandelt die Jagd als einen berechtigten Theil
des Volksvermögens , als einen Theil auch der natürlichen
Produktion des Bodens . Unsere Jagdgesetzgebung will dem¬
nach den jagdbaren Thieren eine gewisse Schonung gewähren
insoweit , damit sie nicht gänzlich zu Grunde gehen ; daher
die gesetzlichen Bestimmungen über die Schonzeit dieser
Thiere und allerlei sonstige Maßregeln , die man zum
Schutze gegen den Mißbrauch der Jagd eingeführt hat.
Eine dieser Schutzmaßregeln besteht in der Bestimmung
unserer Gesetzgebung , daß man Wild , namentlich Hasen,
Rehe , Rebhühner u . s. w ., nicht in Schlingen fangen soll.
Es gab früher eine Zeit , wo man auch in unserem Lande
soweit ging , solches nicht zu verbieten . Seit einer langen
Reihe von Jahren aber nimmt man den Standpunkt ein,
daß man ein solches Verfahren unter Strafe verbietet , und
mit Recht . Wenn man einen Wildstand erhalten will , dann
darf diese heimtükische Manier der Erlegung des Wildes
nicht geduldet werden und in vollständiger Konsequenz des
Grundsatzes , daß die Erhaltung des Wildstaudes von volks-
wirthschaftlicher Bedeutung ist , handelt der Staat , indem er
das Schlingenstellen verbietet , ganz korrekt . Soll aber eine
solche Maßregel die Wirksamkeit haben , die ihr von Rechts¬
wegen zukommt , soll thatsächlich das Fangen von Wild in
Schlingen verhindert werden im Interesse der Erhaltung
einer legitimen Jagd , dann bedarf es dazu weiterer gesetz¬
licher Maßregeln als es das einfache Verbieten und Be¬
strafen des Fangcns in Schlingen ist , es bedarf einer Kon¬
trolle über den Wildhandel . Bekanntlich kann jeder Sach¬
verständige an einem Stück Wild sofort sehen , ob es ver¬
endet ist infolge des Sehlingens oder durch einen Schuß.
Man wird mir da vielleicht einwenden : So ganz zuver¬
lässig ist das nicht , man kann ja ein vorher geschlingtes
Stück Wild nachher noch schießen . (Heiterkeit .) Das kann
man , aber der Sachverständige erkennt das sofort ; denn
dasjenige , das vorher durch Schlingen getödtet ist , hat eine
bedeutende Anschwellung des Kopfes , mindestens bei Hasen
und Rehen , woraus man mit Evidenz Nachweisen kann , ob
es geschlingt ist oder nicht . Mein Antrag hat nun den
Zweck , die Staatsregierung zu ersuchen , in Erwägung zu
nehmen , ob nicht durch geeignete Maßregeln in Bezug auf
den Wildhandel , durch geeignete Kontrollmaßregeln es sich
ermöglichen ließe , dem Handel mit geschlingtem Wilde
energischer entgegenzutreten als bisher . Denn das Schlingen
hört ganz von selbst auf , denn der Wilddieb , der bei Nacht
und Nebel , wie ein richtiger Dieb mit der Blendlaterne
versehen , umherschleicht und durch Schlingen die Jagd ver¬
nichtet , der wird sofort mit seinem nichtswürdigen Gewerbe
aufhören , wenn er weiß , daß er seine Beute nicht mehr
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verkaufen kann. Solange er aber mit der größten Ungenirt-
heit sein geschlingtes Wild an den Wildhändler verkaufen
kann, solange der Wildhändler sogar dieses geschlingte Wild
öffentlich aufhängen und zum Verkaufe ausbieten darf, so¬
lange wird er sein unlauteres Handwerk nicht aufgeben.
Mein Antrag hat also den Zweck, der Regierung eine er¬
neute Anregung zu geben. Wenn in meinem Anträge gesagt
ist, es würde anheim gegeben, die Sache „eventuell in
analoger Weise wie in Preußen" zu regeln, so ist es nicht
meine Absicht, absolut zu behaupten, es kann nur aus diesem
Wege geschehen; ich sage daher „eventuell." In Preußen
kann, das ist durch Polizeivorschrift, wenigstens in Hannover
und Westfalen, eingeführt, das Wild überhaupt nur verkauft
werden, wenn zu jedem Stück ein sog. Ursprungsattest ge¬
liefert wird, wenn ein sog. Wildschein dabei ist, wenn nach ge¬
wiesen wird, daß das Wild von einem Jagdberechtigtener¬
legt ist. Preußen hat aber ein ganz anderes Jagdrecht als
wir im Oldenburgischen. Während hier jeder Grundbesitzer,
und sei auch das Terrain , welches er sein eigen nennt, ein
ganz kleines, das Jagdrecht besitzt, hat dasselbe in Preußen
erst Jemand , wenn sein Besitz 300 Morgen oder 75 Hektar
in einer Fläche umfaßt. In diesem Unterschiede der Preußi¬
schen Jagdgesetzgebung der Oldenburgischen gegenüber, liegt,
wie man von vorne herein erkennen muß, ein recht erheb¬
liches Hinderniß der Durchführung einer ähnlichen Ein¬
richtung wie in Prenßeu, wo der ganze übrige Komplex,
abgesehen von den Besitzungen von 75 Hektar, in Form
einzelner Jagdbezirke, verpachtet wird und dann in der
Regel ein solcher Bezirk Tausende von Morgen umfaßt, so
ist die Zahl der dort Jagdberechtigten gegenüber unseren
Verhältnissen recht gering. Hier haben wir es mit einer
ungezählten Masse von Jagdeigenthümern zu thun, und
diese große Zahl bei uns bietet thatsächlich ein erhebliches
Hinderniß der Durchführung einer ähnlichen Einrichtung,
wie sie in Preußen- besteht, die dort, wie ich aus eigener
Erfahrung weiß, zum Ziele geführt hat. Ich möchte dem¬
nach der Staatsregierung anheim geben, nicht nur das Ver¬
fahren, wie es in Preußen besteht, in Rücksicht zu ziehen,
sondern auch in Erwägung zu ziehen, ob nicht auch noch
irgend eine andere Möglichkeit vorhanden ist, die den Zweck
ebenso gut, aber einfacher erreichen läßt, als es dort der
Fall ist. Ich meine damit, daß man das Gewerbe des Wild¬
handels in eine regelmäßige polizeiliche Kontrolle nimmt.
In größeren Orten, wo dazu die erforderlichen Organe
vorhanden sind, würde das meines Erachtens gar keiner
Schwierigkeit unterliegen. Die betr. Polizeivorschriftmüßte
dann dahin lauten, daß das zuverlässig geschlingte Wild —
soviel Sachkenntnis; traue ich den Gensdarmen und Polizei¬
dienern zu, daß sie sich darüber ein zuverlässiges Urtheil
bilden können — unter allen Umständen sofort mit
Beschlag belegt und sogleich ein Untersuchungsverfahren
eröffnet würde, um den Wilddieb zu entdecken. Dazu be¬
dürfte es vielleicht eines Gesetzes nicht; es würde das schon
im Rahmen unseres Jagdgesetzes ausführbar sein, welches
ja das Schlingen unter Strafe gestellt hat, und würde es
nur eine Konsequenz dieser Bestimmung unseres Jagdgesetzes
sein, wenn wir durch Polizeimaßregeln soviel als möglich
dafür sorgten, daß thatsächlich nicht mehr geschlingt wird.
Es ist leider notorisch, daß dies jetzt bei uns in ganz

großem Umfange geschieht und in vielen Gegenden es be¬
reits dahin gekommen ist, daß die Jagd schon vollkommen
vernichtet ist. Man kann über große Flächen gehen und
ganze Tage laufen, ohne einmal ein Stück Wild zu sehen,
lediglich weil alles inzwischen weggefangen ist. Was den
Abänderungsantrag Zerhusen  anbetrifft , den ich unterstützt
habe, so habe ich nichts dagegen einzuwenden, daß er meinem
Anträge einverleibt wird, halte die Ergänzung für durchaus
konsequent und hatte sie nur vergessen. Ich bitte also,
nehmen Sie den Antrag in dem Sinne an, dadurch die
Staatsregierung zu ersuchen, diese Frage aufs Neue wieder
in den Kreis ihrer Erwägungen zu ziehen, in der Hoffnung,
daß es gelingen möge, einen Weg zu finden, der praktisch
durchführbar ist, um wenn möglich dem geschilderten Uebel-
stande energischer als bisher entgegenzutreten.

Abg. Feldhus : Ich möchte bei dieser Gelegenheit
bitten, daß die Staatsregierung nicht allein ihr Augenmerk
auf das geschlingte Wild richtet, sondern überhaupt das
durch Wilddieberei erworbene Wild scharf ins Auge faßt.
Durch einen Legitimationsschein werden wir auch dieses mit
treffen. Eine große Schuld, daß soviel Wilddieberei ge¬
trieben wird, haben wir selbst insofern, als wir den Termin
der Jagderöffnung auf fliegendes Wild, auf Rebhühner,
sowie ans Birkwild, 4 Wochen verfrüht haben gegen den
Anfang der Hasenjagd. (Sehr richtig!) Diese Zeit wird
von den Wilddieben allerbestens ausgenutzt. Der Abg.
Meyer  sagte früher mal : Während dieser Zeit schießen die
Leute Karnikel, vom 1. Oktober ab heißen dieselben Hafen,
sind dann aber gewöhnlich nicht mehr da. Das ist eine
Kalamität, die gerade im Münsterlande und im Ammer¬
lande die Jagd sehr benachtheiligt. Wenn wir den Zeit¬
punkt des Anfanges der Hühnerjagd und der Jagd aus
Birkwild um 14 Tage zurücklegen, den Zeitpunkt der Hasen¬
jagd aber 14 Tage verfrühen, so wäre die Kalamität be¬
seitigt, dann würden wir nicht mehr in der Lage sein zu
sehen, daß dem anständigen Jäger die Hasen vor der Nase
weggeschossen werden. Wenn man am 1. Septbr . Morgens
kommt, trifft man Leute an, die schon eine ganze Menge
Hasen geschossen haben, die meisten hatten es aber auch
schon sehr nöthig, dem Geruch nach zu urtheilen. Schon
am Morgen des 1. Okt. wurde vor einigen Jahren ein
ganzer Wagen voll Hasen von Friesoythe nach Oldenburg
gebracht, es wurde aber nicht untersucht, wie man dazu ge¬
kommen war. Sie konnten doch nicht in der Nacht ge¬
schossen sein. Dem wird vorgebeugt, wenn wir an einem
Tage die Jagd aus alles Wild eröffnen. Ich möchte bitten,
das bei einer Abänderung des Jagdgesetzes mit zu berück¬
sichtigen.

Abg. Jürgens : Wenn ich mich veranlaßt finde, zu
dem Anträge Meyer  das Wort zu nehmen, so möchte ich
bemerken, daß ich noble Passionen nicht Pflege und nicht
Jäger bin. Ich bin also auf diesem Gebiete nicht zu Hause.
Mich veranlaßt der Umstand, daß ich in der Ausstellung
von Legitimationsscheinen einige Erfahrung habe, um dar¬
auf Hinweisen zu können, daß die Ausführung des An¬
trags Meyer  doch zu großen Chikanen führen würde, so¬
wohl für das Publikum wie für die Jäger . Es ist bei
uns der Fall , daß Händler, die nach Wilhelmshaven ver¬
kaufen, wegen Ausstellung von Legitimationsscheinen kommen
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und auch die Beglaubigung des Scheins verlangen. Es
liegt auf der Hand, daß ein gewissenhafter Gemeindevor¬
stand die Scheine nicht ausstellt, wenn er nicht die Gewiß¬
heit hat, es mit ehrlichen Leuten zu thun zu haben. Nament¬
lich nach unserem Jagdgesetze würde die Ausführung des
Meyerschen Antrags zu außerordentlichen Erschwerungen
führen, und ich glaube, man würde bald wieder nach Ab¬
hülfe schreien. Ich bin andererseits ganz gern bereit, den
Abg. Meyer in seinen Bestrebungen zu unterstützen, ich
glaube aber nicht, daß in seinem Anträge ein geeigneter
Weg gegeben ist. Ich möchte vielmehr glauben, daß seine
Anregung in Bezug auf Kontrolle der Wildhändler ebenso
erfolgreich wäre; es wäre mir erwünscht, wenn sein Antrag
dahin ginge, sonst würde ich nach den Erfahrungen, die
ich gemacht habe, mich nicht entschließen können ihm zuzu¬
stimmen.

Abg. Jken : Ich halte den Antrag Meyer für die
Verhältnisse der Marsch für bedeutungslos. Bei uns kennt
man überhaupt — wir haben freie Jagdreviere — Wild¬
dieberei und Schlingenlegerei gar nicht. Jeder Grundbe¬
sitzer ist in der Lage, vom Hause aus sein ganzes Jagd¬
revier, auch wenn es ziemlich groß ist, fortwährend zu
überschauen und unter Kontrolle zu halten. Was den
Handel mit Wild speziell auf Grund von Legitimations¬
karten betrifft, so sind die Nachtheile von Herrn Jürgens
schon ausgeführt worden. Ich habe es früher schon wieder¬
holt ausgesprochen, ich habe die unangenehme Erfahrung
machen müssen, daß der Wildhandel, der schwunghaft von
uns nach Wilhelmshaven betrieben wird, mit diesen Legiti¬
mationskarten eine große Belästigung erfährt. Ich würde
gar nicht im Stande sein — bei uns ist zufällig ein Gens¬
darm, aber in anderen Gegenden wohnt ein solcher weit
entfernt — zu konstatiren, ob das Wild kunstgerecht ge¬
schossen oder in Schlingen gefangen sei. Das ist ein ganzes
Unding, die Untersuchung muß an Ort und Stelle, am
Marktplatze selbst vorgenommen werden, ähnlich wie das
Schweinefleisch auf Trichinen von einem Thierarzte unter¬
sucht wird. Ich halte die Geschichte für unsere Verhält¬
nisse für ziemlich bedeutungslos, aber zur Hebung der Jagd
scheint mir der Vorschlag des Abg. Feldhus  annehmbar.
Ich bin aber nicht sür die Zurücklegung auf Mitte Sept .,
sondern noch besser auf den 1. Okt., wenn wir das Wild
schonen wollen, sodaß die Jagd also vom 1. Okt. bis zum
1. Jan . sich erstreckte. Ich werde sür den Antrag Meyer
nicht stimmen, weil er mir unpassend erscheint.

Abg. Meyer : Ich möchte kurz auf die Ausführungen
des Herrn Abg. Jürgens  eingehen und ihn darauf Hin¬
weisen, daß, wenn er die Güte haben wollte, meinen An¬
trag zu lesen, er mit mir darin einverstanden sein wird,
daß ich ihn genau so gefaßt habe, wie er ihn gefaßt wünscht,
nur mit dem Unterschiede, daß ich einen Eventualsatz einge¬
schoben habe. Er verlangt „unserer Jagdgesetzgebung Be¬
stimmungen einzuverleiben, geeignet, eine Erschwerung des
Absatzes von in Schlingen gefangenem Wild, enventuell in
analoger Weise, als es in Preußen der Fall , herbeizuführen,
um dadurch der Wilddieberei zu steuern".

Also, damit ist doch zunächst ausgesprochen: der An¬
tragsteller will die Staatsregierung bitten, Verfügungen oder

Gesetzesänderungen, wenn es nöthig ist, oder Polizeimaß¬
regeln zu treffen, wodurch eine Erschwerung des Absatzes
des in Schlingen gefangenen Wildes herbeigeführt wird.
Ich habe mir darum in meinen ersten Ausführungen her¬
vorzuheben erlaubt, daß ich selbst überzeugt bin, daß die
Durchführung der in Preußen bestehenden Maßregel der
Wildscheine bei uns recht große Schwierigkeiten haben dürfte
und habe darauf hingewiesen, daß die Kontrolle vielleicht
auf andere Weise möglich ist. Was die Ausführungen des
Abg. Feldhus  betrifft , so kann ich mittheilen, daß es erst
meine Absicht war, meinen Antrag auch auf diesen Punkt
auszudehnen. Nachdem aber ein solches Bemühen Seitens
derjenigen College«, die sich für die Jagd interessiren, im
vorigen Landtage abgelehnt wurde, so haben wir nicht ge¬
wagt, in dieser Session gleich damit wiederzukommen. Wir
sind heute freilich in anderen Punkten auch schon von den
Beschlüssen des vorigen Landtags sehr erheblich abgewichen,
und ich habe gar nichts dagegen, daß wir gleich die Materie
des Jagdgesetzes, die von Herrn Feldhus  gestreift worden
ist, mit hineinbringen. Ich halte aber andererseits dafür,
daß, wenn von verschiedenen Seiten aus dem Landtage
heraus die Verlegung des Beginns der Jagd , also die Ver¬
änderung der Schonzeit, angeregt wird, ich die Vermuthung
hegen darf, daß die Staatsregierung gern darauf eingehen
wird. Sie wird es bisher vermieden haben, darauf einzu¬
treten, weil der Landtag anscheinend dagegen war. Was
die Ansicht des Abg. Jken  anlangt , daß es für einen ge¬
meinsamen Jagdtermin angehen könne, den 1. Okt. in Aus¬
sicht zu nehmen, so muß ich dem widersprechen. Ich bin
überzeugt, daß das ein durchaus verkehrter Termin wäre,
ebenso wie der jetzt bestehende Termin des 1. Sept . durch¬
aus verkehrt ist, auch im landwirthschaftlichen Interesse,
weil vom 1.—15. Sept . noch außerordentlich viel Feld-
srucbt draußen steht, die eine beträchtliche Schädigung durch
die Jagd erleidet. Ich muß aber andererseits betonen, daß
der Beginn der Hühnerjagd am 1. Okt. viel zu spät wäre.
Die Hühner haben den eigenthümlichen Charakter an sich,
daß sie nur zu einer gewissen Zeit denjenigen Grad von
Jagdbarkeit besitzen, der dazu gehört, um sie zu erlegen(?)
(Heiterkeit.) Das hört meist mit dem Okt. auf, sie „halten"
dann nicht mehr, sind wild geworden, die Verhältnisse haben
sich geändert auf dem Felde. Aber für die Rebhühnerjagd
genügt es aucb, wenn wir auf die Mitte Sept . gehen, und
der Hase ist dann auch in dem Stadium , wo er für unsere
Verhältnisse durchaus als jagdbar anzusehen ist, und so
sehe ich keinen Grund ein, weshalb wir nicht Hühner- und
Hasenjagd auf Mitte Sept . verlegen sollten. Ich bitte,
nehmen Sie meinen Antrag an mit dem Zusatzantrag
Zerhusen.

Oberregierungsrath Duzend : Hochgeehrte Herren!
Zu dem Antrag Meyer  möchte ich mir die Bemerkung
erlauben, daß die Frage , ob Wildlegitimationsscheine ein¬
zuführen wären, bei der Staatsregierung bereits erwogen
ist. Die Staatsregierung ist zu der Erkenntniß gekommen,
daß nicht, wie in Anregung gekommen war , eine solche
Maßregel eingeführt werden könne durch eine Bekannt¬
machung des Staatsministeriums , sondern einer Aenderung
des Jagdgesetzes bedürfe, im Hinblick auf Artikel 21 Absatz2
des Jagdgesetzes, wonach schon jetzt Bestimmungen darüber
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getroffen sind , wer sich durch ein Attest des Gemeindevor¬
standes zu legitimiren hat . Weil also das Gesetz sich schon
der Frage über die Legitimation des Wildes bemächtigt
hat , so geht die Staatsregierung davon aus , daß die ganze
Materie durch Gesetz zu erledigen wäre . Wenn ich noch
bemerken darf : Es ist in dieser Sache bei den Aemtern
angefragt worden ; ein Theil der Aemter hat sich dahin
ausgesprochen , daß sie sich einen Erfolg versprächen , ein
anderer hat hervorgehoben , daß eine große Belästigung ins¬
besondere der Gemeindevorsteher mit der Ausstellung der
Legitimationskarten verbunden sein würde . Jedenfalls wird
die Staatsregierung , wenn der Landtag den Antrag an¬
nehmen sollte , in eine Prüfung der Sache eintreten.

Präsident : Es geht soeben ein Schlußantrag von
Abg . Hansing ein . Es haben sich noch zum Wort ge¬
meldet die Abg . Feldhus , Schröder und Quatmann.

Der Schlußantrag wird angenommen.
Sodann wird auch , in einer Abstimmung , der Antrag

Meyer  mit dem Zusatzantrag Zerhusen  angenommen.
Es folgt Punkt 10 der Tagesordnung:
Interpellation des Abg . Hanken,  betr . die Trennung

der Landgemeinde Oldenburg in zwei selbstständige Ge¬
meinden.

Die Regierung erklärt sich bereit , die Interpellation
heute zu beantworten.

Das Wort erhält der Interpellant Abg . Hanken  zur
Begründung.

Abg . Hanken : In der 25 . Sitzung am 8 . März
vorigen Jahres wurde auf eine Petition des Gemeinde-
rathes der Landgemeinde Oldenburg der Beschluß gefaßt,
die Regierung zu ersuchen , die Frage der Trennung der
Landgemeinde einer eingehenden Prüfung zu unterziehen,
und über das Resultat derselben der nächsten Versammlung
des Landtags Mittheilung und Vorschläge zu machen . Auf
diesen Beschluß hin habe ich mich veranlaßt gesehen , die
Frage an die Regierung zu richten , ob sie geneigt sei, dem
gegenwärtig tagenden Landtage eine Mittheilung zu machen.

Oberregierungsrath Dugend : Die Interpellation des
Abg . Hanken  und Genossen wird wie folgt beantwortet:

Die Interpellation wird dahin beantwortet , daß die
in Aussicht genommene Prüfung im Gange , aber
noch nicht abgeschlossen ist . Es ist eine eingehende
Erwägung aller in Betracht kommenden Verhältnisse,
insbesondere der steuerlichen und vermögensrechtlichen
erforderlich und das Großherzogliche Amt Olden¬
burg mit der Beschaffung bezüglicher Daten be¬
auftragt.

Abg . Hanken  bittet ums Wort.
Präsident : Das Wort kann ich nicht ertheilen. Die

Angelegenheit kann nur weiter verfolgt werden in Form
eines besonderen Antrages . Die Interpellation ist mit der
Beantwortung erledigt.

Es folgt Punkt 11 der Tagesordnung:

Selbstständiger Antrag der Abgeordneten für das
Fürstenthum Lübeck, betr . Mittel und Wege zur Hebung
der Landwirtschaft im Fürstenthum Lübeck.

Abg . Weber : M . H . ! Die Handelsverträge haben
zur Folge gehabt , daß sie nicht nur der Industrie die er¬
hofften Vortheile nicht gebracht , sondern daß sie auch der
Landwirthschaft zur Unrechten Zeit einen Theil des Zoll¬
schutzes geraubt haben , dessen dieselbe so nothwendig be¬
durfte . Aber das war noch nicht eigentlich das Schlimmste.
Die Regierung hat durch die Handelsverträge alle Haupt¬
mittel aus der Hand gegeben , um einer eventuellen wirth-
schaftlichen Krisis mit Erfolg begegnen zu können . Man
hat nun , nachdem die Verhältnisse sich immer mehr zuge¬
spitzt haben , nach den Mitteln gesucht , welche unbeschadet
der Handelsverträge geeignet sein könnten , der niedergedrückten
Landwirthschaft , soweit sie sich mit Körnerbau beschäftigt,
wieder auf die Beine zu helfen . Da spielen die Währungs¬
frage , die Margarinefrage , die Kreditfrage und außerdem
noch viele andere kleine Mittelchen und Fragen eine Rolle,
und es ist ja gar nicht zu leugnen , daß z. B . die Währungs¬
frage , die ja auch schon im Reichstage etwas ins Geleise
gekommen ist , indem er beschlossen hat , die Reichsregierung
zu ersuchen , eine Verständigung hierüber mit den auslän¬
dischen Regierungen zu veranstalten , durchaus keine unwich¬
tige ist , weil das Ausland zum großen Theil , welches mit
uns konknrrirt , infolge seiner schlechten Währung uns gegen¬
über , wo wir die Goldwährung haben , in der Lage ist,
für seine Produkte ein Aufgeld zu bekommen , wodurch
unsere Konkurrenzfähigkeit , abgesehen von den vielen anderen
Verhältnissen , nicht unerheblich geschädigt wird . Die Kredit¬
frage spielt an und für sich auch eine große Rolle . Es
ist sehr nothwendig , daß die kolossale Verschuldung der
Landwirthschaft wieder in Rückstauung gebracht werden
kann dnrch eine billigere Kreditgewährung . Aber alle Maß¬
nahmen haben gar keinen Zweck, so lange es nicht gelingt,
den Getreidebau produktiv zu gestalten . Was nützt der
billige Kredit , wenn die Landwirthschaft gezwungen ist,
immer wieder neue Schulden zu machen . Soviel man sich
auch mit Mitteln beschäftigt hat , auf eins ist man immer
wieder hinausgekommen , das ist die Hebung der Kornpreise.
Es sind diesbezüglich verschiedene Anträge eingebracht worden,
wie Ihnen bekannt ist . Ich will nicht Veranlassung nehmen,
speziell auf einige derselben einzugehen , aber daß eine ge¬
wisse Festlegung der Kornpreise erfolgt , liegt nicht nur im
Interesse der Landwirthschaft , daß sie vor dem Untergange
bewahrt wird , sondern es liegt auch sehr im Interesse der
Konsumenten , wenn auch nicht augenblicklich , so doch für
die Zukunft , denn die niedrigen Kornpreise sind dazu ange-
than , unsere Landwirthschaft kaput zu machen , und den
Körnerbau im Jnlaude so einzuschränken , daß wir vielleicht
in nicht ferner Zukunft gezwungen sind , das Korn vom
Auslande zu abnorm hohen Preisen aufzukaufen , weil wir
es nicht haben selber produziren können . Die landwirth-
liche Frage wird von großen Bevölkerungsklassen immer
als eine einseitige Jntereffenfrage der Landwirthe behandelt.
Wir stehen nicht auf diesem Standtpunkte . Wir vertreten
nicht die Interessen der Landwirthe allein , sondern mehr
der Landwirthschaft überhaupt . Denn wenn die Landwirthe
kaput gehen , dann ist auch der Grundbesitz so entkräftigt
und verwahrlost , daß sich niemand finden wird , ihm wieder
auf die Beine zu helfen.

Durch den Niedergang der Landwirthschaft wird das
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Handwerk zuerst in Mitleidenschaft gezogen , die Industrie
verliert an Absatzgebiet im Inneren , worauf sie hauptsächlich
angewiesen ist , denn sie kann nicht bloß exportiren wollen.
Die durch Vagabunden bevölkerten Landstraßen geben ein
beredtes Zeugniß von der allgemeinen Arbeitslosigkeit , von
der Unproduktivität aller Erwerbszweige , welche auf die
niedrigen Kornpreise zurückzuführen ist . Hier im Herzog¬
thum haben Sie vielleicht noch nicht in dem Maaße die
Nothlage gespürt , aber wer einigermaßen weitsichtig ist,
wird nicht verkennen , daß die große Missre der Landwirth-
schast im deutschen Vaterlande nicht ohne Einfluß bleiben
kann auch auf das Herzogthum . Ich brauche nur daran
zu erinnern , daß der Körnerbau überall in Deutschland
eingeschränkt wird , daß man sich vielmehr mit der Aufzucht
von Vieh beschäftigt , so auch im Fürstenthum Lübeck , wo
jetzt mehr Rindvieh und Schweine gezogen werden als sonst.
Sicher hat das in ein oder zwei Jahren auch auf das
Herzogthum Einfluß . Das Wohl des Staates erfordert
jedenfalls , daß Sie der landwirchschaftlichen Nothlage Ihr
ganzes Interesse entgegenbringen . Es giebt Volkskreise,
meine Herren , die das einzige Wohl des Landes darin
sehen , daß die Produkte , besonders die Getreideprodukte,
möglichst billig sind . Aber sehen wir durch alle Stände
der Berölkerung hindurch — wer hat denn durch die nie¬
drigen Kornpreise den großen Segen davongetragen ? Es ist
gar keine Frage , daß die Brotpreise in keinem Verhältniß
zu den Kornpreisen weichen ; es ist aber andererseits eine
sichere Bestimmtheit , daß sehr viele Leute hungern müssen,
weil die Kornpreise zu niedrig sind , und wenn gewisse
Volkskreise dennoch nicht von ihren liberalen Theorien ab-
lassen können , dann können wir Agrarier nur wünschen,
daß sie wenigstens konsequent darauf stehen bleiben . Dann
sagen wir : Wir sind gezwungen , unsere Produkte unter
Selbstkostenpreis abzugeben , wir können die Lasten für Staat
und Gemeinde nicht mehr tragen , dann mögen es diejenigen
thun , welche die vermeintlichen Vortheile genießen und die
die Schuld mit tragen , daß wir die billigen Kornpreise
haben . Das sollte nur ein Jahr lang geschehen , dann
würden auch die Liberalen die wüthendsten Agrarier werden,
denn in keinem Punkte ist der Mensch empfindlicher , als
wenn es ihm bis ans magere , an den Geldbeutel geht.
Wir haben niemals verleugnet , daß die agrarischen Inter¬
essen, die wir vertreten , auch Standesinteressen sind . Wir
haben einen Vorzug vor allen anderen Ständen und haben
keine Veranlassung , das zu verleugnen , daß unser Interesse
zusammenfällt mit dem Interesse des Staates und wir
haben darum geradezu ein Recht darauf , zu erwarten , daß
unserm Stande vom Staate besondere Fürsorge zugewendet
wird . Ich begründe das damit , weil der Staat von uns
Landwirthen gezwungen ist , Lasten zu fordern und zu
nehmen , welche wir eigentlich nicht aufbringen können,
welche wir aber aufbringen sollen , und daher besteht
für eine jede Staatsregierung die Pflicht , dafür Sorge
zu tragen , daß der Stand , auf den sie sich stützen muß,
auch dauernd in der Lage sei, diesen seinen Verpflichtungen
Nachkommen zu können . Wir haben Ihnen durch diesen Antrag
einmal eine Gelegenheit geben wollen , Stellung zu nehmen
zu der großen Frage der Zeit , welche auch unser Füsten-
thum aufs ernsteste beschäftigt und ergriffen hat . Uns

würden Sie keine große Enttäuschung bereiten , wenn Sie
wirklich einen so harmlos gefaßten Antrag nicht annehmen
wollten . Man würde das allerdings bei uns in Lübeck
und im großen deutschen Vaterlande kaum verstehen , daß
so etwas überhaupt möglich ist . (Heiterkeit .) Wir wollten
Ihnen Gelegenheit geben , daß >Lie auch von Ihrem Stand¬
punkte aus mit zugreifen und uns Ihre Hülfe nach besten
Kräften geben , ehe es zu spät wird , denn lange kann die
Situation , wie sie jetzt steht , nicht hinausgeschoben werden,
und eine zu späte Hülfe ist keine Hülfe mehr . Wenn unsere
Landwirthschaft wirklich im Großen znsammenbricht — und
die Gefahr ist nicht übertrieben — dann ist es nicht nur
keine Frage , daß der ganze Oldenburger Staat dadurch in
Mitleidenschaft gezogen wird , sondern auch , daß unser ganzes
deutsches Staatsgebäude mit unter den Trümmern der Land¬
wirthschaft begraben werden muß . Wir Landwirthe haben
mit Zähigkeit immer unfern Standpunkt vertreten und
kämpfen für die Existenz , nicht nur für unsere , sondern auch
des Staates , so lange wir die Hoffnung haben , entweder
einen durchschlagenden Erfolg zu erzielen , oder bis wir vom
eigenen Grund und Boden zurückweichen müssen . Ich bitte
Sie , diesem Antrag eine wohlwollende Berathung schenken
zu wollen , und wenn ' es irgend mit Ihrem Gewissen ver¬
einbar ist , ihn einstimmig zu unterstützen und anzunehmen.

Abg . Jürgens : Ich darf annehmen , daß wir auch
in diesem Hause darüber einverstanden sind , daß zur Zeit
die Landwirthschaft unter dem Zeichen einer ungünstigen
Konjunktur steht . Wir wollen nicht hoffen , daß dieselbe
eine dauernde bleibt , sondern wollen hoffen , daß es sich
eben nur um eine Konjunktur handelt , und man hat größere
Berechtigung zu dieser Hoffnung , weil wir vor nicht langer
Zeit mit recht hohen Kornpreisen zu rechnen hatten . An¬
dererseits kann man sich nicht des Gedankens erwehren:
Sollte wirklich eine dauernde rückgängige Konjunktur ein-
treten und sich halten , daß das zu großen wirthschaftlichen
Folgen führen muß , die nicht allein für den Standpunkt
der Landwirthe , sondern für das ganze Volksleben von
einschneidender Bedeutung sein müssen . Es ist erklärlich
bei den Verhältnissen Lübecks , daß diese Frage lebhaft er¬
örtert wird . Wir können im Herzogthum nicht von einem
Nothstande reden , aber alle einsichtsvollen Leute werden
sagen müssen , daß ein Rückgang eingetreten ist . Da ist es
mir außerordentlich angenehm , daß ich heute Morgen
ganz zufällig Gelegenheit hatte , einen Beweis in die Hände
zu bekommen für diesen Rückgang der Landwirthschaft und
die zunehmende Verschuldung , aus einem Amtsgerichtsbezirk
unseres Landes , wo nach Ausziehungen aus den Grund¬
büchern nachgewiesen wird , daß die Schulden des Bezirks
sich pro 1894 um 540 901 ^ vermehrt haben , immerhin
ein Zeichen , daß ein Rückgang eingetreten ist , wenn da
auch verschiedene Umstände und Faktoren in Betracht ge¬
zogen werden müssen . Ich kann noch bemerken , daß es sich
um einen Bezirk handelt , wo Industrie und Landwirthschaft
Hand in Hand gehen , wo also neben dem landwirthschaft-
lichen Betriebe noch industrielle Betriebe verbunden mit den
einzelnen Wirthschaften sich finden . Es liegt auf der Hand,
daß unter solchen Umständen es als eine Hauptaufgabe des
Staats betrachtet werden muß , für die Verhältnisse ein
offenes Auge zu haben , und ich kann es begreifen , wenn
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die Herren aus dem Fürstcnthum, wo die Sache wirklich
viel ernster liegt als hier , sich veranlaßt finden zu der
B 'tte an die Regierung, ihrerseits Mittel und Wege zu
finden, einen weiteren Rückgang zu verhindern. Ich meine
aber, bei dem Wohlwollen der Staatsregierung ist eine
Bitte fast überflüssig, weil sie selbst so viel Einsicht besitzt,
daß sie, ohne erst einen Impuls zu empfangen, für die
Sache wirken wird. Vor allem halte ich es für nothwcndig,
daß man aus dem Hcrzogthum darauf Bedacht nimmt zu
konstatiren, in welcher Weise der Rückgang unserer Land-
wirthschaft sich geltend macht, und zu diesem Zwecke ist es
ein Hauptmittel, wenn man stets auf die Verschuldung des
Grundbesitzes ein wachsames Auge hat. Ich weiß nicht, in
welchem Maaße es hier im Lande geschieht, größtentheils
werden die Einkommenstcuerrollenmaßgebend sein. Es
wäre aber ein außerordentlich wirksames Mittel , wenn die
Amtsgerichte angewiesen würden, ihrerseits Aufzeichnungen
aus den Grundbüchern eines Jahres zu machen, und ich
möchte daher mir erlauben, einen dahingehenden Antrag
einzubringen, der doch mit dem vorliegenden Anträge in
Verbindung steht, dahingehend:

Ich beantrage zu beschließen:
Der Landtag ersucht die Großherzogliche Staats-
regiernng, zur Herbeiführung einer Statistik über
die zunehmende Verschuldung des Grundbesitzes
die Amtsgerichte anznweisen, daß von denselben
alljährlich eine Nachweisung über die im abge-
lanfencn Jahre bei den Grundbüchern erfolgten
Eintragungen und Löschungen anzufertigen, welche
durch Angaben über die Zunahme oder Herab¬
minderung des Grundsteuer-Reinertrages und des
Brandkassentaxats der Gebäude, sowie über die
den Amtsgerichten etwa bekannt gewordenen Kauf¬
preise eiue Ergänzung finden müssen.

Ich möchte Sie bitten, diesen Antrag anznnehmen.
Der Antrag, der nach Ansicht des Präsidenten nicht

als Zusatzantrag gelten könne, sondern eigentlich ein Antrag
für sich sei, findet die erforderliche Unterstützung und wird
gleich mit zur Berathung gestellt.

Abg. Schultze : Daß die Landwirthschaft sich in einer
Zeit ungünstiger Konjunktur befindet, gebe ich gern zu.
Man muß sich dabei nur die Frage vorlegen: Sind das
vorübergehende oder chronische Zustände? Herr Weber  ist
der Meinung, daß diese Zustände hervorgerufen sind zu¬
nächst durch die Handelsverträge. Ich glaube, er befindet
sich da in einem großen Jrrthnm . Die riesige Zunahme
der Bevölkerung in Deutschland hat uns dahin gebracht,
daß wir immermehr Industrie betreiben müsse», um die
Bevölkerung zu ernähren. Wir haben thatsächlich eine
große Industrie , und die vielen Menschen, die daran be¬
theiligt sind, sind namentlich darauf angewiesen, daß die
Judustrieerzeuguisfe exportirt werde» können, denn man
kann sie im Lande nicht sümmtlich verbrauchen, das ist un¬
möglich. Wenn wir also cxportiren wollen, und das müssen
wir, so sind wir auf Handelsverträge angewiesen, und daß
dabei die Landwirthschaft zu kurz kommen könnte, kann ich
mir nicht erklären. Denn wenn wir eine industrielle Be¬
völkerung haben, die recht viel gebrauchen kann, weil sie I
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viel verdient, so kann das niemals ein Nachtheil für die
Landwirthschaft sein. Dann hat Herr Weber  die
Währungsverhältnisse als eine der Ursachen der Nothlage
der Landwirthschaft angegeben. Er meint, es giebt viele
ausländische Staaten , welche vermöge ihrer schlechteren
Währung billiger prodnziren können, und deshalb müssen
wir das nachahmen und auch eine schlechtere Währung ein¬
führen. Das scheint mir nicht logisch. Es scheint mir
nicht, daß die schlechten Währungsverhältnisse in Indien
z. B . die Getreidepreise so sehr herunterbringen können.
Die Transportverhältnissc haben sich so außerordentlichver¬
billigt im Laufe der letzten 10, 15 Jahre , daß wir im
Stande sind, billig einzuführen. Die Produktionsverhält¬
nisse haben sich so gestaltet, daß man im Anslande billiger
Körnerbau treiben kann als im Jnlandc . Ich erinnere
an Nordamerika. Die Währung ist dort kein Hinderniß;
die Löhne sind dort viel höher als bei uns, aber trotzdem
wird Getreide dort billiger produzirt. In anderen Ländern
ist dagegen die billigere Production ans die Bedürsnißlosig-
keit der Bewohner zurückzuführen. Dies alles und Ur¬
sachen, die wir nicht verhindern können. Das Getreide
wird billiger produzirt, wird billiger hierhergebracht, und
dadurch sinkt der Preis des einheimischen Getreides. Ob
der soweit sinkt, daß überall in Deutschland ein Nothstand
hervorgeruien wird, mag ich nicht entscheiden, ich glaube es
aber nicht. Im Fürstenthum Lübeck mag es so sein, das
werden die Herren besser kennen, im Herzogthum Olden¬
burg ist es nicht so, wie die Herren zngeben werden.
Selbst in den Distrikten, wo der Körncrbau überwiegt,
herrscht kein Nothstand, im Gcgentheil, man bemüht sich
von Jahr zu Jahr , größere Flüchen zu kultiviren, und muß
doch einen Vortheil dabei sehen. Nun sind wir im Lande
in gewisser Weise selbst in der Lage, einen Nothstand zu
beseitigen oder zu verhindern, indem wir gute Straßen,
Eisenbahnen und Kanäle bauen. Wir thun doch thatsäch¬
lich in dieser Beziehung alles Mögliche, aber das scheint
nach Ansicht der Herren aus dem Fürstenthum nicht aus-
zureichen. Sie wollen die Staatsregierung veranlassen, sich
an das Reich zu wenden; es sollen dort Bestrebungen
unterstützt werden, die auf die Erhöhung der Getreidepreise
abzielen. Also die Staatsregierung soll dazu beitragen, daß
man seitens der Reichöregierung eine künstliche Vertheuerung
der Getreidepreise vornimmt. Ich bin der Meinung, daß
wir durch die gegenwärtigenZölle, die Getreidcpreise schon
genug verthenert haben und cs nicht verantworten könnten,
wenn wir noch weiter gehen wollten, mit Rücksicht auf die
übrigen Erwerbsstünde. Wir haben nicht allein Landwirth¬
schaft, und wenn ich auch zngeben will, daß sie alle
mögliche Rücksicht verdient, so muß sie doch nicht so weit
vorgezogcn werden, daß andere Bernfsstände darunter leiden,
und das würde der Fall sein, wenn die Getreidepreise künst¬
lich erhöht würden. Denn die übrigen Berufsstände haben
nicht allein in Deutschland zu koukurrircn, sondern auch
ans dem Weltmärkte, und wollten wir die Getreidcpreise
und damit den ganzen Lebensunterhalt künstlich vcrthenern,
so würde dadurch unsere Exportsähigkeit geschwächt, wir
würden unsere Industrie im jetzigen Umfange nicht aufrecht
erhalten können, und wir würden auch der Landwirthschaft
indirekt damit schaden, weil wir nicht als gute Konsumenten,
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wie bisher , auftreten könnten . Die Produktionspreise des
Getreides sind auch innerhalb der deutschen Grenzen so
außerordentlich verschieden , daß , wenn die Herren in Lübeck
vielleicht sehr theuer produziren , ihnen irgend eine Ver-
theuerung , etwa von 20 oder 30 die Tonne , nicht viel
helfen würde , weil man in manchen Theilen Preußens
außerordentlich viel billiger produziren kann . Da müßten
Sie sich für das Fürstenthum Lübeck eine eigene Zoll¬
schranke und ganz besonders hohe Zölle verschaffen . (Heiter¬
keit.) Ich bin der Meinung , m. H ., daß wir uns nicht
darauf einlaffeu sollten , das Reich aufzufordern , eine künst¬
liche Vertheuerung der Getreidcprcise vorzunehmen . Wir
haben dazu keine Veranlassung , die Verhältnisse im Herzog¬
tum geben eine solche nicht . Schlechte Zeiten müssen ge¬
tragen werden . Nicht bloß die Getreidepreise sind schlecht,
sondern auch die fast aller Industrie - Erzeugnisse , aber es
schreit Niemand aus industriellen Kreisen : Bitte , Landwirth¬
schaft , komme mir zu Hilfe und übernimm einen Theil dieser
Lasten . Es gewinnt auch den Anschein , als ob man in
Berlin auf solche Bestrebungen nicht eingehen möchte , und
ich glaube , wir haben in der Person des Kaisers einen
mächtigen Schutzwall dagegen . Im Staatsrath ist der An¬
trag Kanitz mit allen gegen 4 Stimmen abgelehnt worden,
und es würde mir Freude machen , wenn der Antrag aus
dem Fürstenthum hier im Landtage mit allen gegen 3
Stimmen abgelehnt würde . (Heiterkeit .)

Abg . Schröder : Ich verstehe es wohl , daß die Herren
aus dem Fürstenthum das Bedürfniß haben , die Nothlage
ihrer Heimath zur Sprache zu bringen . Nach allen
Aeußcrungen ist dort die Lage keine rosige , die Landwirth¬
schaft hat mit einer übermäßigen Verschuldung des Grund¬
besitzes zu kämpfen . Ich kann deshalb den Versuch , Abhilfe
zu verschaffen , wohl begreifen . Anders steht es mit den
Mitteln , welche empfohlen werden . Ich bin indeß nicht
ganz der Meinung des Herrn Abg . Schnitze , daß der
Antrag darauf hiuausgeht , eine künstliche Vertheuerung des
Getreides anzuempfehlen ; andererseits auch lese ich nicht
heraus , man solle das Reich auffordern , vielmehr steht in
dem ersten Satze nur enthalten , die Regierung zu ersuchen,
ihrerseits Mittel und Wege zu finden , um der Landwirth¬
schaft im Fürstenthum Lübeck zu helfen . Ich nehme als
selbstredend an , daß unsere Regierung , wenn sie sich von
einem dort herrschenden Nothstande überzeugt hat , ihrerseits
pflichtgemäß alles thun wird , um der bestehenden Kalamität
zu steuern , daß sie , soweit es mit Hülfe des Fürstenthums
oder auch durch andere legale Mittel möglich ist , der Land¬
wirthschaft unter die Arme greifen und nichts unversucht
lassen wird , um den wirthschaftlichen Zustand zu heben.
Ich lese aber weiter aus dem Anträge heraus , daß man
beabsichtigt , die Regierung aufzufordern , sie möge eventuell
die Bestrebungen der Reichsregierung dadurch unterstützen,
daß sie direkt den Bevollmächtigten beim Bundesrath in-
struirt , etwaigen Unternehmungen der Reichsregieruug zur
Hebung der Landwirthschaft beizutreten . Ich glaube , das
ist überflüssig ; denn soweit ich informirt bin , tritt die
Reichsregierung niemals mit einer Vorlage hervor , ehe der
Bundesrnth darüber abgestimmt hat , und als Mitglied des
Bundesraths ist doch auch der Vertreter Oldenburgs ein
Theil der Reichsregierung ; wir haben es also jedes Mal,

wenn die Reichsregierung mit irgend einer Sache in Bezug
auf die Landwirthschaft hervortritt , mit einem Gegenstände
zu thun , zu dem bereits die Oldenburger Regierung Stel¬
lung genommen hat . Wie sie Stellung nehmen soll , das
ihr einzeln vorzuschreiben , besonders wo es sich um Lübeck
speziell handelt , können wir nicht beabsichtigen . Die Staats¬
regierung wird das Gesammtinteresse des Gesammtstaates
wahrzunehmen haben und darnach die Instruktion ihres
Vertreters richten . Heute ist hier im Laufe der Debatte
verschiedentlich darauf hiugewiesen worden , daß die Land¬
wirthschaft in einer Nothlage sich befinde . Abweichende
Meinungen sind darüber laut geworden , ob diese Nothlage
als chronischer Zustand oder als vorübergehend anzusehen
ist . Ich bin der Meinung , daß wir noch einer kommenden
schlechten Zeit entgegen gehen , ich bin nicht geneigt , einer
Besserung entgegenzusehen . Ich glaube auch , daß alle
Landpnrthe , auch die unseres Herzogthums , Interesse daran
haben , wenn die körnerbauenden Bezirke im deutschen Vater¬
lande und außerhalb in die Lage versetzt würden , vortheil-
hafter zu produziren ; denn so lange da nicht eine Aenderuug
eintritt , wird auch die Viehzucht treibende Landwirthschaft
iu Mitleidenschaft gezogen . Die niedrigen Kornpreisc werden
eine Depression der Viehpreise im Gefolge haben müssen,
und so können wir alle nur wünschen , daß recht bald durch
die Hebung der Kornpreise eine Hebung auch auf anderen
Gebieten stattfinde . Ich halte cs aber für gewagt , einseitig
die Hebung der Kornpreise zu befürworten . Meines Er¬
achtens darf keineswegs aus dem Wege der Gewalt , wenn
ich mich so ausdrücken darf , auf künstlichem Wege , wie es
Herr Schultze nannte , eine Steigerung des Preises herbei¬
geführt werden , weil man nicht übersieht , ob diejenigen
Leute , die den Nachtheil davon haben , ihrerseits nicht ebenso,
wenn nicht vielleicht noch mehr in ihrer Existenz bedroht
werden als diejenigen , die zur Zeit unter den niedrigen
Preisen leiden , man also nur die Noth von der einen
Schulter weguimmt , um sie auf die andere zu legen . Ich
glaube , auf den Antrag der Herren aus dem Fürstenthum
nicht näher eingehen zu brauchen ; meine Stellung nehme
ich also dahin , daß ich den Antrag nicht zur Annahme für
geeignet halte.

Ich möchte noch kurz auf den Antrag des Herrn
Jürgens eingehen , der aus dem Grade der Verschuldung
unseres Grundbesitzes einen Maaßstab für die Prosperität
der Landwirthschaft herleitet . Dieser Auffassung kann ich
nicht unbedingt beitreten . Wir haben im Herzogthum Olden¬
burg seit einer kurzen Reihe von Jahren erleben können,
daß unter Wirkung des neuen Erbrechtes , welches 1873
eingeführt ist , eine vermehrte Verschuldung der Landwirth¬
schaft eingetreten ist ; ich glaube , das wird Herr Jürgens
zugeben ; wir haben andererseits gesehen , daß da , wo das
Anerbenrecht mit hohem Prozentsatz im Voraus herrschte,
recht gesunde Verhältnisse eingetreten waren , so daß keines¬
wegs unbedingt etwa aus der zunehmenden Verschuldung
des Grundbesitzes nun die Nothlage der Landwirthschaft
gefolgert werden kann . Daß beide mit einander in Verbin¬
dung stehen , möchte ich nicht leugnen , aber es ist etwas
Anderes : Einen Grundbesitz verschulden , als , als Landwirth
nothleiden . Ob der Weg , den der Antrag Jürgens  im
Auge hat , gangbar ist , übersehe ich nicht , habe aber meine
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Zweifel. Was hilft es uns , wenn aus den staatlichen
Registern festgestellt wird , um so und soviel Prozent hat
in dem oder jenem Bezirk die Verschuldung zugenommen.
Wir müssen jedesmal bei diesen statistischen Feststellungen
die Ursache kennen, und es wird nicht gut möglich sein, die
Gerichte auch zu beauftragen: Forscht nach, aus welchen
Gründen der Grundbesitz weiter belastet worden ist. Ich
wage nicht, aus der einfachen Thatsache der Verschuldung
den Schluß zu ziehen, den Herr Jürgens  zu ziehen ge¬
neigt ist und lehne seinen Antrag deshalb ebenfalls ab.

Abg. Meyer : Ich werde mit voller Ueberzeugung
gern für den Antrag Weber  stimmen! Wenn ich Mitglied
des Reichstags, Mitglied des Bundesraths oder irgend einer
Korporation wäre, die sich mit einer Einrichtung, wie der
Antrag Kanitz,  zu befassen hat, so würde ich nach den
Informationen , die ich mir über die Maßregeln zur Hebung
der Getreidepreise, welche dadurch bedingt werden, verschafft
habe, nicht dafür sein können, denn ich halte den Antrag
Kanitz  überhaupt für unausführbar . Ich würde demnach
auch den Antrag Weber  ablehnen, wenn derselbe ganz aus¬
drücklich den Antrag Kanitz  in Aussicht nähme, oder wenn
er so gesetzt wäre, daß cs sich ausschließlich nur um diesen
Antrag handeln könnte. Es ist dies nicht der Fall , der
Antrag der Kollegen aus dem Fürstenthum Lübeck bewegt
sich in ganz allgemeiner Fassung und kann ich daher, trotz¬
dem mir der gedachte Kanitz ' sche  Antrag durchaus nicht
gefällt, dennoch für den vorliegenden Antrag mit Ueber¬
zeugung entschieden eintreten.

Die Anschauungen, die Herr Weber  uns Eingangs
vorgetragen hat, theile ich völlig und bin auch der Meinung,
daß unter allen Zweigen menschlicher Thätigkeit die Land-
wirthschaft der wichtigste ist und den Vorzug für sich in
Anspruch nehmen kann, daß ohne Landwirthschafteben auch
die übrigen Gewerbe nicht bestehen, ohne den Stand der
Landwirthe auch die übrigen Stände nicht existiren können.
Es ist ganz richtig das Wort : „Hat der Bauer Geld, hats
die ganze Welt," hat er aber keins, dann haben auch die
Andern keins, und sollte, was ich nicht hoffen will. — ich
will hoffen, daß mit Gottes Hülse eine solche Calamität
von dem deutschen Volke, von Europa und von der mensch¬
lichen Gesellschaft abgewendet werde, — sollte aber wirklich
die Befürchtung sich bewahrheiten, die von Herrn Abg.
Weber  warnend hervorgehoben wurde, nämlich daß jemals
die Landwirthschaft als solche vollständig zu Grunde ginge
und mit der Landwirthschaft auch der Grund und Boden
den Eigenthümern, die ihn gegenwärtig haben, in Folge
eines Krachs, will ich einmal sagen, verloren ginge, — so
würde das den Untergang unserer Staats - und Gesellschafts¬
ordnung bedeuten. Es würde auf keine andere Weise das
Ziel einer gewissen politischen Secte besser erreicht werden
als dadurch, daß man Grundbesitz und Landwirthschaft völlig
zu Grunde richtet.

Nun werden Sie , m. H., mit Herrn Weber  und mir
darin übereinstimmen, daß jedes Gewerbe demjenigen, der
cs betreibt, einen gewissen Gewinn abwerfen muß. Die
Landwirthschaft thut dies bei den jetzigen Kornpreisen aber
nicht mehr, sie deckt in vielen Gegenden kaum mehr die
Betriebskosten. Zwar kommt es dabei ganz auf die Ver¬

hältnisse an, so daß es auch jetzt noch Gegenden geben mag
und vielleicht noch mehr, als es nach der Presse scheint, wo
trotz des niedrigen Preises ein lohnender Betrieb noch mög¬
lich ist, — wenn nämlich die Prodnctionsbedingungenaußer¬
ordentlich günstige sind. Aber bei dem durchschnittlichen
Maße  dieser Bedingungen wird man zugeben müssen, daß
bei dem gegenwärtigen Stande der Getreidepreise es nicht
möglich ist, die Landwirthschaft noch mit Vortheil zu be¬
treiben, wenn man das Getreide direkt verkauft,
und so möchte ich mich bereit erklären, in besonderer Rück¬
sichtnahme auch auf die Lübecker Verhältnisse für den Antrag
Weber  zu stimmen, denn dort machen die landwirthschaft-
lichen Betriebsverhältnisse den Getreide- Verkauf unbedingt
nothwendig, was bei den Verhältnissen im Herzogthum anders
liegt. In Rücksicht auf diese Thatsache bin ich genöthigt
auf unsere landwirthschaftlichen Verhältnisse im
Herzogthum  etwas näher einzugehen.

Herr Abg. Jürgens  hat schon betont und ich glaube,
auch Herr Schröder  hat darin zugestimmt, daß wir uns
in Bezug auf die Interessen der Landwirthschaft im Herzog¬
tum Oldenburg mit unfern Berufsgenoffen in den übrigen
Theilen des Reiches dennoch solidarisch fühlen müssen.
Diese Solidarität leite ich einmal ab von dem, was ich
oben schon gesagt: aus der Erkenntniß der außerordentlichen
Wichtigkeit, die die Landwirthschaft und der Grundbesitz hat
für das Bestehen des Staates und für die Fortexistenz der
Menschheit. Ich habe aber auch noch andere Gründe dafür
ins Feld zu führen, die mehr lokaler und privater Natur
sind. Wir befinden uns thatsächlich in unserm Lande in
Bezug auf die landwirthschaftlichen Verhältnisse zur Zeit
in exceptionell günstiger Lage und ich bin mit dem, was
Herr Jürgens  gesagt hat, in dem Punkte nicht ganz ein¬
verstanden, daß ich nicht zugebe, daß in irgend einem Theile
das Herzogthums zur Zeit eine schlechte, mangelhafte oder
ungünstige Konjunktur für unser landwirthschaftliches Ge¬
werbe herrscht, mit Ausnahme vielleicht der ganz wenigen
Landwirthe, vielleicht 5 °/o derselben, die heutzutage auch
hier noch, vielleicht durch die Größe ihres Betriebes, darauf
angewiesen sind, ihr Getreide durch direkten Verkauf zu
verwerthen. Bei den übrigen Getreide producirenden Land-
wirthen des Herzogthums hat sich, veranlaßt durch die Noth
der Zeit, schon seit lange ein Wirthschaftssystem ausgebildet,
welches darin besteht, daß man das Getreide nicht als
solches verkauft, sondern es in Viehproducte umwandelt,
weil nun aber der Getreidepreis in neuerer Zeit eine stetige
Herabminderung erfahren hat, wogegen Alles, was Vieh
heißt und vom Vieh stammt (vielleicht mit Ausnahme der
Wolle und der Kuhhäute) („Heiterkeit"), fortgesetzt an Werth
zugenommen hat, so folgt daraus klar und deutlich, daß
derjenige Landwirth bestehen kann, der das Getreide als
Rohprodukt für die Zwecke der Viehwirthschaft verwendet.
— Das thut der oldenburgische Landwirth fast durchweg.
Außerdem fällt ein großer Theil unsers Landes überhaupt
als kornproducirendes kaum ins Gewicht, da derselbe wesent¬
lich aus Weiden und Wiesen besteht und nur Futter pro-
ducirt. Derselbe nimmt durch seine natürlichen Verhältnisse
in günstiger Weise Theil an den Vorzügen, die durch die
lohnende Viehproduktion herbeigeführt werden. Sie werden
mit mir einverstanden sein, m. H., daß sich das durchweg
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so verhält , wie ich cs geschildert Hobe und daß somit unsere
oldenburgische Lciudwirthschoft im Herzogthum wesentlich
ihren Stützpunkt findet in den Preisen der Viehprodukte.
Was das Zuchtrindvieh , was das Pferd kostet , das wir
ausführen ans unserer Marsch , das hat für uns die größte
Bedeutung , dagegen interessirt uns insofern die Frage : wie
hoch die Getreidepreise sind ? nur , als wir bei niedrigem
Stande derselben unser Rohmaterial billig haben . Bei
uns auf der Geest ist cs von größter Bedeutung , wie
sich der Preis der Schweine stellt gegenüber den Ge¬
treidepreisen , in welchem Verhältnis ; das Rohprodukt - Ge¬
treide gegenüber den Preisen des Viehes steht . Darin liegt
für uns der Schwerpunkt unserer Unternehmungen . In
den letzten Jahren haben wir nun bei niedrigen Getreide-
Preisen immer hohe Vichpreisc gehabt , darum können wir
bestehen und dürfen somit im Herzogthum m . E . über
schlechte Zeiten nicht klagen . Ich bin aber mit Herrn
Jürgens  darin ganz einverstanden , daß mangelhafte land-
wirthschastlichc Conjuncturen , wenn sic zwar zur Zeit nicht
bei nusern landwirthschaftlichen Verhältnissen im Hcrzog-
thum bestehen , dagegen aber in hohem Grade die gesummten
deutschen landwirthschaftlicbcn Verhältnisse beeinflussen,
denn ein Wirthschaftssystem , wie wir es haben,
läßt sich eben nur in unserer Lage durchführen.

Ich komme nun zu dem , was ich besonders hervor¬
heben wollte (Heiterkeit ) — ich hoffe aber , daß Ihnen das
gar nicht so ganz uninteressant ist , — zu den weiteren
Gründen , die uns veranlassen müssen , ungeachtet unserer
Lokalvcrhältuisse , uns solidarisch zu erklären mit der ge¬
stimmten deutschen  Landwirthschaft und die uns veran¬
lassen müssen , Bestrebungen die Hand zu bieten , wie sie in
dem vorliegenden Anträge zum Ausdruck gelangen.

Damit wir für das , was wir ausführen , Käufer haben,
ist cs von größter Wichtigkeit , die Landwirthe anderer
Gegenden kaufkräftig zu erhalten , die uns das werthvolle
Znchtmaterial , wie wir cs ausführen , abkaufen können —
und daS sind vielfach diejenigen , welche jetzt leiden unter
dem allgemeinen Nothstande . Sie führen ans unseren
Marschen die bessern Riudviehsortcn , aus den Geesten Zucht¬
schweine u . s. w . ein . Wenn jene Landwirthe in den öst¬
lichen Provinzen nicht mehr kauffähig sind , so wird dadurch
unser Betrieb in hohem Grade in Mitleidenschaft gezogen.

Ein fernerer Faktor fällt schwer in die Waagschale.
Wir müssen fürchten , daß doch auch in andern Gegenden
Deutschlands viele Landwirthe zu einem System gedrängt
werden könnten , wie wir es hier befolgen . Dadurch würde
aber eine so große Ucberproduktion in der Viehzucht ein-
tretcn , daß wir alsdann sicher erdrückt würden , und bin ich
auch aus diesem Grunde der Meinung , daß wir dem
Web ersehen Anträge nicht blos zustimmen können , sondern
dies in eigenem Interesse auch müssen , zumal das , was der
Antrag beabsichtigt , auch ohne solche oder ähnliche Ein¬
richtungen zu erreichen sein wird , als der Antrag Kanitz
sie bezweckt.

Herr Weber  hat nun dabei auch unsere Währungs-
Verhältnisse gestreift und muß ich mir gestatten , darüber
einige Worte zu sagen . Mit allen Agrariern , zu denen
ich damals auch schon gehörte , war ich, als man 1879 in

Deutschland zur Goldwährung überging , der Ansicht , daß
dieselbe für uns nicht Paßt und dieselbe den Interessen der
Landwirthschaft und des Grundbesitzes nicht entspricht.
Diese Befürchtung hat sich leider als nur zu wahr herausgestellt,
denn ein großer Theil der jetzigen allgemeinen laudwirthschaftl.
Kalamität darf Wohl auf das Konto der Einführung eines
andern Währnngssystcms geschrieben werden . Thatsächlich
hat sich sodann auch herausgestellt , daß das Reich Millionen
über Millionen dabei eingebüßt und wir uns dennoch zur
Zeit thatsächlich in der gemischten Währung befinden.
Allein heutzutage , wo das Maaß des Gebietes der Gold¬
währung auch weiter sich vermehrt hat , wird es eine sehr
schwierige Aufgabe sein , davon wieder los zu kommen , und
ist dies nur möglich auf dem Wege einer vertragsmäßigen
internationalen Regelung , welche große Schwierigkeiten haben
wird . — Ich sehe , day die Herren vom Bürenu auf die
Uhr weisen , und ich gebe zu , daß dies eine gewisse Berech¬
tigung hat und die geschäftsordnungsmäßigc Zeit bereits
abgclaufen ist , die dem Redner zur Verfügung steht . —
(Präsident : „Ja ." )

Dennoch möchte ich Sie bitten , m. H , zu entschuldigen,
wenn ich noch ein paar Worte sage über die von Herrn
Jürgens  verlangte Vcrschuldungsstatistik nnsers Herzog¬
thums . Vor Kurzem habe ich Gelegenheit gehabt , mich
grade mit dieser Angelegenheit in eingehender Weise zu be¬
schäftigen und habe mir durch Vermittlung des Großherzog¬
lichen statistischen Bureaus das Material verschafft , was
nöthig war , um zu zuverlässigen Zahlen in Hinsicht unserer
Grundverschuldung zu gelangen , die ich dann , wie vielen
der Herren bekannt ist , zum Gegenstände eines Referats
gemacht habe , das ich bei Gelegenheit einer Central -Aus-
schnßsitzung der Oldenburgischen Landwirthschafts -Gesellschaft
erstattet habe . Dabei habe ich mich überzeugt , daß that¬
sächlich die Verschuldung innerhalb eines Zeitraums von
länger als einem Vwrteljahrhnndert im Herzogthum nirgends
in einem sehr bedenklichen Grade zugenommen hat und sich
zur Zeit noch in Grenzen bewegt , um welche uns andere
Theilc des deutschen Vaterlandes zu beneiden alle Ursache
haben , da darnach die durchschnittliche Schuldbelastung
des Rentenwerths der Grundstücke nicht übersteigt . Zahlen
aus anderen Staaten stehen mir nicht zu Gebote , jedoch
habe ich erfahren , daß in Prenßen der Grundbesitz in den
letzten 10 Jahren 14/2 Milliarden Schulden mehr bekommen
hat . Wenn Herr Jürgens  ein Beispiel ans unserm Her¬
zogthum angeführt hat , welches dem Anschein nach für die
neuere Zeit ein ungünstigeres Resultat ergiebt , als die
Statistik für einen längern Zeitraum beweist , so wird sich
dagegen ja nicbts eiuwenden lassen , und wäre es bedauer¬
lich, wenn sich ein solches Verhältniß als Regel Heraus¬
stellen möcbte . Für eine au der Hand des neuen Grund-
buchweseus ja leicht durchznführcnde diesbezügliche Statistik
kann ich mich aufs Entschiedenste erklären , gestatte mir aber
darauf hinzuwciseu , daß uns auch in den Offenbarungen
der Steuerpflichtigen , welche alljährlich behufs Einschätzung
zur Einkommensteuer gemacht werden , ein zuverlässiges und
schätzbares Material zur Verfügung steht , in mancher Hinsicht
vielleicht zutreffender als dasjenige der Grundbücher , die auf
die Personalschulden doch keine Rücksicht nehmen können.

Ich möchte nun — (Der Präsident erinnert den Redner
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an die vorgerückte Zeit .) Nur noch ein paar Worte . Was
uns im Herzogthmn Noth thnt , sind nicht so sehr Maß¬
regeln . wie der vorliegende Antrag sic im Auge hat ; wir
brauchen eine Steuerreform , wie ich sie im vorigen Landtage
beantragt habe , da wir an einer Ucberlaftnng des Grund¬
besitzes mit Steuern leiden . Hoffentlich wird die Staats-
regiernng bald eine Form finden , die dahin führt , einen
berechtigten Ausgleich der Interessen nach dieser Richtung
herbeizuführen , das gesammte Vermögen gleichmäßig zu be¬
steuern und nicht den Grundbesitz in solchem Maße vor-
;nbelasten , wie es jetzt geschieht. Daher fort mit der Grund-
und Gebäudesteuer in ihrer jetzigen Gestalt und dafür ein
anderes Steuersystem!

Präsident : Es ist ein Antrag auf Schluß der De¬
batte eingcgangen von dem Abgeordneten Feldhns . Der
Antrag wird unterstützt . Zum Wort haben sich noch ge¬
meldet die Abgeordneten Jken , Feldhns , Zeidler,
Jürgens , Weber.

Der Schlußantrag wird angenommen.

Abg . Jürgens (zu einer persönlichen Bemerkung ) :
Ich möchte nur konstatiren , daß mir durch den Schluß der
Debatte die Möglichkeit genommen ist , auf Angriffe , die ich
erfahren habe , von zwei Seiten , den Abgeordneten Schröder
und Meyer,  zu erwidern.

Abg . Weber : Ich stelle den Antrag auf namentliche
Abstimmung nur für unseren Antrag.

Präsident : Der Antrag des Abg. Jürgens  war
kein Abändernngsantrag , sondern streng genommen ein selbst¬
ständiger . Der Landtag hat aber beschlossen , über beide
zu bcrathen , es wird also über beide getrennt abznstimmen
sein . (Ruf : Bitte um Verlesung !) Der selbstständige An¬
trag bedarf der Verlesung nicht mehr , der liegt vor . Der
Antrag Jürgens  lautet so:

(Wird verlesen .)

Es wird die namentliche Abstimmung , mit dem Buch¬
staben L beginnend , vorgenommen . Der Antrag Weber
wird mit 22 gegen 11 Stimmen abgelehnt.

Darauf wird auch der Antrag Jürgens  abgelehnt.

Präsident : Damit wären unsere Geschäfte erledigt.
Das Wort hat Herr Minister Heumann.

Minister Heumann : Nachdem der Landtag des Groß¬
herzogthums nunmehr seine gesammten Geschäfte erledigt
hat , erkläre ich denselben im Aufträge Seiner Königlichen
Hoheit des Großherzogs hierdurch für geschloffen.

Präsident : Bevor wir auseinander gehe» , bitte ich
Sie , mit mir einzustimmen in den Ruf , mit dem wir die
Verhandlungen eröffnet haben:

Seine Königliche Hoheit , unser allverehrter Groß¬
herzog , lebe hoch, hoch, hoch!

(Lebhafte Zustimmung .)
Ich schließe die Sitzung.
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